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Ach, sind wir bunt ...

Wir sind bunt, will sagen, wir repräsentieren das denkbar umfassendste
demokratische Spektrum und uns eint die Stellungnahme gegen rechts
oder verwandte anti-demokratische Machenschaften.

Mit der spektral-invasiven Gesamtdisposition und jenen integrativen,
Mehrheitsabsprachen verpflichteten Selbstbestimmungsfähigkeiten
stellen wir den gelegentlich vorherrschenden Meinungs- und
Überzeugungsdurchschnitt im allgemeinen und die normative Abgrenzung
im besonderen in den Fokus unserer Absichten.

Bunter geht es wirklich nicht; gemahnt uns doch diese Dominanz nicht
zu überbietender Konvention an einen Buntstiftkasten, dessen Freiheit
und Funktion sich ausschließlich auf die ordentliche Bereitstellung
einer entsprechenden Auswahl von Farben beschränken läßt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


30. August 2019
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WALD/399: Hambacher Forst - die Gefahr ist nicht gebannt ... (kommunikatz)


kommunikatz - Pressemitteilung vom 4. September 2019

Sounds for Climate - Musik und Party für den Hambacher Wald und gegen
die Klimazerstörung



Am Samstag, dem 14.09.2019 findet zum ersten Mal das "Sounds for
Climate"-Festival im Tuchwerk Soers - fast in Hörweite des Hambi -
statt. Von 12 bis 22 Uhr soll mit guter Musik, veganem Essen, einem
Upcycling-Workshop und weiteren Programmpunkten mit Freude und
Kreativität auf die schönen Seiten eines nachhaltigen Lebens aufmerksam
gemacht werden.

Arne Siwitza, im Orga-Team für Technik und Bands zuständig, hatte früh
eine klare Vorstellung vom ersten Klimafestival Aachens: "Wir wollten
rebellische Gigs gegen die Zerstörung unserer Lebensgrundlage
organisieren". Das hat funktioniert: Hauptacts sind Bodo Wartke und die
Band Final Virus, außerdem treten das Gerd Schinkel Trio, die MUFAB
Circle Singers mit Viola Kramer", Klaus der Geiger & Marius Peters und
The Bloodstrings auf. Verschiedene Organisationen und
Initiativen der Klimagerechtigkeitsbewegung wie Extinction Rebellion,
die Bürgerenergiegenossenschaft Energiegewinner oder Aachen Unverpackt
sind mit Infoständen vertreten. Das vegane Catering übernehmen die
Coffee-Bee, der Lola Paroli Foodtruck, Pfannenzauber und die
Aktionsküche Nordeifel.

Schon während der Vorbereitung war die Resonanz gigantisch. So viele
Künstlerinnen und Künstler wollten dabei sein, dass die
Organisator*innen einigen sogar wieder absagen mussten. Ganz besonders
freut sich die Gruppe über den Auftritt von Bodo Wartke, der letztes
Jahr sein berühmtes Lied über den Hambacher Wald geschrieben hat, das er
hoffentlich auch spielen wird.

Ziel des Festivals ist vor allem, die Klimagerechtigkeitsbewegung und
ihre Erfolge einfach mal zu feiern. Rüdiger Haude vom Orga-Team nennt
das "seelische Nachhaltigkeit": "Bei Sounds for Climate tankt die
Klimabewegung Energie und Motivation, denn unser Kampf gegen die
Klimakiller à la RWE braucht einen langen Atem. Die Nachrichten rund um
die Klima-Thematik sind überwiegend bedrückend und jedem noch so
engagierten Menschen kann bei Alledem schonmal der Mut vergehen. Die
Untätigkeit der Politik frustriert Viele zusätzlich. Die politische
Auseinandersetzung soll nun mit Fröhlichkeit und Tanzen verknüpft werden.

Das bunte Angebot will aber auch ein Bewusstsein für die aktuelle
Situation schaffen, indem es Menschen zum Nachdenken anregt, die
vielleicht einfach nur kommen, um die eine oder andere Band zu sehen.
Auch die Erkenntnis, dass veganes Essen sehr lecker sein kann, ist
vielleicht für Manche neu. Sozialarbeiterin Vera Kirch vom Orga-Team
sagt: "Ich finde es besonders wichtig, den Leuten zu vermitteln, dass
nachhaltiges Handeln weniger mit Verzicht und Arbeit zutun hat, als mit
Selbstwirksamkeit und Spaß." Beim Upcycling-Workshop ist daher Jede*r
eingeladen, in geselliger Runde etwas Altem einen ganz neuen Wert zu
geben. Wenn zum Schluss sogar noch ein paar Spenden für die
Klimagerechtigkeitsbewegung zusammenkommen, würde das die Freude nochmal
vergrößern.

Organisiert wird das Festival vom "Hambi Support Aachen", der im letzten
Sommer die Verteidigung des Hambacher Waldes aktiv und erfolgreich
unterstützt hat. Die künstlerisch und kulturell außerordentlich gut
aufgestellte Aachener Gruppe konnte schon eine große Vielfalt von
Aktionen umsetzen, von einer Baumbesetzung auf dem Weihnachtsmarkt bis
hin zum Kinotrailer "May the Forst be with you", der in vielen Kinos
bundesweit zu sehen war.

Im letzten Jahr, vor allem rund um die höchst umstrittene Räumung im
Spätsommer 2018, war der Hambacher Wald in aller Munde. In diesem Jahr
ist es ruhiger um die bedrohte Region geworden. Die Klima- und
Naturzerstörung durch RWE und seine Tagebaue schreitet jedoch weiter
voran und das Thema bleibt hochaktuell. Der Konzern verfeuert nach wie
vor den CO2-intensivsten Brennstoff schlechthin, die Braunkohle, um
daraus Strom zu gewinnen. Jahrhunderte alte Dörfer werden noch immer für
diese ewig gestrige Technologie umgesiedelt, obwohl an ihren Standorten
wegen des unvermeidlich anstehenden Kohleausstiegs nie Kohle abgebaut
werden darf. Der Restwald trocknet aus, weil RWE noch immer Grundwasser
abpumpt und den Bäumen so nicht nur ihre Lebensgrundlage sondern auch
ihre Stabilität entzieht - ein auf allen Ebenen zerstörerisches
Geschäft. Gegen all diese Machenschaften und Entwicklungen stellt sich
"Sounds for Climate" mit konstruktiven und kreativen Mitteln.


14.09.2019

"Sounds for Climate"

12-22 Uhr, Tuchwerk Soers

http://www.facebook.com/soundsforclimate

Webpräsenzen der Künstler*innen und Beteiligten

Bodo Wartke

https://www.facebook.com/bodowartke/

https://www.bodowartke.de/

Final Virus

https://final-virus.com/home.html

https://www.facebook.com/finalvirus/

Gerd Schinkel

https://twitter.com/gerdschinkel?lang=en

Klaus der Geiger

https://www.klausdergeiger.de/

https://www.facebook.com/klaus.der.geiger/

The Bloodstrings

https://www.facebook.com/thebloodstrings/

Foodtruck Lolaparoli

https://www.road-food.mobi/wordpress/212-2/

https://www.facebook.com/LolaParoli-1606494336235501/

Pfannenzauber

https://pfannenzauber-aachen.de/

https://www.facebook.com/Pfannenzauber/

 * 

Quelle:

kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2019 
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KOHLEALARM/634: Klimakampf und Kohlefront - halbherzig parteiisch ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Gemeinsame Pressemitteilung vom 30. August 2019

Gericht stoppt Tagebau Jänschwalde aufgrund schwerer Versäumnisse des
Betreibers



Tagebau Jänschwalde muss ab 1. September 2019 in Sicherheitsbetrieb
gehen - Verwaltungsgericht Cottbus lehnt Antrag auf Fristverlängerung der
Betreiberin LEAG ab - Jahrelange Versäumnisse der LEAG sind verantwortlich
für kurzfristigen Stopp des Tagebaus

Berlin/Cottbus, 30.8.2019: Das Verwaltungsgericht Cottbus hat am Freitag
den Antrag der Tagebaubetreiberin LEAG abgelehnt, einen Beschluss vom 27.
Juni 2019 abzuändern. Die LEAG hatte beantragt, die Wirkung des
erfolgreichen Eilantrages der Umweltverbände gegen den Tagebaubetrieb erst
zum 30. November 2019 eintreten zu lassen, sofern auch bis dahin der Mangel
der fehlenden FFH-Verträglichkeitsprüfung nicht geheilt werden könne. Bis
dahin wollte die LEAG den Tagebaubetrieb trotz der vom Gericht angenommenen
Rechtswidrigkeit aufrechterhalten. Deutsche Umwelthilfe (DUH) und Grüne
Liga bewerten den Beschluss des Verwaltungsgerichts Cottbus als
überfälligen Beitrag für den Naturschutz vor Ort.

Nun muss die LEAG ab Sonntag, den 1. September 2019, den Tagebau auf einen
sogenannten Sicherheitsbetrieb herunterfahren. Damit bleibt lediglich die
Aufrechterhaltung einer etwaigen Wiederaufnahme der Kohleförderung
gewährleistet.

Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Der Stopp der
Braunkohleförderung schützt unmittelbar Pflanzen und Tiere in der Nähe des
Tagebaus Jänschwalde. Dass es zu einem kurzfristigen Anhalten des Tagebaus
kommt, ist allein dem abenteuerlichen Umgang von LEAG und Bergbehörde mit
europäischem Naturschutzrecht geschuldet."

Laut Beschluss des Verwaltungsgerichts Cottbus ist der Hauptbetriebsplan
des Tagebaus rechtswidrig vom Landesbergamt Brandenburg (LBGR) genehmigt
worden, weil wichtige FFH-Verträglichkeitsprüfungen fehlen. Durch
Grundwasserabsenkungen bedroht der Tagebau geschützte Feucht- und
Moorgebiete in seinem Umfeld. Die Klagegemeinschaft von DUH und Grüner Liga
hatte deshalb gegen die Genehmigung des Hauptbetriebsplan geklagt.

Rene Schuster von der Grünen Liga: "Die LEAG-Beschäftigten haben darauf
vertraut, dass der Tagebau nach Recht und Gesetz geführt wird - sie sind
von den Entscheidungsträgern schwer enttäuscht worden. Bereits im Frühjahr
2010 haben wir intensiv darauf hingewiesen, dass der Bau einer
Grundwasserabdichtungswand nördlich des Tagebaues möglich und notwendig
ist. Unternehmen und Bergbehörde haben diesen Hinweis ignoriert. Der
Konflikt zwischen Tagebau und geschützten Feuchtgebieten wurde sehenden
Auges immer weiter verschärft. Der nunmehr eintretende Stillstand des
Tagebaues ist die direkte Folge der damaligen Fehlentscheidung."

Der die Umweltverbände in den Verfahren vertretende Rechtsanwalt Dirk
Teßmer: "Nachdem die Gerichte nun in beiden Instanzen bestätigt haben, dass
der Tagebau Jänschwalde rechtswidrig betrieben wird, ist die heutige
Entscheidung des Verwaltungsgerichts und die damit verbundene Aussetzung
der Betriebsplanzulassung die logische Konsequenz. Die LEAG hat die
Problematik der Einflüsse des Tagebaus auf die geschützten Feucht- und
Moorgebiete unterschätzt oder schlicht keine Lösung für die Problematik. Es
bleibt abzuwarten, wann die fehlende Verträglichkeitsstudie vorgelegt wird.
Dass festgestellt werden kann, dass der Tagebau mit der Erhaltung der Moore
und Feuchtgebiete vereinbar ist, kann ich mir kaum vorstellen.

Im Februar 2019 hatte die DUH in Zusammenarbeit mit der Grünen Liga beim
Verwaltungsgericht Cottbus Klage gegen die Genehmigung des
Hauptbetriebsplans zur Weiterführung des Braunkohlentagebaus Jänschwalde
eingereicht. Die Klage zielt darauf ab, eine weitere Schädigung der
umliegenden europäischen Flora-Fauna-Habitat-Schutzgebiete (FFH-Gebiete) zu
verhindern. Aus Sicht der Umweltverbände besteht die Gefahr, dass der
Weiterbetrieb des Tagebaus mehrere geschützte Moorgebiete durch
Entwässerung zerstört. Zudem kann der Tagebau die Wiedernutzbarmachung der
abgebaggerten Landschaft selbst nach Einschätzung der Bergbehörde nicht
mehr finanzieren.

Hintergrund:

Der etwa 100 Meter tiefe und fast vier Kilometer breite Tagebau Jänschwalde
senkt das Grundwasser im Umkreis von mehreren Kilometern ab. In diesem
Bereich liegen mehrere als Natura-2000 bzw. FFH
(Fauna-Flora-Habitat)-Gebiet geschützte Moore, in denen seit Jahren
Austrocknungserscheinungen beobachtet werden. Bei der Prüfung des
Weiterbetriebes ab 2019 äußerten die Fachbehörden für Wasser und
Naturschutz erhebliche Bedenken gegen die Zulassungsfähigkeit des
vorgelegten Hauptbetriebsplans. Trotzdem kam es im Dezember 2018 zu einer
Genehmigung.

Das Lausitzer Energieunternehmen LEAG plant, den Tagebau noch bis 2023 zu
führen. Aus dem Zulassungsbescheid geht hervor, dass der Tagebau gar nicht
mehr genug Geld erwirtschaften kann, um die zur Abbaggerung freigegebene
Landschaft wieder nutzbar zu machen. Dafür sei er auf den langfristigen
Betrieb anderer Tagebaue und deren Erlöse angewiesen.

Die Kohle aus dem Tagebau Jänschwalde wird in das benachbarte Kraftwerk
Jänschwalde geliefert, das als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke
Europas bekannt ist.


Links:

Zum Beschluss des Verwaltungsgerichts:

http://l.duh.de/p190830

Veröffentlichung der GRÜNEN LIGA zur Machbarkeit einer Dichtwand, März
2010:

https://www.kein-tagebau.de/images/_dokumente/_archiv/dichtwand_fak.pdf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 30.08.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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AKTION/7271: Rhein-Sieg-Kreis - Programm zum "Tag des offenen Denkmals" am 8.9.2019


Rhein-Sieg-Kreis

Reise in vergangene Zeiten - "Tag des offenen Denkmals" im
Rhein- Sieg-Kreis



Rhein-Sieg-Kreis (db) - Am kommenden Sonntag (08. September 2019) kann
man auch im Rhein-Sieg-Kreis sonst oft Verschlossenes und Unbekanntes
entdecken. Zum 100-jährigen Bauhausjubiläum steht der diesjährige "Tag
des offenen Denkmals" unter dem Motto "Modern(e): Umbrüche in Kunst
und Architektur". Der Fokus liegt dabei oft auf revolutionären Ideen
oder dem technischen Fortschritt.

Das Bauhaus wurde - obwohl es nur vierzehn Jahre bis zur Schließung im
Jahr 1933 existierte - zu einer der prägendsten Schulen für
Architektur, Kunst und Design im 20. Jahrhundert. 2019 jährt sich die
Gründung des Bauhauses zum 100. Mal - und damit auch der wichtigste
künstlerische Umbruch des 20. Jahrhunderts, der das künstlerische
Denken und Schaffen weltweit revolutionierte und bis heute wirkt.

Passend zum Motto hat die Studiobühne in der Humperdinckstraße in
Siegburg geöffnet. Das Gebäude ist ein 1933 fertiggestellter Anbau an
das aus dem Jahr 1888 stammende Hauptgebäude. Dieser und der
zeitgleich entstandene Anbau an die gegenüberliegende Turnhalle sind
besondere Spuren, die das Bauhaus im Rhein-Sieg-Kreis hinterließ.

Im Rhein-Sieg-Kreis ist außerdem unter anderem der denkmalgeschützte
Bahnhof in Alfter-Witterschlick aus dem Jahr 1903 für Besucherinnen
und Besucher geöffnet. Seit 2011 wird das alte Stellwerk als Museum
mit simultaner Modellbahn genutzt. Besichtigt werden kann auch eine
denkmalgeschützte Fachwerkhofanlage in Form des rheinischen
Vierkanthofs aus dem Jahr 1732 in Meckenheim-Altendorf.
Auch zahlreiche Kirchen nehmen am "Tag des offenen Denkmals" teil.
Geöffnet hat beispielsweise die romanische dreischiffige Klosterkirche
von 1170-90 "St. Agnes" in Eitorf-Merten. Das gesamte Programm gibt es
unter www.tag-des-offenen-denkmals.de.

Der Rhein-Sieg-Kreis hat von allen Kreisen in Nordrhein-Westfalen die
meisten Denkmäler. Aktuell sind rund 3.900 Denkmäler eingetragen und
unter Schutz gestellt. Dabei handelt es sich um 3.392 Baudenkmäler,
458 Bodendenkmäler und 24 bewegliche Denkmäler. Außerdem sind 8
Denkmalbereiche ausgewiesen: Das sind abgegrenzte Gebiete, die als
Gesamtheit Denkmalcharakter haben und geschützt sind.

Die Deutsche Stiftung Denkmalschutz (DSD) ist die größte private
Initiative für Denkmalpflege in Deutschland. Sie setzt sich bundesweit
und unabhängig für den Erhalt bedrohter Baudenkmale aller Arten ein.
Dabei verfolgt sie einen umfassenden Ansatz, der von der
Notfall-Rettung gefährdeter Denkmäler, zahlreichen Jugendprojekten bis
hin zum "Tag des offenen Denkmals" reicht.

Rund 400 Projekte fördert die Stiftung jährlich, vor allem dank der
aktiven Mithilfe und Spenden von über 200.000 Förderern. Hinzu kommen
zahlreiche Veranstaltungen und Aktionen.

Die Deutsche Stiftung Denkmalschutz freut sich darüber, dass
Bundespräsident Frank Walter Steinmeier die Schirmherrschaft über die
DSD übernommen hat. Er führt damit die Tradition seiner Vorgänger,
zuletzt Joachim Gauck, fort. Die Stiftung ist stolz auf diese
Anerkennung ihrer Arbeit durch das Staatsoberhaupt. Seit ihrer
Gründung im Jahr 1985 ist der jeweils amtierende Bundespräsident
kontinuierlich Schirmherr der Stiftung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. September 2019

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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LESUNG/4357: Münster - Elham Sayed Hashemi "Mahrokh - Die Frau eines Terroristen" am 11.9.2019


Stadt Münster

Elham Sayed Hashemi "Mahrokh - Die Frau eines Terroristen"

Afghanische Autorin liest in der Stadtbücherei



Münster (SMS) Die junge Autorin Elham Sayed Hashemi liest am Mittwoch,
11. September, um 17 Uhr in der Stadtbücherei am Alten Steinweg aus
ihrem Roman "Mahrokh - Die Frau eines Terroristen".

Zum Inhalt: Das Leben der Protagonistin ändert sich schlagartig, als
sie erfährt, dass ihr Mann in ein Attentat auf die US-Botschaft in
Kabul verwickelt ist. Als er nach Deutschland flieht, um den
Konsequenzen seiner Tat zu entgehen, bleibt sie alleine zurück.

Auch die Autorin Elham Sayed Hashemi und deren Familie mussten
Afghanistan verlassen, nachdem sie massiv bedroht wurden. In ihrem
Buch schildert sie eindrucksvoll die verheerenden gesellschaftlichen
Verhältnisse in ihrem Heimatland. Der Eintritt zur Lesung ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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TAGUNG/2412: Saarbrücken - Die Zeit ist reif. Deutscher Germanistentag zum Thema "Zeit", 22.-25.9.19


Universität des Saarlandes

Die Zeit ist reif: Deutscher Germanistentag in Saarbrücken zum Thema
"Zeit"



Ein dichtes und vielfältiges Programm mit zahlreichen Workshops und über
450 Vorträgen bietet der 26. Deutsche Germanistentag vom 22. bis 25.
September 2019 an der Universität des Saarlandes (Gebäude B4 1). Mit dem
Thema "Zeit" untersuchen die Hochschulgermanistinnen und -germanisten
sowie Deutschlehrerinnen und -lehrer eine Dimension, die Sprache und
Literatur, aber auch deren Vermittlung in Schule und Universität auf allen
Ebenen betrifft.

Der Kongress, den der Deutsche Germanistenverband alle drei Jahre
ausrichtet, wird durch ein Rahmenprogramm mit einer öffentlichen
literarischen Lesung, Vorträgen und bildungs- und wissenschaftspolitischen
Diskussionen auch 2019 zu einem Ereignis für alle, die sich für Literatur,
Sprache und ihre Vermittlung interessieren.

22. bis 25. September, Campus Saarbrücken, Audimax-Gebäude B4 1

Mehr Informationen, Programm und Anmeldung für Interessierte:

www.germanistentag2019.de

"Kann man Zeit erzählen, diese selbst, als solche, an und für sich?" Diese
Frage lässt Thomas Mann seinen Erzähler im Zauberberg stellen. Der
Deutsche Germanistenverband rückt das vielschichtige Thema Zeit in den
Mittelpunkt seiner diesjährigen Fachtagung. Die Germanistinnen,
Germanisten, Deutschlehrerinnen und -lehrer nähern sich der Zeit aus
verschiedenen Perspektiven: Wie wird Zeit aus dem Blickwinkel der
Grammatik- und Erzählforschung sprachlich dargestellt? Wie wirken sich die
Konsequenzen fehlender Zeit im Deutschunterricht in bildungspolitischer
Perspektive aus? Wie entwerfen literarische Utopien und
Untergangsszenarien Zukunft und: Stoßen sie womöglich auch reale
Veränderungs-prozesse in der Zeit an?

"Zeit ist eines der zentralen Themen der Germanistik - auch als Teil einer
Gesellschaft, die Zeit als knappes Gut bespricht und in der Zeitvorgaben
den wissenschaftspolitischen Diskurs mehr und mehr bestimmen", sagt Nine
Miedema. Die Professorin für Deutsche Philologie des Mittelalters an der
Universität des Saarlandes organisiert als Erste Vorsitzende der
Gesellschaft für Hochschulgermanistik den diesjährigen Germanistentag auf
dem Saarbrücker Campus.

Als grundlegende Dimension betreffe Zeit sämtliche Gebiete der
Germanistik: "Sprache und Literatur finden nicht nur in der Zeit statt und
werden dadurch Teil von Sprach- und Literaturgeschichte. In ihnen wird
Zeit auch sprachlich und textuell organisiert und repräsentiert - etwa als
grammatische Kategorie, als 'erzählte Zeit', als lyrische Präsenz",
erläutert Miedema. Damit würden Theorien von Zeit für die Sprach- und
Literaturwissenschaften sowie die Didaktik des Deutschen unmittelbar
relevant. "Zugleich ist Literatur als ästhetisches Medium in besonderer
Weise geeignet, den ambivalenten Charakter von Zeit zwischen scheinbar
objektiver Messbarkeit und subjektiver Wahrnehmung darzustellen und zu
diskutieren", erläutert die Saarbrücker Germanistin. Darüber hinaus stehe
bildungspolitisch die Frage im Raum, wie viel Zeit für welche Prozesse im
Leben der Lernenden zur Verfügung stehen soll und wie Curricula mit
zeitlichen Ressourcen in Einklang gebracht werden können.

Eröffnet wird der diesjährige Germanistentag am Sonntag, dem 22. September
2019, um 18 Uhr, im Audimax (B4 1) mit einem Vortrag des Soziologen
Hartmut Rosa, der zum Thema "Alltagszeit, Lebenszeit, Weltzeit - eine
resonanz- und beschleunigungstheoretische Perspektive auf Literatur und
Gesellschaft" sprechen wird. Am Montag (23. September, 20 Uhr) wird die
Autorin Esther Kinsky im Staatstheater Saarbrücken aus eigenen
veröffentlichten und unveröffentlichten Werken zum Thema "Zeit" lesen. In
zwei prominent besetzten bildungs- und wissenschaftspolitischen
Podiumsdiskussionen werden am Dienstag (24. September 2019, 16:30 Uhr die
Themen "Zeit für Bildung" (B4 1, R. 0.19) sowie "Der Weg zur Professur.
Die Situation des germanistischen Nachwuchses" (B4 1, R. 0.18) debattiert.

Der vierte saarländische Deutschlehrertag bietet mit Workshops und
Vorträgen im Rahmen des Germanistentages Gelegenheit zum
praxisorientierten Austausch zwischen Wissenschaft und Schule. Geleitet
wird dieser von der Didaktikerin und Expertin für digitale
Bildungsangebote Professor Julia Knopf von der Universität des Saarlandes.

Der Deutsche Germanistenverband (DGV) ist die Fachgesellschaft für die an
Schulen, Hochschulen, Fortbildungsstätten und Forschungseinrichtungen
beruflich tätigen Germanistinnen und Germanisten. Der Verband gliedert
sich in die "Gesellschaft für Hochschulgermanistik" und den "Fachverband
Deutsch" für die Deutschlehrerinnen und -lehrer an Schulen. Die beiden
Fachgruppen veranstalten alle drei Jahre gemeinsam den Deutschen
Germanistentag als Forum der wissenschaftlichen und öffentlichen
Auseinandersetzung mit den Zielen der Germanistik in Forschung und Lehre.


Weitere Informationen unter:

http://www.germanistentag2019.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 03.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASIEN/329: Hongkong - Rücknahme des Auslieferungsgesetzes ist nur ein erster Schritt


Amnesty International - Pressemitteilung vom 4. September 2019

Hongkong: Rücknahme des Auslieferungsgesetzes ist nur ein erster
Schritt

Amnesty-Generalsekretär Markus N. Beeko pocht auf unabhängige
Untersuchungen der Polizeigewalt und strafrechtliche Verfolgung der
Verantwortlichen



BERLIN, 04.09.2019 - Zur heute erfolgten Rücknahme des umstrittenen
Auslieferungsgesetzes durch die Hongkonger Regierung sagt
Amnesty-Generalsekretär Beeko:

"Die Rücknahme des heftig kritisierten Auslieferungsgesetzes kann nur ein
erster, längst überfälliger Schritt sein. In den vergangenen Wochen ist es
zu unzähligen Fällen exzessiver Polizeigewalt gekommen. Amnesty liegen
außerdem Berichte von Misshandlungen in Polizeigewahrsam vor. Statt auf
Dialog setzte die Hongkonger Führung auf Schlagstöcke, Tränengas,
Gummigeschosse und willkürliche Festnahmen - diese Politik der Gewalt muss
ein Ende haben."

"Amnesty International fordert nach der Rücknahme des Gesetzes nun die
unabhängige umfassende Untersuchung der unverhältnismäßigen, rechtswidrigen
Polizeigewalt der letzten Wochen und Monate. Außerdem müssen die
Ermittlungen gegen all diejenigen eingestellt werden, die nur allein wegen
ihrer Teilnahme an friedlichen Demonstrationen ins Visier der Behörden
geraten sind. Nur so kann die Regierung in Hongkong glaubhaft zeigen, dass
sie die Rechte auf Meinungs- und Versammlungsfreiheit respektiert - nachdem
sie diese monatelang missachtet hat."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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VORTRAG/822: Braunschweig - Manfred Ziegler stellt Werke des Satirikers Walter Mehring vor, 10.9.19


Stadt Braunschweig

Manfred Zieger stellt Werke des Satirikers Walter Mehring vor



Braunschweig. Manfred Zieger stellt am Dienstag, 10. September, um 19
Uhr Werke des Satirikers, Liedermachers und Journalisten Walter
Mehring im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, vor. Der
Eintritt ist frei. Weitere Informationen und Reservierungen unter der
Telefonnummer 0531/70189317.

Als politischer Kabarettist war Walter Mehring bekannt, beliebt und
verhasst. Gerade bevor er 1933 verhaftet werden sollte, gelang ihm die
Flucht nach Österreich, 1938 von dort nach Frankreich, 1940 von dort
in die USA. Immer im letzten Augenblick, immer "Hals über Kopf". Ab
1953 lebte er in Berlin, München und Zürich. Seine Gedichte gab er als
Großes Ketzerbrevier heraus. Im Roman "Müller. Chronik einer deutschen
Sippe" persiflierte er den deutschen Untertanengeist von der Römerzeit
bis Hitler. Mehring verstarb 1981 in Zürich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8731: Und morgen, den 5. September 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 05.09.2019 bis zum 06.09.2019 +++






[image: Jean-Luc 8731 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Manchmal kommt die Sonne durch,

manchmal regnet es aus Kübeln,

Jean-Luc trifft Hans-Hermann Lurch,

wetterlich nicht zu verübeln.
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MEMORIAL/208: Vor 50 Jahren verstarb Ho Chi Minh - 2. Teil (Irene und Gerhard Feldbauer)


Vor 50 Jahren, am 3. September 1969, verstarb Ho Chi Minh

Für Irene und Gerhard Feldbauer gehörten die Begegnungen mit ihm zu den großen und unvergesslichen Erlebnissen ihres politischen Lebens

2. Teil

Von Irene und Gerhard Feldbauer, 2. September 2019






[image: Foto: Andre Lettau [CC BY-SA 3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)] via Wikimedia Commons]

Stilles Gedenken - Das Wohnhaus des Ho Chi Minh in Hanoi, Aufnahme vom 13. Dezember 2003

Foto: Andre Lettau [CC BY-SA 3.0 (http://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0/)] via Wikimedia Commons




Einheitsfronterfahrungen für den VII. Weltkongress

In die Beratungen des VII. Weltkongresses der Komintern 1935 in Moskau
bringt die KPI erste Erfahrungen über eine antiimperialistische
Einheitsfront ein - zu dieser Zeit ein seltenes Beispiel in den
nationalen Bewegungen der Kolonien. Noch während des Bauernaufstandes
in Nghe Tinh und den Kämpfen um die Sowjets hatte die Partei sich auf
ihrem Plenum im Oktober 1930 mit dieser Frage befasst und ein Statut
für eine »Indochinesische Antiimperialistische Einheitsfront«
erarbeitet. Wenn es in der Massenbewegung von 1930/31 auch über
Ansätze nicht hinausging, waren die Erfahrungen der KPI auch unter
internationalen Aspekten von Bedeutung und trugen in Vietnam selbst
1941 zur Formierung der Viet Minh bei. [4]

Die Sowjets von 1930/31 sind ein beredtes Beispiel, wie Ho dieser
Bewegung ein spezifisches vietnamesisches Gesicht gab. Zwar wird das
Beispiel der in der Oktoberrevolution geborenen sowjetischen Rätemacht
erwähnt, aber die Bezeichnung »Xo Viet« gewählt. »Xo« übersetzt man
aus dem vietnamesischen mit »Räte«. Ihnen wird hinzugefügt »Viet«.
Daraus ergibt sich die Hervorhebung »Vietnamesische Räte«.

Nach der Teilnahme am VII. Weltkongress der KI kehrt Ho 1938 nach
China und dann nach Vietnam zurück. 1941 leitet er die Gründung der
Unabhängigkeitsfront Viet Minh. Das Guomindang-Regime unter Tschiang
Kai Schek, das die nationale Befreiungsbewegung Vietnams unter seine
Kontrolle bringen wollte, verfolgte viele Vietnamesen und verhaftete
Ho Ende 1941, als er wieder in China weilte. Ende 1943 gelang ihm die
Flucht und er kehrte nach Vietnam zurück, wo unter seiner Leitung der
bewaffnete Befreiungskampf vorbereitet wird, der zum Sieg der
Augustrevolution 1945 führt. Am 2. September ruft er den unabhängigen
vietnamesischen Nationalstaat, die Demokratische Republik Vietnam,
aus.




[image: Foto: Roosevelt, Franklin D. (Franklin Delano), [Public domain] via Wikimedia Commons]

Wer fragt nach der Selbstbestimmung Vietnams? Kairoer Konferenz am 25. November 1943 mit Tschiang Kai Schek, Franklin D. Roosevelt und Winston Churchill (v.l.n.r.)

Foto: Roosevelt, Franklin D. (Franklin Delano), [Public domain] via Wikimedia Commons



Die neuen Kampfbedingungen führen zum Entstehen eigener
Befreiungsorganisationen bzw. Parteien in Laos und Kambodscha. Davon
ausgehend konstituiert sich am 19. Februar 1951 auf dem II. Parteitag
die KPI als Partei der Werktätigen Vietnams, zu deren Vorsitzenden der
Kongress Ho Chi Minh wählt. Sowohl im achtjährigen Befreiungskrieg
gegen die französischen Kolonialisten als auch während der Abwehr der
US-Aggression war er bis zu seinem Tod die Seele des Widerstandes.


Die Mehrheit im Kampf gewinnen

Ho Chi Minh war vor allem Leninist, aber das von echtem Schrot und
Korn. Er entwickelte schöpferisch eine nationale Strategie, war ein
Mann der revolutionären Praxis, der die Theorie beherrschte, ein
Führer und Kämpfer, der die Aufmerksamkeit der Massen nicht auf seine
Person bezog, sondern auf die Partei lenkte. Im großen Kreis
hervorragender revolutionärer Führer Vietnams trat er weder dozierend
noch mit bevormundenden Weisungen auf. So ist beispielsweise in den
zahlreichen Dokumenten über die Schlacht von Dien Bien Phu, während
deren ganzen Verlauf er anwesend war und das nicht nur in sicheren
Gefechtsständen hinter den Frontlinien, zu erkennen, dass er eine
Führung besonderer Art praktizierte. Er ließ sich die Lage erläutern,
stellte Fragen, oft scheinbar nebensächlicher Art, die aber plötzlich
ins Zentrum strategischer Überlegungen rückten und von Vo Nguyen Giap
und seinem Stab ausführlich erörtert und zur Grundlage der Weisungen
des Oberbefehlshabers wurden. Oder er sprach mit den Trägern, die
tonnenschwere Waffen, Munition und anderen Nachschub über die Berge
transportierten, fragte, ob es nicht zu schwer sei, ob sie es
schafften, wo die Familien seien, wie es ihnen gehe, und vieles andere
mehr.

Die vietnamesische KP bewies seit ihrer Gründung, dass man die
Mehrheit des Volkes in der revolutionären Aktion gewinnt und dass
diese nicht erst begonnen werden kann - was auch heute noch eine weit
verbreitete Illusion ist -, wenn die Hauptmasse zum Kampf bereit ist.
Ho Chi Minhs erster Zirkel, den er zur Vorbereitung der Parteigründung
bildete, zählte 1925 ganze 20 Genossen. 1930, im Jahr ihrer
Formierung, waren es dann 1.828. Obwohl im gesamtnationalen Rahmen
entscheidende objektive als auch subjektive Voraussetzungen fehlten,
um die Erhebung zum Sieg zu führen, stellte sich die junge Partei im
Sommer 1930 an die Spitze des spontan ausgebrochenen Bauernaufstandes
und der Sowjetbewegung in Zentralvietnam. Denn für die Situation traf
im Herbst 1930 prinzipiell zu, was Lenin bei der Würdigung der
konsequenten Haltung von Marx gegenüber dem himmelstürmenden
Proletariat der Pariser Kommune sagte: »Eine Niederlage der
revolutionären Aktion in dieser Situation, wie in vielen anderen, war
vom Standpunkt des Marx'schen dialektischen Materialismus für den Gang
und Ausgang des proletarischen Kampfes das kleinere Übel, als ein
Verzicht auf die einmal eingenommene Position, als eine Kapitulation
ohne Kampf: eine solche Kapitulation hätte das Proletariat
demoralisiert, seine Kampffähigkeit untergraben.« [5]
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Vater der nationalen Minderheiten

Herausragendes leistete Ho bei der Integrierung der nationalen
Minderheiten in die vietnamesische Gesellschaft. In Vietnam leben mehr
als 60 Minderheiten, die 13 Prozent der Gesamtbevölkerung ausmachen.
Während die Kinh, die nationale Mehrheit, meist in der Ebene, vor
allem im Delta des Roten Flusses und des Mekong leben, bevölkern die
Minderheiten die zwei Drittel des Landes bedeckenden Bergregionen.
Neben der Vielfalt von fast 50 unterschiedlichen Sprachen bzw.
Dialekten und Kulturen herrschten vor der Gründung der DRV, bei den
einzelnen Minderheiten unterschiedlich ausgeprägt, Züge fast aller
vorkapitalistischen sozialökonomischen Formationen vor: Überreste der
Gentilordnung, Stammesverhältnisse mit Merkmalen der Feudalordnung
bildeten die Basis für gesellschaftliche Verhältnisse, in der tiefste
Unwissenheit, völliger Analphabetismus, asiatisches Mittelalter mit
Totenkult sowie Geisterglauben und damit größte sozialökonomische
Rückschrittlichkeit, Stagnation und für die Mehrheit dieser Menschen
großes Elend vorherrschten. Während eine Anzahl Minderheiten die
Technik bewässerter Reisfelder übernommen hatte, betrieben die meisten
der als Halbnomaden lebenden Stämme noch Brandrodung oder lebten
überwiegend als Sammler, Jäger und Fischer. Stammeszwist und
kriegerische Traditionen sowie eine historisch bedingte Abneigung
gegen die Kinh ausnutzend, hatte die Kolonialmacht versucht, die
Minderheiten gegeneinander aufzuwiegeln und aus einzelnen Stämmen
einheimische Spezialtruppen aufzustellen und gegen die
Befreiungsbewegung einzusetzen. Die USA setzten diese Praxis fort und
formierten vor allem in Laos unter den Meo eine Division gegen die
Laotische Befreiungsfront.

In Vietnam war es der Viet Minh gelungen, viele Angehörige der
Bergvölker für ihren Kampf zu gewinnen. Ho Chi Minh bewies, dass es
sich dabei um kein Zweckbündnis gehandelt hatte, sondern ihm und
seiner Partei die Völkerfreundschaft auf nationaler Ebene eine
Herzensangelegenheit war. Wie kein zweiter hat er hier die Leninschen
Gedanken von der nationalen Frage verwirklicht und gezeigt, dass es
ihm immer um die Einheit von Wort und Tat ging. Bei der Regierung der
DRV schuf er ein Komitee der nationalen Minderheiten, dessen
Vorsitzender Mitglied des Kabinetts war. Auf persönliche Initiative Ho
Chi Minhs erließ die Nationalversammlung ein Statut, auf dessen
Grundlage nach 1954 in Nordvietnam 15 autonome Zonen der Minderheiten
geschaffen wurden, die über eigene Bildungseinrichtungen verfügten.
Ein Stammesführer wurde General und Mitglied des Politbüros,
zahlreiche weitere Angehörige der Minderheiten hatte hohe Funktionen
im Staatsapparat und in der Volksarmee inne. Ihre Angehörigen konnten
an allen Schulen und Universitäten studieren. Ho persönlich
beauftragte Linguisten, die Dialekte der Bergvölker in eine
Schriftsprache zu fassen, Ethnologen sammelten ihre Lieder, Märchen
und Mythen. [6] Ho Chi Minh sorgte dafür, dass die Politik gegenüber
den Bergvölkern mit Geduld und Überzeugung verwirklicht wurde. Davon
zeugte beispielsweise, dass erst 1960 die Polygamie aufgehoben wurde
und es auch danach jedem Mann, der noch mit einer zweiten Frau
verheiratet war, freigestellt wurde, dieses Gesetz zu befolgen.
Trennungen mussten im gegenseitigem Einvernehmen erfolgen und einer
zweiten Frau, die den Mann verließ, stand entsprechender Unterhalt zu.




[image: Graphik: Don-kun, NordNordWest [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)] via Wikimedia Commons]

Territoriale Verhältnisse in Folge des Indochinakriegs mit den daraus hervorgehenden vier unabhängigen Staaten - 1954-1956

Graphik: Don-kun, NordNordWest [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)] via Wikimedia Commons




Revolutionäre Geduld

Zu den herausragenden Fähigkeiten Ho's gehörte revolutionäre Geduld,
die Kräfteverhältnisse real einzuschätzen, darunter auch die
internationalen Faktoren. In den Auseinandersetzungen mit Frankreich
nach der Gründung der DRV ging er bis an die Grenze der
Kompromissbereitschaft und war sogar bereit, den unabhängigen
vietnamesischen Staat in der Französischen Union zu belassen. Als die
USA die Genfer Indochina-Abkommen von 1954 wie einen Fetzen Papier
zerrissen, Südvietnam okkupierten und mit der Liquidierung des
Sozialismus im Norden drohten, wollte eine starke Strömung in der
Partei den bewaffneten Kampf im Süden sofort wieder aufnahmen. Ho
mahnte zu Geduld und zum Abwarten.

Es würde jedoch nicht der Persönlichkeit Ho's entsprechen, ihn als
einen Mann ohne Fehl und Tadel darzustellen, den Weg der Partei unter
seiner Führung als stets geradlinig, ohne Abweichungen oder Probleme.
Er tolerierte oder musste tolerieren, dass von den Bergstämmen der Meo
angebautes Opium nach dem erneuten Einfall der Franzosen in Hongkong
zu Waffenkäufen verwendet wurde. [7] Während der Bodenreform, die 1953
eingeleitet und nach dem Sieg in Dien Bien Phu im Norden realisiert
wurde, gab es Überspitzungen. Landeigentümer, die nach den
Landesverhältnissen Großbauern waren, wurden wie Großgrundbesitzer
enteignet, manchmal auch als offene Feinde behandelt. Ho korrigierte
diese linken Abweichungen. Er setzte Funktionäre, die nicht seinen
ehernen moralischen Vorstellungen entsprachen ab, aber sie
verschwanden nicht in der Versenkung, konnten sich bewähren und neue
Aufgaben übernehmen. Parteisäuberungen, denen unschuldige Genossen zum
Opfer fielen, gab es nicht.

Ho litt schwer unter der Spaltung der kommunistischen Weltbewegung,
deren Auswirkungen die vietnamesische Partei am eigenen Leib
verspürte. Die Haltung zur KPdSU und zur KPCh war seit der Gründung
der DRV stets eine zentrale Frage in der Politik der Partei und Ho Chi
Minhs. Dass er dabei, wie Jean Lacouture, einer seiner Biographen,
einschätzte, zwischen beiden lavierte, ist keine treffende Wertung. So
wie es unzutreffend ist, seinen Gedankengängen »etwas Naives und
Einfältiges« zu unterstellen. [8] Es ging ihm immer um ein
ausgewogenes Verhältnis, das natürlich von Pragmatismus geprägt war
und auch ein bestimmtes Taktieren einschloss.


Vorbehalte gegenüber Chrutschschow

Die Entwicklung, die unter Chruschtschow nach dem XX. Parteitag in der
KPdSU einsetzte und einen Faktor darstellte, der zu neuen Konflikten
mit der KPCh führte, wurde in der PWV mit großen Vorbehalten und mit
Sorge verfolgt. Frühzeitig spürte die Partei Auswirkungen der sich
später offen zeigenden Tendenzen der »Rangerhöhung der Politik der
friedlichen Koexistenz« und der Aushöhlung »dieser Politik als Form
des Klassenkampfes« auf ihren eigenen Kampf.

Während unserer Arbeit in Hanoi spürten wir in Gesprächen mit
sowjetischen Diplomaten und Journalisten, dass die sowjetische Seite
eine Befreiung des Süden im bewaffneten Kampf lange Zeit kaum für
möglich hielt und hier Hanoi zur Zurückhaltung bzw. auch zur Hinnahme
des Status Quo mahnte. Ein Umdenken unter den sowjetischen Militärs
setzte erst nach und nach seit der Tet-Offensive im Frühjahr 1968 ein.
Dabei spielte auch eine Rolle, dass sowjetische Militärs in Vietnam
mehr als anderswo in der Dritten Welt ihre Waffen unter härtesten
Kriegsbedingungen in den Händen kampfentschlossener Soldaten erproben
konnten. Als der Sieg in Saigon errungen wurde, war das auch ein Sieg,
der vor allem mit sowjetischen Waffen errungen wurde. Man hatte in der
DRV auch lange Zeit nicht vergessen, dass die diplomatische
Anerkennung durch die UdSSR erst 1950 im Ergebnis der Gründung der
VR China erfolgte.

Trotzdem stand die DRV in allen grundsätzlichen Fragen stets hinter
der UdSSR. Das wurde besonders offensichtlich, als sie sich mit dem
Einmarsch der Warschauer Vertragsstaaten im August 1968 in die CSSR
solidarisierte, der unter dem Kurs der Kulturrevolution von Peking
scharf verurteilt wurde. Diese Haltung ergab sich besonders aus zwei
Faktoren: Das feudale Vietnam war über 1.000 Jahre vom ebenfalls
feudalen China beherrscht worden, was tief im Bewusstsein des Volkes
verwurzelt blieb. Auch die Volksrepublik übte einen gewissen, zuweilen
auch starken Druck aus. So wurden wir im Frühjahr 1968, in der Zeit
der »Kulturrevolution«, während einer Reise in die vietnamesischen
Nordprovinzen, die uns bis zur chinesischen Grenze führte, Zeugen
massiver Einmischung chinesischer Militärs in die Angelegenheiten der
DRV. Wir hatten streckenweise den Eindruck, es seien chinesische
Besatzungstruppen anwesend.
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Zum zweiten waren sich die Militärs der DRV mit Vo Nguyen Giap an der
Spitze vor allem nach dem Beginn der US-Luftaggression im klaren
darüber, dass nur die UdSSR die militär-technischen Kapazitäten besaß,
mit der die DRV wirksam verteidigt und später die Streitkräfte im
Süden mit den erforderlichen schweren Waffen für offensive Operationen
ausgerüstet werden konnten.

Die Distanz zu Peking wurde größer, als Anfang der 70er Jahre die
verständliche Normalisierung der Beziehungen der Volksrepublik mit den
USA unter antisowjetischen Akzenten erfolgte. Zehn Jahre nach Ho Chi
Minhs Tod erlebte Vietnam dann den Einfall chinesischer Truppen in
seine Nordprovinzen, um Hanoi dafür »zu bestrafen«, dass es
Kambodscha von der Herrschaft des blutigen Pol Pot-Regimes befreit
hatte.


Fußnoten:


[4] Das Aktionsprogramm der KPI von 1932, in: »Internationale Pressekorrespondenz«, Nr. 72 bis 74/1932

[5] Lenin, Werke Bd. 21, Berlin (DDR) 1969, S. 67 f.

[6] Nguyen Khac Vien (Hg.): Region Montagneuse, Hanoi 1967.

[7] Erich Wulff: Schule der Revolutionäre, »Volkszeitung«, 18. Mai 1990

[8] Jean Lacouture. Ho Tschi Minh, Frankfurt/Main 1968, S. 229, 232
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VORTRAG/806: Magdeburg - "Kommunalpolitik am Ende der Weimarer Republik" am 10.9.2019


Stadt Magdeburg

Ernst Reuter in Magdeburg. Kommunalpolitik am Ende der Weimarer
Republik

Am 10.09. um 19.00 Uhr im Alten Rathaus/Vortragsreihe des Stadtarchivs



In der gemeinsamen Vortragsreihe von Kulturhistorischem Museum,
Stadtbibliothek und Stadtarchiv zur Magdeburger Moderne widmet sich
Dr. Michael C. Bienert am 10. September 2019 Oberbürgermeister Ernst
Reuter (1889-1953). Der Vortrag zum Thema "Ernst Reuter in Magdeburg.
Kommunalpolitik zwischen Weltwirtschaftskrise und Machtergreifung"
beginnt um 19.00 Uhr im Kaiserin-Adelheid-Foyer des Alten Rathauses.
Alle Magdeburgerinnen und Magdeburger sowie Gäste der Stadt sind dazu
herzlich eingeladen. Der Eintritt ist frei.

Ernst Reuter wurde 1931 Nachfolger von Oberbürgermeister Hermann
Beims. Daneben war der Sozialdemokrat ab Mitte 1932 Abgeordneter im
Deutschen Reichstag. In der Elbestadt zielte seine Kommunalpolitik auf
die Fortsetzung von Infrastrukturprogrammen und auf die Unterstützung
sozial Bedürftiger ab. Aber auch unpopuläre Maßnahmen wie
Personalkürzungen und Steuererhöhungen verbinden sich angesichts der
schwierigen wirtschaftlichen Lage mit seinem Namen.

Im März 1933 vertrieben die Nationalsozialisten den Sozialdemokraten
aus seinem Amt. Reuter war schweren Repressalien ausgesetzt und musste
in die Türkei emigrieren. Heute ist er vor allem als Regierender
Bürgermeister von Berlin in der Nachkriegszeit bekannt. Magdeburg
ehrte ihn nach 1990 durch die Namensgebung einer der wichtigsten
Hauptstraßen.

Der Historiker und Germanist Dr. Michael C. Bienert ist seit 2011
Geschäftsführer der Stiftung Ernst-Reuter-Archiv beim Landesarchiv
Berlin. An der Universität Rostock lehrt er Deutsche Geschichte im 19.
und 20. Jahrhundert. Eines seiner Forschungsgebiete die Biografie
Ernst Reuters.

 * 
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LESUNG/1902: Cuxhaven - Bilderbuchkino "Conni kommt in die Schule" am 12.9.2019


Stadt Cuxhaven

Bilderbuchkino "Conni kommt in die Schule" 



Am Donnerstag, den 12. September findet um 16 Uhr ein Bilderbuchkino
in der Stadtbibliothek Cuxhaven statt, zum dem auch alle neuen
Schulkinder ganz herzlich eingeladen sind. "Conni kommt in die Schule"
und erlebt eine aufregende Zeit. Zuerst hat sie ein bisschen Angst,
aber dann trifft Conni ihre beste Freundin Julia wieder und lernt die
freundliche Lehrerin kennen. Da kann die Schule doch nur schön werden!
Der Eintritt zur Veranstaltung ist frei. Gern können Erstklässler bei
dieser Gelegenheit auch ihr Buchgeschenk abholen: Dazu bringen sie
einfach ihren Gutschein mit, den sie in der Schule bekommen haben, und
tauschen ihn gegen ein schönes gebundenes Kinderbuch ein. Die Kinder
können zwischen ganz verschiedenen Titeln auswählen, es gibt zum
Beispiel Piratenbücher oder Tiergeschichten. Damit das gemeinsame
Lesen richtig Spaß macht, enthalten die Bücher viele Bilder. So können
neue Schulkinder schon mit ihren Eltern zusammen "lesen", auch wenn
sie noch nicht alle Buchstaben kennen.

 * 

Quelle:
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LESUNG/1901: Braunschweig - Bilderbuchkino "Elefantastisch - Auf nach Afrika" am 10.9.19


Stadt Braunschweig

Elefantastisch - Auf nach Afrika

Bilderbuchkino im Heidberg



Braunschweig. Als Bildbuchkino ist am Dienstag, 10. September, um 16
Uhr, die Geschichte "Elefantastisch - Auf nach Afrika" von Tourlonias
Engler in der Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstraße
4, zu sehen. Im Anschluss gibt es für die Kinder ein Malangebot.
Eingeladen sind alle Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre Eltern.
Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 26 30 94 73.

Die Geschichte handelt von einem großen Paket, in dem sich ein
sprechender Stoffelefant befindet. Anton kann sein Glück kaum fassen
und begibt sich mit seinem neuen Freund auf eine abenteuerliche Reise:
Sie besteigen gemeinsam den Kilimandscharo, treffen in der Steppe auf
Löwen und hangeln sich von Liane zu Liane. Es ist ein aufregender
Nachmittag - bis Antons Mama ins Zimmer platzt. Das Paket war nämlich
eigentlich für Luise von nebenan bestimmt.

Das nächste Bilderbuchkino findet im Heidberg am Dienstag, 8. Oktober,
statt. Die Zweigstelle Heidberg ist dienstags und freitags, jeweils
von 10 bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





FÜHRUNG/993: Wertheim - Rundgänge durch die Fritz Bach-Ausstellung am 17.9. und 2.10.2019


Stadt Wertheim

Führungen durch die Ausstellung "Fritz Bach"

Grafschaftsmuseum zeigt Stadtansichten und Portraits



Wertheim. Das Grafschaftsmuseum zeigt aktuell die Sonderausstellung
"Fritz Bach (1890 - 1972) - Der (Un)bekannte. Neuentdeckung eines
scheinbar bekannten Wertheimer Malers". Dazu finden zwei Führungen
statt: am Dienstag, 17. September, und am Mittwoch, 2. Oktober,
jeweils um 18.30 Uhr.

Der Wertheimer Maler Philipp Friedrich Bach stammt aus einer alten
Handwerker-Familie. Er blieb, die Studienzeit und wenige Reisen
ausgenommen, zeitlebens in Wertheim. Seine Ansichten der Wertheimer
Altstadt und der näheren Umgebung dokumentieren diese
Heimatverbundenheit. Auch als Porträtmaler von Kindern und
Honoratioren der Stadt machte er sich einen Namen. Die Ausstellung
zeigt Gemälde und Skizzen aus dem Museumsbestand sowie zahlreiche
Leihgaben aus Privatbesitz.

Die Führung mit der Kuratorin der Ausstellung, Constanze Neuendorf,
dauert etwa eine Stunde. Da die Teilnehmerzahl auf 15 Personen
begrenzt ist, bittet das Museum um Anmeldung unter Telefon
09342/301-511. Eintritt und Führungsgebühr kosten 4,50 Euro.

 * 

Quelle:
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GEGENWIND/820: Gewaltphantasien im Internet - Ertrinken lassen? Zurückbringen?


Gegenwind Nr. 371 - August 2019

Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

Gewaltphantasien im Internet: Ertrinken lassen? Zurückbringen?


Rechte Online-Kommentare jenseits der Zivilisation

von Reinhard Pohl



Wird von der Presse heute über die Rettung von Schiffbrüchigen im
Mittelmeer berichtet, überschlagen sich die Kommentare: Während viele
die Retter loben und sich für ihren Einsatz bedanken, gibt es oft
genauso viele, die den Geretteten nur das Schlechteste wünschen. Die
einen wünschen sich, dass niemand gerettet wird, andere schreiben, die
Geretteten sollten so schnell wie möglich "zurück". Welche Argumente
gibt es?


So sieht es laut UNHCR aus: 2018 gab es 97.800 Personen, die auf
dem Seeweg nach Europa kamen, 1987 Personen starben. 2017 war das
Verhältnis 172.301 Überlebende zu 3139 Toten. 2016 waren es 362.753
Überlebende und 5096 Tote, 2015 1.015.078 Überlebende und 3771 Tote.
(Das Statistische Bundesamt verbreitet ähnliche, aber nicht identische
Zahlen.)

In Libyen gibt es rund 6000 registrierte Flüchtlinge, die in Lagern
festgehalten werden, fast alle kommen aus vier Ländern: Eritrea,
Somalia, Südsudan und Sudan. Daneben gibt es Einzelne aus Jemen oder
westafrikanischen Ländern, die bewegen sich aber eher aus Westafrika
über Marokko nach Spanien oder aus dem Jemen über Saudi-Arabien oder
die Golfstaaten und Jordanien Richtung Türkei und Griechenland. Wie
viele Flüchtlinge unregistriert in Libyen auf die Gelegenheit zur
Flucht warten, ist nicht bekannt.

Die meisten Überlebenden landen in Italien, Malta, Griechenland oder
Spanien, viele von ihnen vermeiden dort eine Registrierung (außer
Malta, wo das schwierig wäre) und machen sich direkt auf die
Weiterreise. Von Griechenland aus bleiben viele in Bosnien hängen, von
Italien und Spanien aus kommen viele nach Deutschland, das (verglichen
mit der Bevölkerung) mehr Flüchtlinge aufnimmt als Italien oder
Griechenland, aber weniger als Schweden.

In Libyen sind die Milizen, die Internierungslager betreiben, teils
Unterstützer der "Einheitsregierung", teils Unterstützer von General
Haftar. Die Milizen sind teils identisch mit den Uniformierten der
"Küstenwache", die von der EU mit finanziert - sie betreiben also die
Internierungslager, verkaufen die teuren Plätze auf den Booten, fangen
aber teils die Geflüchteten auf dem Mittelmeer wieder ein und bringen
sie zum erneuten Abkassieren zurück in die Lager. Dort werden
gelegentlich diejenigen, deren Zahlungsmöglichkeiten erschöpft sind,
verkauft oder erschossen.

Auf hoher See, also abseits der Küstengewässer, die in der Breite von
12 Seemeilen zum Hoheitsgebiet der Küstenstaaten gehören, gilt das
internationale Seerecht. Danach ist immer ein Staat für die Rettung
verantwortlich, das ist im Mittelmeer der Staat, der auch (gegen
Gebühren) die Überwachung des Luftverkehrs (SAR-Gebiet) übernommen
hat. Daraus resultiert das große Rettungsgebiet Maltas vor der Küste
Libyens: Wer mit der Lenkung der Verkehrsflugzeuge zwischen Europa und
Nordafrika viel Geld verdienen will, bekommt auch Pflichten. Die will
Malta nicht wahrnehmen.

Wenn ein Boot aus Nordafrika in Seenot gerät, funkt es entweder selbst
um Hilfe. Gibt es die Möglichkeit nicht, weil kein Handy oder
Funkgerät an Bord ist, muss es sich darauf verlassen, entdeckt zu
werden. Das ist sehr wahrscheinlich, denn das Mittelmeer wird teils
noch dichter überwacht als die Ostsee. Man kann also davon ausgehen,
dass die NATO jedes Boot bemerkt und über Satelliten auch sehen kann.

Wer muss retten?

Alle Schiffe, die retten können, also in der Nähe sind und von der
Seenot erfahren, müssen retten. Tut ein Schiff das nicht, gilt das
Recht des "Flaggenstaates": Ist die Flagge von Panama oder den
Niederlanden am Heck, gelten die Gesetze von Panama oder den
Niederlanden, wenn es zum Beispiel um unterlassene Hilfeleistung geht.

Der erkennbare Unwillen mehrerer europäischer Länder, Gerettete an
Land zu lassen, bringt leider viele Handelsschiffe dazu, bei Meldungen
über Seenotfälle das beschriebene Gebiet zu umfahren, auch wenn das
einen Umweg bedeutet und zusätzliche Zeit und Treibstoff kostet.

Wer muss gerettet werden?

Gerettet werden müssen alle, die in Seenot sind. Diese ist gegeben,
wenn ein erfahrener Seemann (oder Kapitänin) erkennt, dass die
Insassen eines Bootes in Lebensgefahr sind. Dabei ist es egal, ob die
Bauart des Schiffes, ein technisches Problem, Mangel an Nahrung,
Treibstoff oder Medikamenten dafür die Ursache sind.

Genauso wie bei der "Bergnot" ist es egal, ob man sich selbst durch
Panik, ungenügende Vorbereitung oder Unkenntnis in die Notlage
hineinmanövriert hat. Das könnte nur hinterher eine Rolle spielen,
wenn es um die Bezahlung des Rettungseinsatzes geht. Gerettet wird
zunächst jede und jeder, auch der Bergsteiger in Hausschuhen und der
Seefahrer im Schlauchboot.

Wer darf retten?

Geregelt ist nur, dass innerhalb der SAR-Zone eines Landes, also
meistens in dieser Gegend Malta oder Italien, der SAR-Staat zur
Koordinierung einer Rettungsaktion verpflichtet ist. Das
Seenot-Rettungszentrum registriert also den Notfall, notiert welches
Schiff zur Rettung zur Unglücksstelle fährt und teilt anderen Schiffen
mit, dass ihre Hilfe nicht mehr gebraucht wird. Außerdem alarmiert die
Rettungszentrale die eigenen Kräfte von Seenotrettung, Marine,
Küstenwache oder Zoll, je nachdem, wer in der Nähe ist.

Darüber hinaus darf jeder retten. Man darf sich ein Rettungsboot
kaufen oder ein Boot zum Rettungsboot umbauen. Es muss nur den
Vorschriften entsprechen, und die Besatzung muss die vorgeschriebene
Ausbildung haben. Das gilt allerdings nur für die "hohe See", für die
Einfahrt in Küstengewässer braucht man normalerweise eine Erlaubnis.
Nur die "friedliche Durchfahrt" ist nach internationalem Seerecht ohne
Erlaubnis möglich, nicht das Warten oder Kreuzen. Die Milizen in
Libyen, nicht nur diejenigen, die als "Küstenwache" agieren, möchten
die Seenotrettung in den eigenen Gewässern zumindest selbst
kontrollieren.

Wohin müssen Gerettete gebracht werden?

Genau das ist nicht geregelt: Kein Staat muss einem Rettungsschiff
erlauben, in die eigenen Gewässer oder in einen eigenen Hafen
einzulaufen, wenn die Geretteten auf dem Schiff in Sicherheit sind.

Aber es gibt das "Refoulement"-Verbot: Geflüchtete dürfen nicht ohne
Prüfung der Gefahren abgeschoben werden. Und da Libyen eine solche
Prüfung nicht garantieren kann, es gibt dort kein Asylverfahren,
dürfen sie vom Rettungsschiff nicht nach Libyen gebracht werden.

Italien verstößt gegen diese Regel, indem staatliche Schiffe
Flüchtlingsboote blockieren, ohne die Flüchtlinge zu retten, und auf
das Eintreffen der libyschen Milizen warten.

Eine "Aufnahmepflicht" eines Staates oder eines Hafens besteht nur,
wenn sich das Schiff selbst in Seenot oder einer ähnlichen Notlage
befindet. Deshalb nimmt zum Beispiel Italien bei Rettungsschiffen
regelmäßig Flüchtlinge in einer medizinischen Notlage in Obhut und
bringt sie selbst an Land, verweigert dies aber dem Schiff selbst.
Meistens nehmen die italienischen Marineschiffe oder
Küstenwach-Schiffe alle Frauen und Kinder auf. So bleiben auf den
Rettungsbooten die jungen Männer, das liefert auch den Populisten die
Fotos, die sie gegen die Flüchtlinge nutzen, wenn das Rettungsboot
dann zwei oder drei Wochen später in den Hafen darf - dazu muss es
insgesamt in einer Notlage sein, die durch die Wartezeit erst
herbeigeführt wird. Aber selbst das ist kein absolutes Recht: Wenn die
Notlage auf dem Schiff darin besteht, dass sich eine ansteckende
Krankheit auf dem Rettungsschiff ausbreitet, darf ein Staat auch das
Einlaufen in den eigenen Hafen verbieten, damit sich die Krankheit
unter den AnwohnerInnen nicht verbreitet.

So ist es ausdrücklich zulässig, dass staatliche italienische Schiffe
Lebensmittel und Wasser an ein Rettungsschiff übergeben, um
anschließend das Anlanden zu verbieten - auf dem Rettungsschiff
herrscht ja jetzt keine Not mehr. Theoretisch dürfte auch ein
italienisches Tankschiff das Rettungsboot begleiten und regelmäßig
auftanken, bis es in Kiel ist.

Frontex-Verordnung

Dieses Recht wird allerdings für Mitglieder der Europäischen Union
eingeschränkt. Denn in Artikel 9 der Frontex-Verordnung ist die
Pflicht zur Seenotrettung verankert, und in Artikel 10 geht es um die
Pflicht der an der Rettungsaktion beteiligten Staaten, einen sicheren
Ort zur Ausschiffung zuzuweisen. Artikel 10 Absatz 2 schafft sogar ein
Recht der geretteten Person, in dem Staat, der den Einsatz
koordiniert, an Land zu gehen.

Insofern könnte die Kommission das auch gegenüber Mitgliedsstaaten
durchsetzen, wenn die Kommission will.

Und die Lösung?

Die beste Lösung besteht aus zwei Punkten:

1) Die EU einigt sich darauf, alle in Not befindlichen Menschen aus
Libyen zu evakuieren. Dann muss niemand sich teure Plätze in
nichtseetüchtigen Booten kaufen, und die hiesigen Handwerksbetriebe
bekommen die Auszubildenden, auf die sie dringend warten. Aufnehmen
kann einer der 28 Staaten alleine.

2) Die EU tut durch Begrenzung der Rüstungsexporte, gerechte
Handelspolitik und das Verbot der Unterstützung von Diktaturen alles
dafür, dass möglichst viele Menschen dort leben können, wo sie geboren
wurden. Einige werden natürlich immer noch umziehen, sei es zum
Studium, sei es der Liebe wegen, das verliefe aber ohne Zwang.

Wenn Italien, Malta oder andere bestimmte Rettungsboote nur dann die
Geretteten anlanden lassen, wenn sie anschließend in anderen Staaten
unterkommen, sollte Deutschland das einfach zusagen. Es sind ja sehr
kleine und mehr plakativ gedachte Verbote. Während das Rettungsboot
mit Carola Rackete vor dem Hafen kreuzte und nicht rein durfte, sind
ein Dutzend Rettungsboote an ihr vorbei in den Hafen gefahren und
haben rund 200 Flüchtlinge an Land gebracht - Rettungsboote, zu denen
der Innenminister der Lega seinen Wählern keine Versprechungen gemacht
hatte. Die anderen Rettungsboote waren solche, die nicht als
Rettungsboot, sondern als Schiff zum Transport oder zum Fischen
ausgelaufen waren, die sind von dem Einlaufverbot nicht betroffen.

Und der Hass im Internet?

In den Leserbrief-Spalten der Zeitungen und ihrer Facebook-Seiten
werden oft die Geretteten diffamiert und ihnen (mindestens) die Pest
an den Hals gewünscht.

Wichtig ist es, sich selbst zu äußern, möglichst in eigenen Beiträgen,
nicht als Antwort auf Hass-Beiträge - das verschafft den
Hass-Beiträgen zusätzliche Aufmerksamkeit.

Im eigenen Beitrag sollte man ruhig und besonnen das als Handlung
vorschlagen, was einem die eigene Erziehung und der menschliche
Anstand nahe legt. Falls die Hasser Falschbehauptungen verbreiten,
sollte man denen die Fakten entgegensetzen. Die Hasser verbreiten
häufig, es handele sich um junge Männer, sie seien nicht auf der
Flucht, sondern auf der Suche nach einem besseren Leben, und es gäbe
eine Vorschrift im Seerecht, sie "in den nächsten Hafen" zu bringen.
Dabei geht es nie darum, die Hasser selbst zu überzeugen. Es geht
immer um die Hundert stillen Leserinnen und Leser, die mehrere
Beiträge überfliegen und die verschiedenen Standpunkte zur Kenntnis
nehmen.

Es gibt auf Facebook die Gruppe "ich bin hier", die es sich zum Ziel
gesetzt hat, Diskussionen mit vielen Hass-Beiträgen mit so vielen
ruhigen und vernünftigen Kommentaren anzureichern, dass der Hass in
den Hintergrund gedrückt Wird. Das ist ein sinnvoller Ansatz.
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Auftritt von Roger Waters und John Pilger zur Verteidigung von Julian
Assange in London

Von unseren Reportern

3. September 2019



Nahezu 1.000 Menschen kamen gestern Abend im Zentrum von London zusammen,
als der weltweit bekannte Künstler Roger Waters zu Ehren des inhaftierten
WikiLeaks-Herausgebers Julian Assange auftrat.

Die Veranstaltung fand vor dem britischen Innenministerium statt, nur
wenige Kilometer vom Gefängnis Belmarsh entfernt, wo Assange im
Hochsicherheitstrakt einsitzt. Waters trug den legendären Song "Wish You
Were Here" von Pink Floyd vor. Begleitet wurde er vom Gitarristen Andrew
Fairweather Low.

Die Unterstützer von Assange füllten den Vorplatz des Ministeriums und den
Gehweg zu beiden Seiten der Marsham Street. Auf zahlreichen Bannern und
Plakaten forderten sie Freiheit für Assange und die Whistleblowerin Chelsea
Manning. In Sprechchören riefen sie: "Free, Free Julian Assange!" und
"There's only one decision: No extradition!" ("Es gibt nur eine
Entscheidung: Keine Auslieferung!")

Der Filmemacher und Enthüllungsjournalist John Pilger, ein persönlicher
Freund von Assange, eröffnete die Veranstaltung mit einer
leidenschaftlichen Ansprache. Er zeigte in Richtung Innenministerium: "Das
Verhalten der britischen Regierung gegenüber Julian Assange ist eine
Schande. Es ist ein Hohn auf den Begriff der Menschenrechte. Es ist keine
Übertreibung, wenn man sagt, dass Julian Assange genauso behandelt und
verfolgt wird, wie Diktaturen einen politischen Gefangenen behandeln."

Pilger berichtete von einem Gespräch mit Assange vom Wochenende: "Als ich
Julian fragte, was ich heute sagen soll, hatte er dazu eine klare Meinung:
'Sag, dass es nicht nur um mich geht. Es geht um viel mehr. Es geht um uns
alle. Alle Journalisten und Verleger, die ihren Job machen, sind in
Gefahr.'"

Die Bedeutung von Assanges Auslieferung liege auf der Hand, so Pilger. "Wer
du auch bist und wo du auch sein magst, wenn du die Verbrechen von
Regierungen aufdeckst, wirst du gejagt, entführt und unter Anklage der
Spionage in die USA geschickt."

Er schloss mit den Worten: "Siebzehn der achtzehn Anklagepunkte gegen
Julian in Amerika beziehen sich auf die Routinearbeit eines investigativen
Journalisten, die durch ersten Zusatzartikel zur US-Verfassung geschützt
ist. Die ganze Sache ist völlig verlogen. Die US-Staatsanwälte wissen, dass
es verlogen ist, die britische Regierung weiß es, und die australische
Regierung weiß es. Deshalb wird Julian 21 Stunden am Tag in einem
Hochsicherheitstrakt eingesperrt und schlimmer behandelt als ein Mörder. An
ihm soll ein Exempel statuiert werden. Was mit Julian Assange und Chelsea
Manning gemacht wird, soll uns einschüchtern, damit wir den Mund halten.

Mit der Verteidigung von Julian Assange verteidigen wir unsere heiligsten
Rechte. Wer jetzt nicht den Mund aufmacht, wird eines Morgens in der Stille
einer neuen Tyrannei aufwachen. Wir haben die Wahl."

Als Nächstes sprach Julians Bruder Gabriel Shipton, der von der Menge
herzlich begrüßt wurde. Er berichtete von seinem Besuch im Gefängnis
Belmarsh vom letzten Monat. "Ich umarmte ihn, und er sagte mir, dass dieser
Ort die Hölle ist."

Shipton fuhr fort: "Danach wollte meine Tochter wissen, warum ihr Onkel
eingesperrt ist: 'Hat er etwas Schlimmes getan, Dad?'. Ich hatte Mühe, es
so zu erklären, dass eine Fünfjährige es verstehen konnte. Als Julians
Bruder und im Namen seiner Kinder, im Namen aller Brüder und Schwestern,
Nichten und Neffen, Mütter und Väter, fordere ich den britischen
Innenminister auf, die Auslieferung an die USA zu verhindern."

Waters kam gegen 18.30 Uhr auf der Bühne und sagte der Menge: "Es ist tief
bewegend, euch alle heute hier zu sehen. Wie können wir uns in die Lage von
Julian Assange in Isolationshaft versetzen? Wie in die Lage eines Kinds in
Syrien oder Palästina oder eines Rohingya, alles Menschen, die alle von den
Leuten in diesem Gebäude hier in Stücke zerfetzt werden?"

Waters sagte einige Worte zu "Wish You Were Here", dem Titelsong des
gleichnamigen Albums von Pink Floyd aus dem Jahr 1975, das als Klassiker
der Rockgeschichte gilt. Er bezog sich auf die Zeile "Would you exchange a
walk-on part in the war for a lead role in a cage?" ("Würdest du eine
Statistenrolle im Krieg gegen eine Hauptrolle im Käfig eintauschen?") Seine
Antwort lautete: "Nein, das würde ich nicht. Das hier ist meine
Statistenrolle in diesem Krieg, und ich bin viel lieber hier bei euch, die
ihr alle ebenfalls eine Statistenrolle im Krieg einer Hauptrolle im Käfig
vorzieht."

Als Waters sang, stimmte das Publikum mit ein. Der Text wurde als Zeichen
der politischen Solidarität mit Julian Assange aufgefasst.

Zum Abschluss der Veranstaltung dankte Waters dem Publikum und rief:
"Julian Assange, wir halten zu dir! Freiheit für Julian Assange!". Die
Menge gab die Parole zurück: "Freiheit für Julian Assange! Freiheit für
Julian Assange!"

Nach der Veranstaltung sprach WikiLeaks-Redakteur Kristinn Hrafnsson mit
der WSWS: "Es war ermutigend, dass so viele Leute gekommen sind.
Wenn man sich für die Befreiung von Julian einsetzt, ist es enorm wichtig,
die Menschen zu treffen, die ihn wirklich unterstützen. Ich habe den
Eindruck, dass die Unterstützung für ihn trotz der Feindseligkeit der
Mainstream-Medien wächst. Wir stehen vor einem Kampf und Julian weiß das,
aber für ihn ist es ungeheuer wichtig, diese Botschaft zu erhalten. Mir
gibt es Hoffnung und Optimismus."

Hrafnsson hatte Assange zehn Tage zuvor besucht und am Sonntagabend
erstmals mit ihm telefoniert: "So lange hat es gedauert, bis meine Nummer
von den Gefängnisbehörden freigegeben wurde. Er ist nicht an einem guten
Ort, und er ist definitiv nicht dort, wo er sein sollte - und das muss sich
ändern."

Hrafnsson fügte hinzu: "Wir können uns nicht auf die Mainstream-Medien
verlassen, nicht auf Politiker, und mit Sicherheit nicht auf die hiesige
Justiz. Die Leute müssen wirklich verstehen, wie wichtig das ist."

John Pilger sagte der WSWS kurz vor der Kundgebung, dass die Idee
mit dem Auftritt von Waters stammte: "Roger schickte mir eine E-Mail und
sagte, er würde vor dem Belmarsh-Gefängnis für Julian 'Wish You Were Here'
spielen. Wir haben es uns angesehen und es ist einfach nicht möglich.
Weiter als bis zur Autobahn kommt man nicht an das Gebäude heran, also
haben wir uns für das Innenministerium entschieden."

Assanges Zustand ist besorgniserregend, warnte Pilger. "Ich mache mir große
Sorgen um ihn, wenn er monatelang in Belmarsh bleiben muss", sagte er. "Das
dortige Regime zwingt ihm eine Isolation auf, die tiefe seelische Wunden
hervorruft. Er ist in einer kleinen Zelle auf der Krankenstation. Sie
scheinen nicht zu wissen, was sie mit ihm machen sollen. Was sie tun
sollten, ist natürlich, ihn rauszulassen. Auf keinen Fall sollte er in
einem Hochsicherheitsgefängnis einsitzen."

Auch Emmy Butlin vom Julian Assange Defence Committee (JADC) äußerte sich
gegenüber der WSWS.

"John Pilger und Roger Waters haben uns mit ihren eindringlichen Worten und
dem Song zur Solidarität mit Julian Assange tief bewegt", sagte Butlin.
"Sie sprachen von Mitgefühl, von Frieden, gegen Krieg und seine Profiteure,
deren Interessen WikiLeaks an den Pranger gestellt hat. Wir sind sehr
dankbar für die tolle Beteiligung, ein Zeichen für die Unterstützung, die
wir auf den Straßen Großbritanniens immer finden, und wir setzen unsere
Solidaritätsarbeit am Samstag, den 28. September um 14:00 Uhr vor dem
Belmarsh-Gefängnis fort.

Wir vom JADC sind sehr dankbar für die Arbeit der SEP, die sich weltweit
für die Befreiung von Julian Assange einsetzt, und für ihre kontinuierliche
Teilnahme und Unterstützung für unsere Veranstaltungen. Die WSWS
berichtet wahrheitsgetreu über den Fall Assange und hilft, die
Solidaritätskampagne international in alle Richtungen zu verbreiten. Dafür
ein großes Dankeschön."

Kein großer britischer Fernsehsender berichtete in seinen Abendnachrichten
über das Ereignis, als wollten sie alle den Standpunkt von Kristinn
Hrafnsson zu den Mainstream-Medien bestätigen. Keine britische,
australische oder amerikanische Zeitung brachte heute einen Bericht über
die Initiative von Waters und die Kundgebung - ein weiterer offener Akt der
Zensur.

Über Social Media und Publikationen wie die WSWS finden Berichte und Videos
zu Waters Auftritt, Pilgers Rede und die Statements von Gabriel Shipton
jedoch weite Verbreitung und werden in den kommenden Tagen von
Hunderttausenden auf der ganzen Welt gesehen werden.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Globalisierung und Klassenkampf

Souverän ist nur das Kapital

Von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  



Quer durch die politischen Lager wird über die Rolle des Staates in
einer globalisierten Welt diskutiert.


Teile der Linken verweisen auf die Verschiebung von
sozialstaatlich eingehegten Klassenkämpfen zu einer anhaltenden
Umverteilung von den Verlierern zu den Gewinnern der Globalisierung.
Weniger an Fragen der Ökonomie als der Identität interessiert, stellen
andere Linke, vor allem aber Liberale, Kosmopoliten und
Kommunitaristen gegenüber. Erstere tolerant und der Zukunft zugewandt,
letztere in nostalgischer Sehnsucht nach Heimat gefangen. Die Rechte
greift dieses Bild auf, gibt ihm aber einen anderen Dreh: Die zur
Schau gestellte Weltoffenheit der Liberalen wird als Arroganz einer
abgehobenen Elite gebrandmarkt. In Gegnerschaft zu dieser Elite,
präsentieren sich die Rechten als Stimme des einfachen, seiner
moralischen und materiellen Sicherheiten beraubten Volkes.

Das klingt schon fast nach Klassenkampf, ist aber nicht so gemeint.
Denn das Volk der Rechten ist kein arbeitendes und wird von seinen
selbsternannten Sprechern auch keinesfalls zum Kampf gegen Ausbeutung
und Unterdrückung gerufen. Vielmehr müsse sich das kulturell oder
biologisch als deutsch ausgemachte Volk gegen seine drohende
Unterjochung durch fremde und vor allem minderwertige Völker zur Wehr
setzen. Über die globalen Eliten wird geschimpft, auf Einwanderer darf
getreten werden.

Allein oder in Gruppen auf die da oben zu schimpfen und nach unten zu
treten hebt das Ungemach, das zu Ohnmachtsgefühlen und Aggression
führt, nicht auf. Insofern haftet den Mobilisierungserfolgen der
Rechten, so bedrohlich sie für deren zu Feinden erklärten Menschen
sind, etwas Hilfloses an. Die Spirale aus Ohnmacht und Aggression
dreht sich dadurch noch weiter. Ängste, Verunsicherung und verletzte
Moralvorstellungen werden von der Rechten solange nationalistisch,
aber auch rassistisch und sexistisch, aufgeladen, bis diese Gefühle
politische Ausdrucksformen finden, die die Bekämpfung ihrer Ursachen
erlauben.

Dazu sind die Liberalen nicht in der Lage, weil sie überhaupt keinen
Grund zur Unzufriedenheit sehen. Sie rufen zur Verteidigung einer
Ordnung gegen rechte Störenfriede auf, deren Motivationen und
Mobilisierungserfolge sie nicht verstehen. Nicht weil sie zu dumm
sind, sondern weil sie andernfalls die von ihnen propagierte Ordnung
in Frage stellen müssten.

Damit haben Linke weniger Probleme. Es fehlen ihnen aber Vision und
Vertrauen, um eine andere Ordnung durchzusetzen. Mitgefühl und
Einfühlungsvermögen für die Globalisierungsverlierer ist sympathischer
als die kosmopolitische Selbsterhebung über kommunitaristische
Hinterwäldler, eine politische Zukunft weisen sie nicht. Wie kommt es,
dass Arbeiter, von denen Marx und Engels behaupteten, sie hätten kein
Vaterland aber eine Welt zu gewinnen, die Welt an das Kapital verloren
und einige von ihnen das Vaterland zur letzten Hoffnung auserkoren
haben?


Sachzwang und neoliberale Ideologie

Die Welten, die sich Arbeiter in langen Klassenkämpfen seit dem
19. Jahrhundert erkämpfen konnten, waren von Grenzen durchzogen.
Soziale Standards galten nur innerhalb eines Staatsgebiets. Dadurch
brach sich die Frontlinie des internationalen Klassenkampfs an jeder
Staatsgrenze. Eine Zeit sah es so aus, als würden Reformerfolge in
einem Land die Arbeiterbewegungen in anderen Ländern motivieren
gleichzuziehen. Trotz unterschiedlichen Tempos ging es voran.
Hoffnungen auf der Linken, damit schrittweise den auf revolutionärem
Wege verpassten Sozialismus doch noch zu erreichen, wurden zerstört,
als das Kapital zum Gegenangriff überging.

Unter Ausnutzung einer nach dem Wirtschaftswunder wiedergekehrten
Massenarbeitslosigkeit, die von manchen Linken als Folge eines
gezielten Investitionsstreiks gedeutet wurde, begann das Kapital
Forderungen nach dem Abbau sozialer Standards zu stellen. Die Drohung
mit Standortverlagerungen verschaffte solchen Forderungen Nachdruck.
Eine Reihe von Unternehmen begann ab den 1980er Jahren tatsächlich mit
dem Aufbau ausländischer Niederlassungen. Industrialisierungsprozesse
in einigen Ländern des Südens sorgten zusätzlich für Konkurrenz.

Einige Industrien, insbesondere Textil, verschwanden ganz aus den
alten Industrieländern, in anderen Industrien, z.B. Stahl und
Automobil, wurde die Standortkonkurrenz zum Betriebsalltag. In
Bereichen wie Pharma und Computer konnten die alten Zentren, nicht
zuletzt durch immer striktere Patentgesetze, ihr Technologiemonopol
bislang noch behaupten. Im stetig wachsenden Bereich personenbezogener
Dienstleistungen trat an die Stelle der Verlagerung von
Produktionsanlagen die Einwanderung von Arbeitskräften, die sich am
unteren Ende der Lohnskala konzentrieren.

Die Standortkonkurrenz ist also nur in einigen Sektoren real, wird von
Arbeitern aber quer durch alle Sektoren gefürchtet. War die
Arbeiterbewegung eines Landes der eines anderen Landes noch bis in die
1970er Jahre Vorbild gewesen, begannen sich Arbeiter aller Länder
seither zunehmend als Konkurrenten zu sehen.


Der globale Sachzwang

Linke Theoretiker begannen über die Globalisierung des Kapitals,
einige auch über die Globalisierung der Arbeit nachzudenken. Unter
Verweis auf zunehmend über Ländergrenzen gestreutes Eigentum und mit
Managern aus verschiedenen Ländern besetzte Unternehmensführungen
behaupteten einige, es sei eine globale Kapitalistenklasse entstanden,
die sich staatlichen Regulierungen entziehen und Regierungen die
Tagesordnung vorschreiben könnte. Der Weltmarkt würde dadurch zum
Sachzwang.

Andere wiesen darauf hin, dass sich die Managerklasse weiterhin in
sehr hohem Maße aus den Ländern rekrutiere, in denen Unternehmen ihren
Hauptsitz hätten. Darüber hinaus gebe es vielfache Verbindungen
zwischen Wirtschaft und Politik. Letztere habe es durchaus in der
Hand, die Politik der neoliberalen Gegenreform aufzugeben, sei diesen
aber aus Überzeugung oder des guten Drahtes zum Unternehmertum wegen
zutiefst verpflichtet.

Ob von Sachzwängen oder neoliberaler Ideologie getrieben
- Gegenreformen wurden seit den 1980er Jahren von Unternehmen und
Regierungen aller Länder betrieben. Der Erfolg in einem Land wurde zum
Ansporn für andere Länder nachzuziehen.


Spaltungen und Solidarität

Aus diesen Erfahrungen haben einige linke Strategen die
Schlussfolgerung gezogen, die Globalisierung des Kapitals würde, indem
sie staatliche Regulierungen aushebele, eine globale Arbeiterklasse
schaffen. Endlich würden sich Kapitalisten und Arbeiter direkt
gegenüberstehen. Unter den Arbeitern der meisten, selbst ärmerer,
Ländern sorgten solche Vorstellungen eher für Entsetzen als freudige
Erwartung. Und das aus gutem Grund: Was von links als Bildung einer
globalen Klasse in Aussicht gestellt wird, haben die Strategen des
Kapitals zum Dreh- und Angelpunkt ihrer Strategie der Lohnsenkung
durch Standortkonkurrenz gemacht. Deren logischer Endpunkt ist eine
Angleichung auf niedrigstem Niveau. Auf dem Weg dahin haben die
meisten Arbeiter noch einiges zu verlieren.

Die Angst vor der Entwertung ihrer Arbeitskraft, aber auch der daran
geknüpften Selbstwertgefühle bei gleichzeitigem Fehlen einer
effektiven Verteidigungsstrategie hat es den Rechten erlaubt, das vom
Liberalismus in ökonomischen Begriffen gesetzte Thema eines
unausweichlichen Lohnsenkungswettbewerbs nationalistisch oder
rassistisch aufzuladen. Arbeiter aus anderen Ländern oder gar
Kontinenten sind demnach nicht mehr ökonomische Konkurrenten, die sich
vielleicht zu gemeinsamer Sache gegen das Kapital zusammenschließen
könnten, sondern schlicht das bedrohliche Andere, gegen das man sich
schützen muss.


Falscher Patriotismus

Der Standortkonkurrenz unterliegt ein ideologischer
Wettbewerbsnationalismus, der die Transformation eines ökonomischen
Bedrohungsszenarios in Fremdenfeindlichkeit begünstigt. Reale
Standortkonkurrenz findet nicht zwischen Ländern, sondern konkreten
Orten statt. Diese Orte können in verschiedenen Ländern, aber auch
innerhalb ein und desselben Landes liegen. Reale oder angedrohte
Verlagerungen von einem Ort zum anderen wecken Angst und Wut an einem,
Hoffnungen an einem anderen. Der dabei zutage tretende
Lokalpatriotismus wird aber nicht mit der gleichen Aggressivität
aufgeladen wie der gegen vermeintlich Fremde gerichtete Nationalismus
und Rassismus.

Auch haftet der Vorstellung einer Lohnangleichung etwas Irreales an.
Entsprechende Szenarien eignen sich gut zur Einschüchterung von
Belegschaften. Die gesamtwirtschaftliche Umverteilung von Löhnen zu
Gewinnen zeugt vom Erfolg solcher Einschüchterungen. Trotzdem zielen
Unternehmen nicht auf die Angleichung von Löhnen auf einem
einheitlichen Niveau. Ihnen geht es vielmehr um die Aufrechterhaltung
feinstufiger Hierarchien. Dadurch wird der Glaube an individuelle
Aufstiegschancen am Leben gehalten und die Herausbildung von
Solidarität über Lohndifferenzen hinweg behindert.

Aber: Solidarität ist auch in der Vergangenheit nicht aus objektiv
gleichen Bedingungen entstanden, sondern hat sich stets an einer
gemeinsam als unerträglich empfundenen Lage entzündet. Dabei ist der
Kampf um Anerkennung und die Überwindung der eigenen Ohnmacht
mindestens so wichtig wie Löhne und Arbeitszeiten. Die Frage nach der
staatlichen Souveränität lenkt Ohnmachtserfahrungen im Arbeitsleben,
auf Ämtern und im Alltag in die falsche Richtung. Souverän sind die
herrschenden Klassen in den kapitalistischen Zentren. Sie nutzen den
Staat zur Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft über die arbeitenden
Klassen im eigenen Land aber auch peripherer Länder. Nicht Stärkung,
sondern Einschränkung dieser Souveränität ist die Voraussetzung, um
Ohnmacht, Verunsicherung und Angst zu überwinden. Nach der Erschöpfung
der alten, auf das 19. Jahrhundert zurückgehenden Arbeiterbewegung
müssen neue Solidaritäten innerhalb buntscheckiger Arbeiterklassen und
vor allem auch über Ländergrenzen hinweg geschaffen werden.

 * 
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VORWÄRTS/1495: Ernst Thälmann, Transportarbeiter, Hamburg


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 25/26 vom 23. August 2019

Ernst Thälmann, Transportarbeiter, Hamburg

von Damian Bugmann



Vor 75 Jahren, am 18. August 1944, wurde Ernst Thälmann im KZ
Buchenwald wie ein räudiger Hund erschossen. Der beliebte
Transportarbeiter aus Hamburg stand erfolgreich an der Spitze der KPD
und des Roten Frontkämpferbunds RFB, bevor er von den Faschisten*
inhaftiert, ohne Gerichtsverhandlung mehr als elf Jahre in Einzelhaft
gehalten und dann ermordet wurde.



Mit den unsäglichen bürgerlichen und pseudolinken Labels «Stalinist»
und «moskauhörig» wird der charismatische Thälmann oft beschert. Es
missfällt wohl, dass er eine Epoche der Arbeiter*innenbewegung
verkörpert, in der Bürgertum, Kapitalismus, Militarismus und
Faschismus in arge Bedrängnis gerieten, die sie nur mit barbarischer
Repression abwenden konnten. Das andere Deutschland, das Thälmann und
die Kommunist*innen schaffen wollten, gab es ab 1949 trotzdem. Zwei
Spielfilme des VEB Defa setzen dieser Epoche und ihrem
Repräsentant*innen ein Denkmal: «Ernst Thälmann, Sohn seiner Klasse»,
DDR 1954, und «Ernst Thälmann, Führer seiner Klasse», DDR 1955. Sie
wurden realisiert und der Öffentlichkeit gezeigt, als die 1947
losgetretene antikommunistische Propaganda in Europa und den USA hohe
Wellen schlug. Dieser Diffamierung der kommunistischen Bewegung und
den bürgerlichen Verdrehungen und Fälschungen der Geschichte setzte
die im Westen permanent verleumdete DDR unter anderem die beiden
insgesamt vierstündigen Spielfilme entgegen.


Eindrücklich, ergreifend

Es wird hier nicht mit Brechts Verfremdungseffekt gearbeitet, sondern
auf Identifikation und Emotionen gesetzt, um die edle Sache des alten
und weltweiten Arbeiterkampfs für Brot, Demokratie und Menschenrechte,
gegen Kapitalismus, Faschismus und Krieg zu bekräftigen und positiv
aufzuladen. Auf Youtube sind beide in voller Länge zu sehen. Plus
verschiedene eindrückliche und ergreifende Ausschnitte, zum Beispiel,
als an einer Demo die Polizisten von den fest geschlossenen Reihen der
Demonstrant*innen überrannt werden oder als die Ernst-Thälmann-Kolonne
im spanischen Bürgerkrieg auf das Bataillon «Commune de Paris» trifft.

Im zweiteiligen Werk werden auch Thälmann-Zitate gefeiert: «Wir
Kommunist*innen sind Tote auf Urlaub? - Falsch, wir sind
Geburtshelfer*innen eines neuen Lebens!». Oder «An ihrer Einstellung
zur Sowjetunion erkennt man die echten Revolutionäre!» Aktualisiert
würde der Spruch lauten: «An ihrer Einstellung zu DDR und UdSSR, zu
Kuba und Venezuela erkennt man die echten Revolutionär*innen.» Trotz
Stilisierungen und Idealisierungen zwei gute, interessante Filme zur
Geschichte der Arbeiterbewegung des Zwanzigsten Jahrhunderts.


Transportarbeiter

«Ernst Thälmann, Transportarbeiter, Hamburg», stand auf dem
Stimmzettel zur Reichspräsidentenwahl 1932. Wer seine Kontrahenten in
dieser Abstimmung waren und welche gesellschaftliche Position sie
einnahmen, lässt auch ohne genauere Kenntnis der politischen
Verhältnisse der damaligen Zeit den Zustand und die Klassenlage in der
Spätphase der Weimarer Republik erkennen: «Paul von Hindenburg,
Reichspräsident, Generalfeldmarschall, Berlin», «Adolf Hitler,
Regierungsrat im braunschweigischen Staatsdienst, München».

Ein Jahr später besiegelten der General und der Gefreite per
Händedruck das terroristische und kriegerische Bündnis von Militär,
Monopolkapital und faschistischer Massenpartei. Da sass der
Transportarbeiter bereits seit einigen Wochen im Gefängnis. Eine
internationale Solidaritätsbewegung setzte sich für seine Rechte ein
und informierte die Öffentlichkeit. Die mythische Figur der
Arbeiterbewegung liess sich offenbar trotz Folter und Psychoterror
nicht vereinnahmen und dazu herab, die sozialistische Revolution zu
verraten und Namen, Treffpunkte, Verstecke, Aktionen und andere
kompromittierende Informationen preiszugeben. Ernst Thälmann wurde im
August 1944, nach fast zwölf Jahren Einzelhaft, hochoffiziell im KZ
Buchenwald erschossen, Hitler soll persönlich den Befehl dazu gegeben
haben. Die Nazi-Propaganda verbreitete Lügen: er sei bei einem
Terrorangriff auf die Umgebung von Weimar gekommen oder bei einem
Bombenangriff der Alliierten auf Buchenwald ums Leben gekommen.


Massenorganisation

Der ungelernte Arbeiter, geboren am 16.April 1886, war ein Todfeind
einer wirtschaftlich-politischen Ordnung, deren wichtigste Prinzipien
Ausbeutung und Gewinn heissen, und die dafür täglich über Leichen
geht. Ohne theoretische Ausbildung brachte es der Autodidakt Thälmann
1925 an die Spitze der Kommunistischen Partei. Unter seiner Führung
entwickelte sie sich zu einer Massenorganisation, die als einzige die
kapitalistischen Verhältnisse der Weimarer Republik ernsthaft in Frage
stellte - die SPD hatte da mit ihnen schon längst ihren Frieden
gemacht. Die beiden Arbeiterparteien waren einander spinnefeind. Wie
sehr, zeigen die Reichspräsidentenwahlen von 1932: Um den Faschisten
zu verhindern, riefen die Sozialdemokraten zur Wahl des Monarchisten
auf. Die KPD hielt dem warnend entgegen: «Wer Hindenburg wählt, wählt
Hitler. Wer Hitler wählt, wählt Krieg.» Sie sollte recht behalten.


In sein Herz eingeprägt

Thälmann wahrte auch als Parteivorsitzender in Berlin stets Kontakt zu
seiner Heimatstadt und zu den dortigen Prolet*innen. Als Zehnjähriger
hatte er den erbittert geführten Hamburger Hafenarbeiterstreik von
November 1896 bis Februar 1897 erlebt. Seiner Tochter schrieb er aus
dem Gefängnis, der grosse Hafenarbeiterstreik in Hamburg vor dem Krieg
sei der erste sozialpolitische Kampf gewesen, der sich für immer in
sein Herz eingeprägt habe. Dreissig Jahre später verweigerten sich die
Hamburger Hafenarbeiter*innen erneut. Laut Thälmann war dieser
Ausstand ein Signal der Solidarität mit den englischen
Bergarbeiter*innen, die seit dem 1. Mai 1926 im Streik waren.

 * 
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MELDUNG/1020: In Deutschland ist das exponentielle Wachstum von WhatsApp, Instagram & Co. vorbei (idw)


Hochschule Fresenius - 03.09.2019

OTT-Studie zeigt: In Deutschland ist das exponentielle Wachstum von
WhatsApp, Instagram & Co. vorbei



Zum vierten Mal haben Prof. Dr. Anna Schneider, Professorin für
Wirtschaftspsychologie an der Hochschule Fresenius in Köln, und Dr. René
Arnold vom Wissenschaftlichen Institut für Infrastruktur und
Kommunikationsdienste GmbH (WIK) das Konsumentenverhalten in Bezug auf
Over-the-Top-Dienste (OTT) in Deutschland untersucht. Die repräsentativen
Ergebnisse zeigen, dass der rasante Zuwachs der Nutzung beliebter
Messengerdienste deutlich gebremst ist. Damit die Erfolgswelle nicht
abebbt, sind neue Strategien und Geschäftsmodelle nötig. Welche Angebote
auf Konsumenten zukommen könnten und was das für traditionelle Anbieter
bedeutet, ist Thema der aktuellen Studie.

Köln. Kommunikation unterliegt einem stetigen Wandel. Sogenannte
Over-the-top (OTT) Dienste spielen dabei in Deutschland auch weiterhin eine
wichtige Rolle. Die neuesten Daten basieren auf einer repräsentativen
Befragung von 3184 Konsumenten und bieten Grund zu der Annahme, dass der
deutsche Markt gesättigt sein könnte: Die Zeiten des sprunghaften
Wachstums von WhatsApp, Instagram und Co. scheinen vorüber zu sein. So
haben im Vergleich zum Vorjahr - mit Ausnahme der Altersgruppe der 35 bis
44-Jährigen - keine erheblichen Veränderungen in der Nutzungsverteilung
zwischen traditionellen Diensten wie Telefon oder SMS und OTT-Diensten
mehr stattgefunden.

Trotz der enormen Nutzerzahlen, Geld verdient kaum einer der OTT-Dienste
heute. "Nur die profitablen Dienste werden langfristig überleben", ist
Schneider überzeugt und warnt so manchen Anbieter vor möglichen
Schnellschüssen: "Dienste einfach zusammenzulegen, um die Anzahl der mit
Werbung ansprechbaren Nutzer zu erhöhen, wird kaum funktionieren. Unsere
Resultate zeigen eindeutig, dass Konsumenten sich bewusst für bestimmte
Dienste entscheiden und keine Aufhebung der Grenzen zwischen Diensten
möchten."

"Andere Wege, um Geld zu verdienen, erscheinen deutlich vielversprechender",
fügt Arnold hinzu. "Partnerschaften mit anderen Diensten wie
Shopping und die Kombination des Kerndienstes mit Zusatzfunktionen sind
besonders lukrative Möglichkeiten einen Umsatzanteil abzubekommen."
Darüber hinaus engagieren sich Google, Facebook oder Viber mit neuen
Angeboten für Unternehmen in der Marketingkommunikation direkt mit dem
Konsumenten. Sie greifen so - nach der klassischen SMS - einen
traditionellen Gewinnbringer der Telekommunikationsunternehmen an. Die
Studie zeigt, dass der Druck auf traditionelle Telekommunikationsanbieter
trotz des gebremsten Wachstums der beliebtesten OTT-Anbieter in
Deutschland damit weiter steigt.


Weitere Informationen unter:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, 03.09.2019

WWW: http://idw-online.de
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FEATURE/1304: Deutschlandfunk - Alex Pascall und die Windrush Generation, 6.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Common Wealth

Alex Pascall und die Windrush Generation

Von Christine Nagel

Deutschlandfunk/SWR 2019

Das Feature

Freitag, 6. September 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Alex Pascall kam 1959 aus Grenada nach Großbritannien. Er gehört zur
Generation Windrush, so benannt nach dem Einwandererschiff, mit dem
1948 die ersten 492 Passagiere aus der Karibik eingetroffen waren. Das
Vereinigte Königreich brauchte Arbeitskräfte, vor allem im
Öffentlichen Verkehr und im Gesundheitswesen. Alex Pascall lernte die
englische Gesellschaft als Toilettenputzer unter Londons King's Cross
Station kennen. Aber er gründete auch eine Band und wurde von der BBC
entdeckt. Nun, mit über 80, gestaltet Alex Pascall für ein deutsches
Publikum eine Sendung. Er spricht über den Windrush-Skandal, der
Menschen betrifft, die in den letzten Jahren festgenommen oder
abgeschoben wurden, die ihre Jobs oder Häuser verloren, denen Zugang
zum Nationalen Gesundheitssystem verweigert wurde, weil sie sich
angeblich illegal in England aufhielten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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HÖRSPIEL/1973: Deutschlandfunk Kultur - "Dzimudzangara", 6.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Dzimudzangara

Spektrale Figuren aus archivierten Stimmen

Von Pungwe (Memory Biwa und Robert Machiri)

Deutschlandfunk Kultur/SAVVY Contemporary/ DISK-CTM 2019/ca.
56'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 6. September 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Ein Geist wandert durch die Nacht. Er ist so riesig, dass sein Kopf
mit dem düsteren Himmel verschmilzt. Die Figur des Dzimudzangara ist
ein häufig wiederkehrendes Motiv in der Mythologie der Shona im
südlichen Afrika. Sein Name stand Pate, als die Shona einen Begriff
für das neue Medium Radio suchten: Dzangardzimu. Ausgehend von diesem
Zusammenhang zwischen Spiritualität und Rundfunk durchstreift das
Pungwe-Kollektiv Archive afrikanischer Musik. Mit Hilfe von Loops und
Remixes lösen sie die Klänge von ihren Quellen ab und erstellen daraus
vielschichtige akustische Assoziationsketten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. August 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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PREIS/335: Deutschlandfunk-Hörspielproduktion auf der Shortlist des Prix Italia (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 03.09.2019

Deutschlandfunk-Hörspielproduktion auf der Shortlist des Prix
Italia



Vom 23. bis 28. September findet in Rom der renommierte Wettbewerb
Prix Italia statt.

Auf der Shortlist stehen eine Deutschlandfunk-Hörspielproduktion und
ein Feature von NDR und Deutschlandfunk. In der Kategorie "Radio
Music" ist das Hörspiel "Audio.Space.Machine. Ein
Bauhaus-Konzeptalbum" (Deutschlandfunk/NDR/SWR 2019) der Berliner
Hörspielmacher wittmann/zeitblom nominiert. Die Produktion wurde im
Deutschlandfunk am 12. Januar 2019 urgesendet und bereits von der
Deutschen Akademie der Darstellenden Künste als "Hörspiel des Monats"
ausgezeichnet. Dramaturgie und Redaktion lagen in den Händen von
Sabine Küchler. In der Kategorie "Radio Documentary and Reportage"
wurde das Feature "Painkillers. Die Opiatkrise in den USA"
(NDR/Deutschlandfunk 2018) von Lorenz Rollhäuser in die Shortlist
aufgenommen.

Der Prix Italia wurde 1948 gegründet und zählt heute zu den ältesten
und bedeutendsten internationalen Preisen. Ausgezeichnet werden
Beiträge aus den Bereichen Radio, Fernsehen und Internet.


Hier können die beiden Shortlist-Produktionen nachgehört werden:

https://www.deutschlandfunkkultur.de/wittmann-zeitblom-audio-space-machine-ein-bauhaus.3692.de.html?dram:article_id=436139

https://www.deutschlandfunkkultur.de/die-opiatkrise-in-den-usa-painkillers.3720.de.html?dram:article_id=421903

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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HNO/305: Ultraschall erleichtert die Diagnose von Mittelohrentzündungen (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 02.09.2019

Ultraschall erleichtert die Diagnose von Mittelohrentzündungen



Mittelohrentzündungen lassen sich künftig schnell und zuverlässig erkennen
- ein neuartiger Ultraschallwandler von Fraunhofer-Forscherinnen und
-Forschern macht es möglich. Ein US-amerikanisches Unternehmen und das
Fraunhofer-Institut für Photonische Mikrosysteme IPMS arbeiten an der
Entwicklung und Anwendung dieser Technologie. Integriert in ein Otoskop
hilft sie Ärzten bei der Entscheidung, ob die Gabe von Antibiotika
wirklich notwendig ist.

Mittelohrentzündungen werden oftmals mit Antibiotika behandelt,
insbesondere wenn Babys und Kleinkinder betroffen sind. Gegenwärtige
Medizingeräte zur Diagnose der Krankheit sind Jahrzehnte alt, daher sind
die Befunde subjektiv und ineffektiv. Die diagnostischen Fehlerraten
betragen im Durchschnitt 50 Prozent, insbesondere bei der Unterscheidung
zwischen bakteriellen und viralen Infektionen. Viele Kinder bekommen daher
unnötigerweise Antibiotika verschrieben, was langfristig zu dem weltweit
wachsenden Problem der Antibiotikaresistenz beiträgt. Ein neuartiger
Ultraschallwandler des Fraunhofer-Instituts für Photonische Mikrosysteme
IPMS kann dieses Dilemma beheben: Die luftgekoppelte
Ultraschalltechnologie ermöglicht eine präzise Diagnose von
Mittelohrinfektionen, auch Otitis media genannt. Das amerikanische
Unternehmen OtoNexus Medical Technologies nutzt die Technologie bereits in
klinischen Studien, Kinderärzte und weitere praktizierende Mediziner
werden diese zur Untersuchung des äußeren Gehörgangs verwenden können. Mit
dem von OtoNexus entwickelten Otoskop lässt sich der Bereich hinter dem
Trommelfell in Sekunden analysieren. So lässt sich feststellen, ob das
Mittelohr Luft oder Flüssigkeit enthält. Diese kann charakterisiert werden
- Kinderärzte sind infolgedessen in der Lage, zwischen verschiedenen
Erkrankungsstadien zu unterscheiden, wodurch eine zielgerichtete
Behandlung ermöglicht wird.

Echosignal informiert über Entzündungsgrade

»Das klassische Otoskop ist ein optisches System, das seit Jahrzehnten
nicht weiterentwickelt wurde. Mit unserem integrierten Ultraschallwandler,
der zugleich Sender und Empfänger ist, erhält das Gerät eine erweiterte
Funktionalität«, sagt Dr. Sandro Koch, Wissenschaftler am Fraunhofer IPMS
in Dresden. Der Wandler sendet Ultraschallimpulse aus und erfasst das
Echo, das vom Trommelfell reflektiert wird. Der Arzt bekommt daraufhin ein
Messergebnis, das ihm Informationen über den Entzündungsgrad liefert.

Das innovative Wandlerdesign ist für den Betrieb an Luft optimiert: Zwei
übereinander angeordnete Elektroden bilden einen elektrischen Kondensator,
der Zwischenraum ist luftgefüllt. »Eine der beiden Elektroden ist
flexibel. Diese nutzen wir als schwingendes Element, um die
Ultraschallwellen zu senden. Das Echo trifft wiederum auf die flexible
Membran, deren angeregte Vibration in detektierbare elektrische Signale
umgewandelt wird«, erläutert der Physiker. Eine eigens entwickelte
Software des Industriepartners OtoNexus Medical Technologies wertet das
Echosignal aus. Erste klinische Studien stützen die Auswertung. Der Arzt
kann auf Basis der Datenlage entscheiden, ob eine Mittelohrentzündung
vorliegt.

Großserientauglich und miniaturisiert

Der Ultraschallwandler, ein sogenannter CMUT (capacitive micromachined
ultrasonic transducer), basiert auf speziellen, am Fraunhofer IPMS
etablierten MEMS-Technologien, die auf Siliziumwafern gefertigt werden. Er
zeichnet sich durch einen geringen Stromverbrauch aus und lässt sich
kostengünstig in Großserie produzieren. Ein weiteres Plus: »Im Gegensatz
zu herkömmlichen Piezo-Ultraschallwandlern kann unser MEMS-Wandler sehr
klein gebaut werden. Die Miniaturisierung ist ein großer Vorteil gegenüber
den Piezokeramiken. Der CMUT lässt sich dadurch besonders vorteilhaft in
das Otoskop integrieren«, sagt Dr. Koch.

Das Otoskop inklusive CMUT liegt derzeit als Prototyp vor. Die Markteinführung
soll in den nächsten Jahren erfolgen.

Die Anwendungsmöglichkeiten des MEMS-Wandlers beschränken sich nicht auf
die Medizintechnik. Beispielsweise lässt sich der Ultraschallwandler zur
Gestensteuerung in Smartphones oder Tablets verbauen oder zur Steuerung
von Infotainmentsystemen im Fahrzeuginnenraum nutzen. In der Robotik kann
er etwa zur Abstandsmessung eingesetzt werden.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/september/ultraschall-erleichtert-die-diagnose-von-mittelohrentzuendungen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 02.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERNÄHRUNG/1492: Studie - Energydrinks ... Jedes fünfte Schulkind trinkt sie regelmäßig (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 3. September 2019

Energydrinks: Jedes fünfte Schulkind trinkt sie regelmäßig

DAK-Präventionsradar 2019 dokumentiert Gesundheitsrisiken bei
Zehn- bis 17-Jährigen durch aufputschende Getränke



Jedes fünfte Schulkind trinkt regelmäßig Energydrinks - mit negativen
Folgen für die Gesundheit: Bei den Mädchen und Jungen der
Jahrgangsstufen fünf bis zehn, die Energydrinks konsumieren, sind
Übergewicht, Schlafstörungen und Hyperaktivität besonders häufig. Das
zeigt der neue Präventionsradar 2019 der DAK-Gesundheit. Ein weiteres
Ergebnis: Die aufputschenden Getränke werden durch Werbung attraktiv
für Kids. Die Krankenkasse hat die repräsentative Schulstudie mit dem
Institut für Therapie- und Gesundheitsforschung (IFT-Nord) in dreizehn
Bundesländern durchgeführt. Rund 14.000 Mädchen und Jungen aus mehr
als 900 Schulklassen wurden dafür befragt. Der DAK-Präventionsradar
untersucht jährlich das körperliche und psychische Wohlbefinden sowie
das Gesundheitsverhalten von Kindern und Jugendlichen im Alter
zwischen zehn und 17 Jahren.

Jedes fünfte Schulkind (19 Prozent) der Jahrgangsstufen fünf bis zehn
trinkt mindestens einmal pro Monat Energydrinks, sechs Prozent trinken
diese wöchentlich, drei Prozent sogar täglich. Die Jungen liegen dabei
vorne: Von den täglichen Konsumenten sind zwei Drittel männlich.
"Gerade für Heranwachsende sind aufputschende Softdrinks bedenklich",
warnt Andreas Storm, Vorstandsvorsitzender der DAK-Gesundheit. "Sie
enthalten viel Koffein, sind extrem gesüßt und stecken voller
synthetischer Zusatzstoffe. Die sogenannten Energydrinks verleihen
keinen Powerschub, sondern können zu massiven Gesundheitsproblemen
führen."

"Der Präventionsradar belegt den negativen Einfluss der stark
koffeinhaltigen Softdrinks", betont Studienleiter Prof. Dr. Reiner
Hanewinkel vom IFT-Nord. "Wir sehen insbesondere bei Schlafproblemen,
Übergewicht und Hyperaktivität einen Zusammenhang." Dieser zeige sich
bereits bei regelmäßigem Konsum, bei dem die Kinder und Jugendlichen
etwa einmal im Monat einen Energydrink zu sich nehmen, werde aber
extrem deutlich bei vieltrinkenden Jugendlichen. So berichten fast
zwei Drittel (63 Prozent) der Jungen und Mädchen mit täglichem Konsum
von Problemen beim Ein- oder Durchschlafen. In der Gruppe derjenigen,
die nie oder nur selten Energydrinks trinken, sind Schlafstörungen
deutlich seltener (41 Prozent).

In der Befragung machten die Schülerinnen und Schüler auch Angaben zu
ihrem Körpergewicht und ihrer Größe. Demnach leiden 16 Prozent der
Vieltrinkenden unter Übergewicht - doppelt so viele wie bei den
Nichttrinkenden.

Für den Schulalltag problematisch ist der negative Einfluss der
Energydrinks auf das Konzentrationsvermögen. Von den Schülerinnen und
Schülern, die täglich zu den stark koffeinhaltigen Softdrinks greifen,
kann sich ein Fünftel nur schwer konzentrieren und lässt sich leicht
ablenken. Von solchen Problemen, die auf Hyperaktivität und
Aufmerksamkeitsprobleme hinweisen, berichten bei den Nichttrinkenden
nur sechs Prozent.

Die aufputschenden Getränke werden insbesondere durch Werbung für
Kinder und Jugendliche attraktiv. Die Wahrscheinlichkeit, Energydrinks
zu probieren, steigt mit dem Kontakt zur Werbung deutlich an. Konkret
heißt das: Bei niedrigem Werbekontakt beginnt etwa jedes dritte
Schulkind im Verlauf von zwei Jahren mit dem Konsum von Energydrinks,
bei hohem Kontakt ist es mehr als jedes zweite - ein Plus von 42
Prozent.

Gesetzlich vorgeschrieben sind auf den Getränkedosen oder -flaschen
bisher nur die Hinweise "Erhöhter Koffeingehalt" und "Für Kinder und
schwangere und stillende Frauen nicht geeignet". Über konkrete
Risiken, etwa für Konzentrations- und Schlafstörungen und die
Entstehung von Übergewicht, müssen die Hersteller derzeit nicht
informieren. "Unser neuer Präventionsradar zeigt großen
Handlungsbedarf", betont Andreas Storm. "Wir brauchen eine bessere
Kennzeichnung von Energydrinks, die klar vor den Gesundheitsrisiken
warnen, um insbesondere Minderjährige zu schützen."

Der Präventionsradar der DAK-Gesundheit und des IFT-Nord untersucht
das körperliche und psychische Wohlbefinden sowie das
Gesundheitsverhalten von Schülerinnen und Schülern der Jahrgangsstufen
fünf bis zehn. Dafür finden in jährlichem Abstand Befragungen statt.
An der jetzt ausgewerteten dritten Welle haben im Schuljahr 2018/2019
in 13 Bundesländern insgesamt 14.242 Mädchen und Jungen teilgenommen.


Als drittgrößte Krankenkasse Deutschlands mit 5,7 Millionen
Versicherten engagiert sich die DAK-Gesundheit für Kinder- und
Jugendgesundheit.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 3. September 2019

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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FORSCHUNG/4080: Einzigartiger Fingerabdruck - Was Nervenzellen unverwechselbar macht (idw)


Universität Basel - 02.09.2019

Einzigartiger Fingerabdruck: Was Nervenzellen unverwechselbar macht



Die Proteinvariationen, die durch den Vorgang des alternativen Spleissens
entstehen, steuern die Identität und Funktion der Nervenzellen im Gehirn.
Dies erlaubt es Organismen, mit einer limitierten Anzahl von Genen ein
hochkomplexes neuronales Netzwerk aufzubauen. Die Studie zur Identität von
Nervenzellen wurde von einer Forschungsgruppe am Biozentrum der
Universität Basel erarbeitet und ist nun im Fachjournal «Nature
Neuroscience» veröffentlicht.

Unser Gehirn besteht aus hunderten, wenn nicht sogar tausenden
verschiedenen Arten von Nervenzellen, die durch ihre individuellen
Eigenschaften unsere Hirnfunktionen steuern. Aber wie schaffen es die
verschiedenen Typen von Zellen, ihre vielfältigen Eigenschaften
auszubilden? Die Forschungsgruppe von Prof. Peter Scheiffele am Biozentrum
der Universität Basel konnte nun in einer genomweiten Analyse nachweisen,
dass das sogenannte alternative Spleissen zu einer Bandbreite von
verschiedenen Varianten einzelner Proteine führt, mit der sich
schliesslich auch die Nervenzellen voneinander unterscheiden lassen.

Alternatives Spleissen definiert Zelltypen

Das alternative Spleissen ermöglicht es, dass von einem einzelnen Gen eine
Vielzahl von unterschiedlichen Proteinvarianten gebildet werden können. Im
Mausmodell hat das Team von Scheiffele nun solche sogenannten
Spleissvarianten im Detail untersucht. «Wir konnten hunderte von Varianten
identifizieren, die es möglich machen, die verschiedenen Zelltypen
voneinander zu unterscheiden», sagt Scheiffele. «Der dabei entstandene
umfangreiche Datensatz bildet das breite Repertoire von Spleissvarianten
in einzelnen Nervenzelltypen ab.»

Dieses Repertoire an Spleissvarianten in einer Nervenzelle bestimmt dabei
massgeblich ihre Identität und Funktion. «Obwohl alle neuronalen Zelltypen
dieselben Gene enthalten, produzieren selbst nah verwandte Zelltypen
unterschiedlichste Spleissvarianten», so Scheiffele. Besonders
variantenreich sind dabei die Proteine an neuronalen Kontaktstellen - den
Synapsen, welche die Weiterleitung und Verarbeitung von Informationen
vermitteln. Damit steuert der Spleiss-Prozess auch die Funktion des
gesamten neuronalen Netzwerks im Gehirn.

Datenplattform für Forschende

Die Erhebung und Auswertung der umfangreichen Datensätze ist Teil des
EU-geförderten Projektes SPLICECODE. In Zusammenarbeit mit dem universitären
«Center for Scientific Computing», kurz sciCORE, wurde eine
nutzerfreundliche Webseite erstellt, die es Forschenden weltweit erlaubt,
die Rolle einzelner Spleissvarianten für Hirnfunktionen in weiterführenden
Studien zu untersuchen.


Originalpublikation:

Elisabetta Furlanis, Lisa Traunmüller, Geoffrey Fucile, Peter Scheiffele.
Landscape of ribosome-engaged transcript isoforms reveals extensive
neuronal cell class-specific alternative splicing programs.

Nature Neuroscience (2019)

doi: 10.1038/s41593-019-0465-5

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41593-019-0465-5

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel - 02.09.2019
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POLITIK/1964: Unter Bundesgesundheitsminister Spahn läuft die Gesetzesmaschine auf Hochtouren (KBV klartext)


KBV - klartext

Das Magagzin der kassenärztlichen Bundesvereinigung, 2. Ausgabe 2019

Die Gesetzesmaschine

von Alexandra Bodemer



Bundesgesundheitsminister Spahn produziert Gesetze wie am
Fließband. Selbst sein eigenes Personal soll mitunter Probleme haben,
das Tempo mitzugehen. Beobachten, kommentieren und beraten ist deshalb
zurzeit eine besonders wichtige Aufgabe der ärztlichen
Selbstverwaltung.


Die Maschinerie läuft auf Hochtouren. Seit dem Amtsantritt von
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn im März 2018 hat kein anderes
Kabinettsmitglied eine solch hohe Schlagzahl an Gesetzesinitiativen
vorgelegt. Die Website des Ministeriums zählt 26 Vorhaben, Gesetze und
Verordnungen auf (Stand Mitte Juni), die in der aktuellen
Legislaturperiode begonnen, noch laufen oder bereits abgeschlossen
wurden. Ob Organspende, Pflege, Arzttermine, Impfen,
Schwangerschaftsabbrüche oder Digitalisierung: Die Liste der Themen,
die der Minister - stets medienwirksam - abarbeitet, macht manchen
Beobachter schwindelig. Nicht alle Pläne Spahns sind auf Anhieb
erfolgreich. Dann versucht er mitunter, Vorhaben, die im ersten Anlauf
gescheitert waren, in einem Nebensatz eines Entwurfs für ein anderes
Gesetz wieder einzubringen. Prominentestes Beispiel hierfür war der
Vorstoß zur Nutzenbewertung medizinscher Verfahren durch den
Gemeinsamen Bundesausschuss (GBA). Spahn wollte hierfür kürzere
verbindliche Fristen vorgeben, zunächst im Rahmen des Terminservice-
und Versorgungsgesetzes (TSVG). Bei Überschreitung der Frist durch den
GBA hätte das Ministerium selbst per Rechtsverordnung über die
Aufnahme von Methoden in den Leistungskatalog der gesetzlichen
Krankenversicherung zu entscheiden. Und zwar auch dann, wenn der
Nutzen nach Ansicht des GBA noch nicht hinreichend belegt ist. Nach
deutlicher Kritik von allen Seiten, inklusive Spahns eigener Partei,
zog das Ministerium den Passus zurück. Allerdings tauchte er kurz
darauf im sogenannten Implantateregister-Errichtungsgesetz wieder auf.
Hinter dieser Taktik steht mutmaßlich die Hoffnung, die Regelung würde
überlesen und einfach mit durchgewunken.


Viele dicke Brocken

Angesichts der Gesetzesflut, die seit Beginn der Legislaturperiode
immer weiter angeschwollen ist, scheint diese Hoffnung nicht
unberechtigt. "Wir haben einen Lauf", zitierte das Magazin "Der
Spiegel" Anfang Mai den SPD-Gesundheitspolitiker Karl Lauterbach in
einem Artikel über das aus der Großen Koalition (GroKo) entstandene
Arbeitsteam Spahn/Lauterbach. Beide haben schon 2013 das
Gesundheitskapitel im damaligen Koalitionsvertrag ausgehandelt.
Bezogen auf den aktuellen Koalitionsvertrag sagt Lauterbach, 90
Prozent der dortigen Vorhaben seien bereits abgehakt oder zumindest
begonnen. Bis zum Sommer werde es zwölf weitere Gesetze geben, da
seien "richtig dicke Brocken dabei". Manch einer, ob Funktionär im
Gesundheitswesen oder im Ministerium selbst, mag die dicken Brocken
eher wie einen Steinschlag empfinden.

Bei dem hohen Tempo, das Spahn vorlegt, müssen alle mithalten, wenn
sie nicht vor vollendete Tatsachen gestellt werden wollen. So kommt
es, dass auch die KBV fast schon im Wochenrhythmus Stellungnahmen zu
neuen Gesetzesvorhaben herausbringt. Allein im ersten Halbjahr 2019
waren es rund 15 veröffentlichte Stellungnahmen. Dabei nimmt die KBV
nur zu jenen Themen offiziell Stellung, die ihren
Zuständigkeitsbereich, sprich die ambulante Versorgung betreffen. Zu
den wichtigsten Gesetzen aus Sicht der Vertragsärzte und
Vertragspsychotherapeuten gehören das im Mai verabschiedete TSVG, das
Digitale-Versorgung-Gesetz und das angekündigte
Notfallversorgungsgesetz.

Das Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG) sieht unter anderem weitere
Regelungen für die elektronische Patientenakte vor. Außerdem sollen
Ärzte die Möglichkeit erhalten, Apps auf Kosten der gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) zu verschreiben. Letzteres stößt bei den
Kassen selbst allerdings auf Kritik. So warnte der AOK-Bundesverband
vor einem erheblichen Kostenrisiko. Er appellierte an den Gesetzgeber,
einen verbindlichen Nutzennachweis für digitale Anwendungen zu regeln.
"Zumindest für digitale diagnostische oder therapeutische Anwendungen,
die über reine Servicefunktionen hinausgehen, müssen Studien Pflicht
werden", verlangte der Vorstandsvorsitzende des AOK-Bundesverbands,
Martin Litsch.

Telemedizin soll durch das DVG weiter gestärkt werden, etwa durch eine
einfachere Durchführung von Videosprechstunden. Krankenkassen sollen
im Rahmen der Förderung von "Versorgungsinnovationen" die Möglichkeit
erhalten, ihren Versicherten individuelle Angebote zu
Vorsorgemaßnahmen zu machen. Sie dürften außerdem digitale Angebote
nicht nur fördern, sondern auch selbst entwickeln. Diese Anwendungen
könnten dann auch einen bestimmten Versorgungsweg, etwa den Gang zum
Facharzt, empfehlen. Dieses Detail birgt aus Sicht der KBV die Gefahr,
einen Dammbruch einzuleiten. Denn die Kassen erhielten so die
Möglichkeit, Patienten direkt zu steuern, und zwar ohne Beteiligung
ärztlichen oder psychotherapeutischen Sachverstands. Hätte die
Formulierung im Gesetzentwurf Bestand, würde damit ein Teil des
Sicherstellungsauftrags an die Krankenkassen übergehen, was einen
Bruch des Systems bedeuten würde (siehe auch Bericht zur
Vertreterversammlung in dieser Ausgabe).


Erosion der Selbstverwaltung

Zum Entwurf des sogenannten FaireKassenwahl-Gesetzes (FKG) hat die KBV
sich ebenfalls positioniert, weil dieser eine Reihe von Regelungen
enthält, die direkte und indirekte Wirkungen auf die Funktion der
Selbstverwaltungskörperschaften haben. So soll etwa die Organisation
des GKV-Spitzenverbandes reformiert werden. Dazu gehört der Ausschluss
ehrenamtlicher Mitglieder, eine Begrenzung der Amtsperioden des
Vorstands sowie die Genehmigungspflicht des Verbandshaushaltes. Dies
sind einschneidende Eingriffe in die Selbstverwaltung, deren Organe
dadurch immer mehr zu nachgeordneten Einrichtungen des Ministeriums
werden, kritisiert die KBV. Eine angemessene und funktionierende
Interessenverwaltung sei den Mitgliedern der Selbstverwaltung so nicht
mehr zu vermitteln. "Dieses Grundprinzip der Selbstverwaltung zu
erodieren bedeutet die Abkehr von einem System, das in Wohlstands- und
Krisenzeiten erheblich zur gesellschaftlichen Stabilität beiträgt
und beigetragen hat", so die KBV.




[image: Schaubild - Von Minister Spahn geplante und abgeschlossene Gesetze]
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Das FKG enthält einen weiteren Passus, der aus Sicht der
Vertragsärzteschaft einen deutlichen Rückschritt bedeuten würde: Die
Programmkostenpauschale für Disease-Management-Programme (DMP) soll
gestrichen werden. Im Gesetzentwurf ist dies damit begründet, die DMP
würden gegenüber anderen Versorgungsformen privilegiert. Dies ist nach
Dafürhalten der KBV jedoch vollkommen gerechtfertigt und sinnvoll.
Immerhin erfolge die Entwicklung der DMP systematisch nach klar
definierten evidenzbasierten Kriterien. Damit würden die
Chronikerprogramme eine nach nationalen Standards konsentierte
leitliniengerechte Versorgung der großen Volkskrankheiten
gewährleisten und deutliche qualitative Unterschiede zum
Flickenteppich anderer selektiver Vertragsformen zeigen. Da durch die
nach wie vor wettbewerbliche Ausrichtung der GKV chronisch Erkrankte
ein finanzielles Risiko für die Kassen darstellten, berge der Wegfall
dieses Anreizes ein hohes Risiko, diese innovative Versorgungsform
ersatzlos zu beenden. Eine finanzielle Förderung der Programme sei
aber aufgrund der hohen Qualitätsanforderungen der DMP unverzichtbar,
so die KBV.


Impfpflicht und E-Rezept

Mit einem Masernschutzgesetz will Bundesgesundheitsminister Spahn die
Durchimpfungsraten deutlich erhöhen, um die Masern in Deutschland zu
eliminieren. Dazu soll etwa eine Impfpflicht für Personen in
Gemeinschaftseinrichtungen wie Kitas und Schulen eingeführt werden.
Bei Verstößen drohen Bußgelder in Höhe von bis zu 2500 Euro. Die KBV
unterstützt das grundsätzliche Ziel des Gesetzes, auch wenn sie den
Weg einer verstärkten Aufklärung und Information gegenüber
Zwangsmaßnahmen grundsätzlich bevorzugt. Die Frist für den
verpflichtenden Nachweis einer Impfung sollte jedoch um ein halbes
Jahr, nämlich bis zum 31. Januar 2021 verlängert werden, weil allein
im ersten Jahr von mindestens 731.000 zusätzlichen Impfungen
auszugehen sei, argumentiert sie. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass
Ärzte über die Grenzen der Tätigkeit im Rahmen ihres Fachgebiets
hinaus Personen impfen dürfen. Damit dürfte etwa ein Kinder- und
Jugendarzt auch die Eltern impfen. Die KBV kann diese Öffnung
nachvollziehen und geht davon aus, dass sie im Rahmen der im Gesetz
genannten Beispiele umgesetzt wird. Des Weiteren begrüßt die KBV die
vorgesehene Etablierung eines digitalen Impfausweises. Allerdings sei
nicht gesichert, dass die digitale Speicherung der Impfdaten die
papiergebundene Dokumentation ablöst. Hier fordert die KBV eine
Klarstellung. Andernfalls käme es zu erheblichem Mehraufwand in den
Praxen und Parallelstrukturen in der Dokumentation.

Ein weiteres Gesetz in der Pipeline sieht die Stärkung der
Vor-Ort-Apotheken vor. Die KBV begrüßt das Vorhaben grundsätzlich,
warnt jedoch davor, dass mit der Einführung zusätzlicher
Dienstleistungen in den Apotheken, etwa einer Medikationsanalyse und
der Erfassung bestimmter Gesundheitsparameter, Doppelstrukturen
etabliert und finanziert würden. Der Absicht, Grippeschutzimpfungen
durch pharmazeutisches Personal zu ermöglichen, erteilt die KBV eine
klare Absage. Dies sei eine ureigene ärztliche Aufgabe, schon aus
Gründen der erforderlichen medizinischen Aufklärung und der
Patientensicherheit im Falle von Komplikationen.

Der Bundestag hat am 6. Juni das Gesetz für mehr Sicherheit in der
Arzneimittelversorgung (GSAV) auf den Weg gebracht. Damit sollen unter
anderem die Befugnisse der Bundesbehörden bei ArzneimittelRückrufen
gestärkt werden. Teil des Gesetzes ist auch die Einführung des
elektronischen Rezeptes: Die Selbstverwaltung soll innerhalb von
sieben Monaten nach Inkrafttreten des GSAV die notwendigen Regelungen
festlegen, so dass das E-Rezept ab Mitte kommenden Jahres über die
Telematik-Infrastruktur genutzt werden kann. Hauptkritikpunkt der KBV
ist die Vorgabe der sogenannten qualifizierten elektronischen Signatur
(QES) durch den Arzt. Diese ist nach derzeitigem Stand mit einem
erheblichen zeitlichen Mehraufwand in den Praxen verbunden. Das
Verfahren müsse deshalb deutlich vereinfacht werden. Ein weiteres, aus
Sicht der KBV sehr wichtiges Gesetz, nämlich das zur künftigen
Organisation zur Notfallversorgung, lag bei Redaktionsschluss dieser
Ausgabe noch nicht vor.

Auch wenn das Parlament nun erst einmal eine Sommerpause einlegt, die
Maschinerie läuft weiter. Sowohl Minister Spahn als auch Karl
Lauterbach haben deutlich gemacht, dass sie das Tempo weiter
hochhalten wollen. Wohl auch, weil niemand sicher sagen kann, ob die
GroKo wirklich bis zum Ende der Legislaturperiode hält.


Die Stellungnahmen der KBV zu aktuellen Gesetzesvorhaben
finden Sie hier:  

www.kbv.de/html/416.php

 * 

Quelle:

kbv - klartext, 2. Ausgabe 2019, Seite 20 - 22

Kassenärztlichen Bundesvereinigung

Redaktion Klartext

Herbert-Lewin-Platz 2, 10623 Berlin

Telefon: 030 / 40 05-22 05, Fax: 030 / 40 05-22 90

E-Mail: redaktion@kbv.de

Internet: www.kbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / GESUNDHEITSWESEN





RECHT/646: Zur Zukunft des Honorararztwesens im Krankenhaus (DGIV)


Deutsche Gesellschaft für Integrierte Versorgung im Gesundheitswesen e.V. - 2. September 2019

Zur Zukunft des Honorararztwesens: "Geht nicht gibt's nicht"

DGIV mahnt Klärungen des Gesetzgebers an



Berlin - Die Deutsche Gesellschaft für Integrierte Versorgung im
Gesundheitswesen e.V. (DGIV) hat sich kritisch mit überbordenden
Interpretationen der Leitfall-Entscheidung des Bundessozialgerichts
(BSG) vom 04.06.2019 zur Sozialversicherungspflicht von Honorarärzten
am Krankenhaus auseinandergesetzt. Vielfach sei zu lesen, dass sich
aus der Entscheidung des BSG, zu der noch keine Urteilsbegründung,
sondern lediglich eine Pressemitteilung des Gerichts vorliegt, nur
noch die Zulässigkeit der Tätigkeit von Ärzten im Krankenhaus in einem
sozialversicherungspflichtigen Anstellungsverhältnis ergebe oder dass
sogar jegliche honorarärztliche Tätigkeit im Krankenhaus verboten sei.
"Diese Interpretation ist so nicht haltbar," meint der
DGIV-Vorstandsvorsitzende Prof. Dr. med. Stefan G. Spitzer, "für die
DGIV ergibt sich vielmehr, dass es immer noch zulässig ist, allgemeine
Krankenhausleistungen i. S. d. § 2 Abs. 2 KHEntgG durch nicht
fest angestellte Ärztinnen und Ärzte erbringen zu lassen. Allerdings
ist die damit verbundene ärztliche Tätigkeit 'regelmäßig'
sozialversicherungspflichtig. Unter 'regelmäßig' ist unseres Erachtens
aber nicht 'stets' oder 'generell' zu verstehen, sondern 'im
Regelfall', der auch Ausnahmen, für die gewichtige Indizien sprechen
müssen, zulässt."

Für die DGIV seien damit immer noch Konstellationen für Fälle gegeben,
in denen die honorarärztliche Tätigkeit nicht
sozialversicherungspflichtig ist.

Ungeachtet dessen sei es dringend erforderlich, das Dilemma
schnellstens aufzulösen, dass mehrere Gesetze seit 2012 die Tätigkeit
von nicht fest im Krankenhaus angestellten Ärzten bei der Erbringung
von Krankenhausleistungen vorsehen und wesentlichen Ausprägungen
dieser Tätigkeiten ein anderes Gesetz, nämlich § 7 Abs. 1 SGB IV,
nach Auffassung des BSG entgegensteht. Hier müsse der Gesetzgeber
unverzüglich handeln und zwar nicht, indem er die o. g. Bestimmungen
über die Honorararzttätigkeit im Krankenhaus einfach streicht, sondern
indem er diese Regelungen zum einen deutlich bestimmter ausgestaltet
und zum anderen in Übereinstimmung mit der Gesetzlichkeit bringt. Wie
das gehen kann, erläutert die DGIV in einem Positionspapier zum
BSG-Urteil, mit dem sie an die gesundheitspolitischen
Entscheidungsträger herantreten wird und das auch www.dgiv.org
entnommen werden kann.

Die DGIV sieht dringenden Klärungsbedarf, da sonst die Versorgung in
zahlreichen Krankenhäusern und für viele Patienten gefährdet sei.

"Aus unserer Sicht ist der Gesetzgeber gefordert, in dieser höchst
unbefriedigenden Situation endlich klärend einzugreifen und die
Rahmenbedingungen für diese wichtige und ausbaufähige integrierende
Versorgungsform weiter zu entwickeln," erklärt Prof. Spitzer.
Honorarärzte könnten beispielsweise - wie bereits jetzt Notärzte - von
der Sozialversicherungspflicht befreit werden. "Es ist höchste Zeit,
dass es der Gesetzgeber nicht länger den Gerichten überlässt,
eindeutig überlebte, nicht mehr zeitgemäße rechtliche Regelungen
dahingehend interpretieren zu müssen, unter welchen Umständen
Honorarärzte sozialversicherungspflichtig sind oder nicht," so der
DGIV-Vorstandsvorsitzende.

Das Positionspapier der DGIV steht in Lang- und Kurzfassung unter
www.dgiv.org bereit.

 * 

Quelle:
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HERZ/1188: EU-Studie - Wem helfen vorsorglich implantierte Defibrillatoren (ICD)? (idw)


Universitätsmedizin Göttingen - Georg-August-Universität - 02.09.2019

Wem helfen vorsorglich implantierte Defibrillatoren (ICD)? Große EU-Studie im Ergebnis vorgestellt.



Neue Erkenntnisse zum Einsatz von prophylaktisch implantierten ICDs.
Ergebnisse der seit 2013 vom Herzzentrum der Universitätsmedizin Göttingen
koordinierten, europaweiten und bisher einzigen, vollständig öffentlich
geförderten ICD-Patientenstudie EU-CERT-ICD vorgestellt. Erste Ergebnisse
veröffentlicht im renommierten Fachjournal Lancet im September.

(umg) Bisher galten implantierbare Kardioverter-Defibrillatoren (ICD) für
Menschen mit Herzrhythmusstörungen als Lebensversicherung vor dem
plötzlichem Herztod. Älteren Studien zufolge sind rund ein Drittel der
Patienten mit einem besonderen Risiko für Herzrhythmusstörungen im
Vorteil, wenn ihr Herz durch einen solchen "Schock-Schrittmacher"
unterstützt wird. Bei lebensbedrohlichen Herz-Rhythmus-Störungen kann ein
starker elektrischer Impuls den Herzmuskel wieder in den richtigen Takt
bringen. Das ist die Aufgabe von Defibrillatoren, die wie
Herzschrittmacher in den Brustkorb eingesetzt werden. Die aktuellen
ärztlichen Leitlinien sehen vor, dass diese Geräte bei bestimmten
Herzerkrankungen vorbeugend eingesetzt werden. Die vorbeugende
Implantation ist medizinische Routine und wird in Europa mehr als 100.000
Mal im Jahr durchgeführt. Dies ist nicht nur mit enormen Kosten für das
Gesundheitssystem verbunden, sondern stellt auch ein gewisses Risiko dar:
Innerhalb von zehn Jahren kommt es bei etwa jedem vierten Defibrillator zu
Komplikationen.

Im Rahmen der europaweit angelegten EU-CERT-ICD-Studie (Comparative
Effectiveness Research to Assess the Use of Primary ProphylacTic
Implantable Cardioverter Defibrillators in Europe) wurden die Daten von
2.327 Patienten aus 44 klinischen Zentren in 15 europäischen Ländern
ausgewertet unter der Fragestellung: Welchen Patienten mit
Herzrhythmusstörungen hilft die vorsorgliche Behandlung mit einem
implantierbaren Kardioverter-Defibrillator (ICD) und schützt sie explizit
vor dem plötzlichen Herztod? Koordiniert wurde die EU-CERT-ICD-Studie vom
Herzzentrum der Universitätsmedizin Göttingen (UMG) unter der Leitung von
Prof. Dr. Markus Zabel, Leiter des Schwerpunkts Klinische
Elektrophysiologie in der Klinik für Kardiologie und Pneumologie der UMG.
An der Studie mit beteiligt waren vier Partnerinstitutionen des Deutschen
Zentrums für Herz-Kreislaufforschung (DZHK): die Universitätsmedizin
Göttingen (UMG), die Charité Universitätsmedizin Berlin sowie die
Ludwig-Maximilians-Universität (LMU) und die Technische Universität (TU), beide
München.

LATE-BREAKING SCIENCE: ÜBERLEBENSVORTEIL IN DER GESAMTGRUPPE

Für die Forschenden um Prof. Dr. Markus Zabel, Leiter des Schwerpunkts
Klinische Elektrophysiologie in der Klinik für Kardiologie und Pneumologie
der UMG, und Prof. Dr. Tom Friede, Direktor des Instituts für Medizinische
Statistik der UMG, ergab sich ein überraschendes Ergebnis: In der
Gesamtgruppe zeigte sich ein deutlicher Überlebensvorteil von 27 Prozent.
"Prophylaktische Defibrillatoren sollten generell auch weiterhin nach
individueller Beurteilung eines einzelnen Patienten verordnet und
implantiert werden", sagt Prof. Dr. Gerd Hasenfuß, Vorsitzender des
Herzzentrums der UMG und Direktor der Klinik für Kardiologie und
Pneumologie der UMG.

Neben dem durchschnittlichen Überlebensvorteil aller Patienten wurde in
den Studienergebnissen aber auch deutlich, dass Patienten über 75 Jahre,
Diabetiker oder Patienten mit mehreren Begleiterkrankungen nicht oder
nicht mehr vom prophylaktischen Einsatz eines ICD profitieren. Bei diesen
Patienten sind Herzrhythmusstörungen deutlich seltener. "Bei dieser
Patientengruppe sollte die prophylaktische Defi-Implantation nur unter
bestimmten Voraussetzungen erfolgen", so Prof. Zabel. Im Gegensatz dazu
ist der Nutzen bei jüngeren Patienten mit Herzschwäche und
Herzmuskelschwäche (DCM) umso größer.

VORSTELLUNG DER STUDIENERGEBNISSE

Die Studienergebnisse werden beim Kongress der Europäischen Gesellschaft
für Kardiologie (ESC) vom 31. August bis 4. September in Paris als
"late-breaking science" von Prof. Zabel von der UMG und Prof. Axel Bauer,
Direktor der Universitätsklinik für Innere Medizin III - Kardiologie und
Angiologie der Medizinischen Universitätsklinik Innsbruck, vorgestellt.
Zeitgleich werden am 1. September 2019 die Ergebnisse der Sub-Studie in
der renommierten Fachzeitschrift "The Lancet" veröffentlicht. Die
Europäische Union (EU) förderte das Projekt mit insgesamt sechs Millionen
Euro. Die Studie ist die bisher einzige ICD-Patientenstudie, die
ausschließlich aus öffentlichen Mitteln finanziert wurde.

Weitere Auswertungen aus den vorliegenden, umfangreichen Studiendaten
werden vorbereitet. Damit sollen die Auswahlkriterien für Patienten, bei
denen eine prophylaktische Defi-Therapie sinnvoll sein kann, aktualisiert
und fortlaufend verbessert werden. Auch die sozioökonomischen Auswirkungen
sowie Auswirkungen auf die Lebensqualität werden in Zusammenarbeit mit
Wissenschaftler*innen der Charité Universitätsmedizin Berlin untersucht.

WEITERE PUBLIKATION: INDIVIDUELLE PATIENTENAUSWAHL DURCH LANGZEIT-EKG UND PRD

Den lebensrettenden Nutzen von prophylaktischen Defibrillatoren zeigt auch
die zeitgleich in Lancet publizierte Substudie des Projekts zum
EKG-Parameter "Periodic Repolarization Dynamics (PRD)". Bei jedem Herzschlag
wird das Herz natürlicherweise elektrisch erregt und die Erregung
anschließend wieder zurückgebildet. Bei Herzschwäche kommt es häufig zu
einer Überaktivität des Sympathikus, eines Teils des autonomen
Nervensystems, der unter anderem in Stresssituationen aktiv ist. Dadurch
kann sich die Erregungsrückbildung des Herzens destabilisieren. Ist dies
der Fall, steigt das Risiko für bösartige Herzrhythmusstörungen dramatisch
an. Diese gefährlichen Instabilitäten der Erregungsrückbildung können nun
mit einem relativ neuen EKG-Verfahren, der sog. "Periodic Repolarization
Dynamics" (PRD), erkannt werden. Dieser Parameter wurde in einem
aufwändigen Verfahren in Kooperation der beiden Münchner Universitäten;
LMU und TU, von Prof. Axel Bauer (ehemals LMU) und Prof. Georg Schmidt
(TU) mit Prof. Markus Zabel (UMG) aus
24-Stunden-Langzeit-EKG-Aufzeichnungen, die bei allen Studienpatienten vorlagen, ausgewertet. Es
zeigte sich, dass der PRD-Parameter insbesondere Patienten identifizieren
kann, die von einem vorbeugenden Defibrillator besonders profitieren:

Insgesamt reduzierte die vorbeugende Implantation eines Defibrillators das
Risiko, innerhalb der folgenden vier Jahre zu sterben, um 43 Prozent.
Patienten mit einem PRD-Wert größer oder gleich 7,5 Grad profitierten
deutlich mehr, ihr Sterberisiko wurde um 75 Prozent reduziert. Lag der
PRD-Wert unter 7,5 Grad, wurde die Sterberisiko nur um 31 Prozent
reduziert. Grund dafür ist, dass der PRD-Parameter eine Überaktivität der
Stressnerven (Nervus sympathicus) des Herzens messen kann und damit ein
Indikator der elektrischen Instabilität des Herzens ist. "Eine
Langzeit-EKG-Messung mit PRD-Auswertung könnte daher eine wichtige
Entscheidungshilfe bei der Diskussion über einen vorbeugenden
Defibrillator werden", sagt Prof. Axel Bauer von der Medizinischen
Universitätsklinik Innsbruck.


Originalpublikation:

Axel Bauer, Mathias Klemm, Konstantinos D Rizas, Wolfgang Hamm, Lukas von
Stülpnagel, Michael Dommasch, Alexander Steger, Andrezej Lubinski,
Panagiota Flevari, Markus Harden, Tim Friede, Stefan Kääb, Bela Merkely,
Christian Sticherling, Rik Willems, Heikki Huikuri, Marek Malik, Georg
Schmidt*, Markus Zabel*, and the EU-CERT-ICD investigators. "Prediction of
mortality benefit based on periodic repolarisation dynamics in patients
undergoing prophylactic implantation of implantable cardioverter
defibrillators: a prospective, controlled, multicentre cohort study". The
Lancet (2019), September 2, 2019. DOI: S0140-6736(19)31996-8.
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HERZ/1187: EKG-Verfahren zeigt, wem implantierte Defibrillatoren wirklich helfen (idw)
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EKG-Verfahren zeigt, wem implantierte Defibrillatoren wirklich helfen



Implantierbare Defibrillatoren können Leben retten, bergen aber auch
Risiken. Das EKG-Verfahren "Periodic Repolarization Dynamics" kann helfen,
die Patienten zu identifizieren, die am ehesten von einer Implantation
profitieren. Das zeigt eine große europäische Studie eines Teams um drei
Forscher der Technischen Universität München (TUM), der
Ludwig-Maximilians-Universität München (LMU), und der Universitätsmedizin
Göttingen, die im Fachmagazin "The Lancet" erschienen ist.

Bei lebensbedrohlichen Herz-Rhythmus-Störungen kann ein starker
elektrischer Impuls den Herzmuskel wieder in den richtigen Takt bringen.
Genau das ist die Aufgabe von Defibrillatoren, die wie Herzschrittmacher
in den Brustkorb eingesetzt werden. Die aktuellen ärztlichen Leitlinien
sehen vor, dass diese Geräte bei bestimmten Herzerkrankungen vorbeugend
eingesetzt werden. In der EU geschieht das jährlich mehr als 100.000-mal.
Das bedeutet nicht nur hohe Kosten für das Gesundheitssystem, die Geräte
stellen auch ein Risiko dar: Schätzungen zufolge kommt es bei jedem
vierten eingesetzten Defibrillator innerhalb von zehn Jahren zu
erheblichen Komplikationen - von Infektionen bis hin zu spontanen
Stromschlägen.

Die Großstudie EU-CERT-ICD hat daher europaweit den Nutzen von
prophylaktisch implantierten Defibrillatoren untersucht. Ein wesentliches
Ziel der Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler um Erstautor Prof. Axel
Bauer (ehemals LMU und aktuell Medizinische Universität Innsbruck) und die
beiden Letztautoren Prof. Georg Schmidt (TUM) und Prof. Markus Zabel
(Universitätsmedizin Göttingen) war es in einer Substudie des EU-CERT-ICD
Projekts, Patienten zu identifizieren, die von der OP besonders
profitieren.

PRD: ein Indikator der elektrischen Instabilität des Herzens

Bei jedem Herzschlag wird das Herz natürlicherweise elektrisch erregt und
die Erregung anschließend wieder zurückgebildet. Bei Herzschwäche kommt es
häufig zu einer Überaktivität des Sympathikus, eines Teils des autonomen
Nervensystems, der unter anderem in Stresssituationen aktiv ist. Dadurch
kann sich die Erregungsrückbildung des Herzens destabilisieren. Ist dies
der Fall, steigt das Risiko für bösartige Herzrhythmusstörungen dramatisch
an. Diese gefährlichen Instabilitäten der Erregungsrückbildung können nun
mit einem relativ neuen EKG-Verfahren, der sog. "Periodic Repolarization
Dynamics" (PRD), erkannt werden. "Obwohl hinter dem Verfahren intelligente
Algorithmen stecken, ist die Messung doch vergleichsweise einfach",
erläutert Axel Bauer, der zusammen mit Georg Schmidt die Methode
entwickelt und validiert hat.

In ihrer prospektiven Studie begleiteten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler 1371 Patientinnen und Patienten, die die aktuellen
Kriterien für den Einsatz eines Defibrillators erfüllten. 968 wurden
tatsächlich operiert, bei 403 entschieden sich die behandelnden Ärztinnen
und Ärzte gegen einen Defibrillator.

Hoher PRD-Wert: ein Indikator für den Nutzen eines implantierbaren Defibrillators

Insgesamt reduzierte die vorbeugende Implantation eines Defibrillators das
Risiko, innerhalb der folgenden vier Jahre zu sterben um 43 Prozent.
Patienten mit einem PRD-Wert größer oder gleich 7,5 Grad profitierten
deutlich mehr, ihr Sterberisiko wurde um 75 Prozent reduziert. Lag der
PRD-Wert unter 7,5 Grad, wurde die Sterberisiko nur um 31 Prozent
reduziert.

"PRD könnte zu einer wichtigen Entscheidungshilfe für Ärztinnen und Ärzte
werden", sagt Georg Schmidt, Leiter der Arbeitsgruppe
Biosignalverarbeitung am Klinikum rechts der Isar der TUM. "Durch die
zusätzliche Information könnten wir Menschen, die von einem Defibrillator
wahrscheinlich nicht profitieren werden, das Risiko eines Implantats
ersparen. Stattdessen können wir uns auf diejenigen konzentrieren, deren
Leben durch das Gerät mit großer Wahrscheinlichkeit verlängert wird."
Allerdings müssen die Ergebnisse erst in weiteren Studien bestätigt
werden, bevor sie Eingang in medizinische Leitlinien finden können.
"Wichtig wäre unter anderem eine Untersuchung über einen längeren
Zeitraum", sagt Markus Zabel, Leiter der EU-CERT-Gesamtstudie.


Mehr Informationen:

Für die Studie EU-CERT-ICD (kurz für European Comparative Effectiveness
Research to Assess the Use of Primary Prophylactic Implantable
Cardioverter Defibrillators) wurden seit 2014 Patientinnen und Patienten
in 44 Zentren in 15 EU-Staaten untersucht. Die Studie wurde durch die
Europäische Union finanziert.


Originalpublikation:

A. Bauer, M. Klemm, KD. Rizas, W. Hamm, L. v. Stülpnagel, M. Dommasch, A.
Steger, A. Lubinski, P. Flevari, M. Harden, T. Friede, S. Kääb, B.
Merkely, C. Sticherling, R. Willems, H. Huikuri, M. Malik, G. Schmidt, M.
Zabel, and the EU-CERT-ICD investigators. "Prediction of mortality benefit
based on periodic repolarisation dynamics in patients undergoing
prophylactic implantation of a defibrillator: a prospective, controlled,
multicentre cohort study ". The Lancet (2019). 

DOI: 10.1016/S0140-6736(19)31996-8

https://www.thelancet.com/journals/lancet/article/PIIS0140-6736(19)31996-8/fulltext

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tum.de/nc/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/details/35667/ 

(Dieser Text im Web)
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ENTWICKLUNG/1476: Besser verträgliche Stents verhindern Verschluss von Blutgefäßen (idw)
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Besser verträgliche Stents verhindern Verschluss von Blutgefäßen



Verengen Ablagerungen die Blutgefäße, setzen Mediziner Stents ein: Sie
sollen die verstopften Passagen weiten. Doch mitunter wehrt sich das
Immunsystem des Patienten gegen diese Implantate, es kann zu
Fremdkörperreaktionen kommen. Durch optimierte Beschichtungen konnten
Dresdner Fraunhofer-Forschende gemeinsam mit Projektpartnern die
Bioverträglichkeit der Stents nun deutlich verbessern.




[image: Bild: © Fraunhofer IKTS]

Mit Titanoxinitrid beschichteter Stent

Bild: © Fraunhofer IKTS



Sind Blutgefäße durch Ablagerungen verstopft, drohen Herzinfarkt oder
Schlaganfall. Ärzte setzen daher Stents in die betroffenen Gefäße ein:
Feine, röhrenförmige Geflechte aus Edelstahl, die nach dem Einsetzen
aufgedehnt werden und die Blutbahn offen halten. Bei etwa einem Viertel
der Patienten treten jedoch durch eine Immunantwort unerwünschte Effekte
auf - etwa Entzündungen, eine Abstoßung des Fremdkörpers oder die
Anlagerung von Gewebe. Diese Körperreaktionen führen dazu, dass sich das
behandelte Blutgefäß leichter wieder verschließt. Hersteller gehen daher
dazu über, die Stents zu beschichten und ihre Verträglichkeit auf diese
Weise zu erhöhen. Das geschieht beispielsweise mit Titanoxinitrid, einer
Beschichtung aus Titan, Sauerstoff und Stickstoff. Das Problem: Die
Schichten gelingen nicht immer, mitunter weisen sie Lücken auf. Hinzu
kommt, dass die Beschichtung nicht an allen Stellen gleich dick ist. Ergo
können die Beschichtungen das Risiko von Fremdkörperreaktionen zwar
senken, gänzlich ausschließen können sie solche Komplikationen jedoch noch
nicht.

Optimierte Beschichtung

Ein Forscherteam des Fraunhofer-Instituts für Keramische Technologien und
Systeme IKTS konnte die Stent-Beschichtungen nun optimieren und damit
deren Biokompatibilität deutlich verbessern. Das von deutscher Seite vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung BMBF geförderte Verbundprojekt
wurde gemeinsam mit dem polnischen Stenthersteller Balton, der russischen
Firma VIP Technologies und der University POLITEHNICA of Bucharest
realisiert. »Die Biokompatibilität hängt von zahlreichen
Werkstoffparametern ab - unter anderem von der Oberflächenrauigkeit,
Benetzbarkeit und der chemischen Zusammensetzung der Beschichtung«,
erläutert Dr. Natalia Beshchasna, Wissenschaftlerin am Fraunhofer IKTS und
Leiterin des Projekts. »Diese Parameter konnten wir gezielt anpassen,
indem wir den Abscheidungsprozess technologisch weiterentwickelt haben,
was wiederum die Verträglichkeit der Stents verbessert.

Es gelang, die Bedeckungsrate der Stents mit der Beschichtung um zehn
Prozent zu steigern - statt bei 80 Prozent liegt sie nun bei 90 Prozent.«
Das war keine einfache Aufgabe, da die Außenoberfläche der Stents
gewebekompatibel, die Innenoberfläche hingegen blutkompatibel sein muss.
Zudem muss die Schicht an allen Ecken und Kanten des Drahtgeflechts gleich
dick und elastisch sein, damit der Stent ohne Beschädigung der Schicht in
der Blutbahn aufgedehnt werden kann.

Stellschraube: Chemische Zusammensetzung

Üblicherweise werden die Schichten über ein Plasma erzeugt. Dafür wird
unter Vakuum ein Titantarget mit Argon-Ionen beschossen, wodurch Atome
herausgeschlagen werden. Zusätzlich wird eine Gasmischung aus Sauerstoff
und Stickstoff in die Vakuumkammer eingeleitet. Das Resultat: Auf dem
Stent entsteht eine Schicht, die sowohl Titan als auch Sauerstoff und
Stickstoff enthält. Als Ansatzpunkt für die Optimierung wählten die
Forscherinnen und Forscher vor allem die chemische Zusammensetzung der
Schicht - insbesondere das Verhältnis von Sauerstoff und Stickstoff. »Dazu
haben wir eine Matrix erstellt, anhand derer wir die
Gas-Mischungsverhältnisse variiert haben«, berichtet Beshchasna. Diese
verschiedenen Mischungen lassen sich über die Menge des entsprechenden
Gases einstellen, das in die Vakuumkammer eingeleitet wird. Nach der
Erzeugung der Schichten untersuchten die Forscher deren Eigenschaften,
unter anderem die Oberflächenmorphologie, die chemische Zusammensetzung
sowie die Benetzbarkeit. Die Ergebnisse zeigen, dass das optimale
Verhältnis von Sauerstoff zu Stickstoff bei drei zu fünf liegt.

Belastungstest: Vorbeiströmendes Blut

Eine weitere wichtige Fragestellung war, ob die Beschichtung der Belastung
des vorbeiströmenden Blutes standhält. Um dies zu beantworten,
entwickelten die Forscherinnen und Forscher ein System, in dem die
Stentoberfläche mit künstlichem Blutplasma umströmt wird - und zwar bei
unterschiedlichen Temperaturen, Drücken und Strömungsgeschwindigkeiten.
Über zwei Monate unterzogen die Wissenschaftler die Beschichtungen dieser
Prozedur. Mit Erfolg: Die Beschichtung hielt stand, es lösten sich auch
keine Bestandteile der Beschichtung in der Testflüssigkeit.

Der Projektpartner Balton untersuchte zudem das Verhalten der Beschichtung
bei Deformation des Stents. In diesen Tests wurde eine ausreichende
Flexibilität der Beschichtung nachgewiesen. Die Firma VIP Technologies
entwickelte eine Beschichtungsanlage, in der 14 Stents gleichzeitig
zunächst per Plasma gereinigt und anschließend - überwacht von einer
optischen Spektralanalyse - innerhalb weniger Stunden beschichtet werden
können. Auf diese Weise lassen sich die Kosten für die Stents um 30
Prozent reduzieren, verglichen mit handelsüblichen beschichteten Stents.
Die Partner planen nun die Vermarktungsphase.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/september/besser-vertraegliche-stents-verhindern-verschluss-von-blutgefaessen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 02.09.2019
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1475: Ein Mini-Magnetresonanztomograf für den Schreibtisch (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 02.09.2019

Ein MRT für den Schreibtisch

Medizintechniker entwickeln Mini-MRT für den Schreibtisch



Medizintechniker der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg haben den
Prototypen eines Magnetresonanztomografen entwickelt, der auf einem
gewöhnlichem Schreibtisch Platz findet.

In Zusammenarbeit mit Kollegen des Athinoula A. Martinos Center des MIT in
Boston, USA, entwickelten der Nachwuchswissenschaftler Marcus Prier
gemeinsam mit den beiden Studenten des Masterprogramms Medical Systems
Engineering Ivan Fomin und David Schote eine druckergroße Miniaturausgabe
eines MRT, die mit einem Magnetfeld von 0,4 Tesla arbeitet, der
20.000fachen Stärke unseres Erdmagnetfelds. Das Magnetfeld klinischer
Geräte beträgt 1,5 bzw. 3 Tesla.

Das Mini-MRT kann künftig innerhalb von wenigen Minuten detaillierte
Informationen zur Zusammensetzung reagenzglasgroßer Proben mit einem
Durchmesser von bis zu 15 Millimetern liefern. Aktuell entwickeln die drei
Medizintechniker eine weitere Komponente für das MRT, um künftig echte
Schnittbilder der Proben, also Aufnahmen, wie Sie etwa unter einem
Mikroskop möglich sind, erhalten zu können.

Das Prinzip der Magnetresonanztomografie beruht darauf, dass die Kerne
vieler Atome magnetisch sind. Diese kleinen Magneten können von einem
äußeren Magnetfeld beeinflusst werden - sie richten sich dazu parallel
aus. Werden die ausgerichteten Atomkerne leicht angestoßen - das geschieht
durch Radiowellen - dann führen sie eine sogenannte Präzessionsbewegung
aus, ähnlich der Bewegung eines rotierenden Spielzeugkreisels. Da die
Geschwindigkeit der Präzession charakteristisch für eine Atomsorte und
damit für das Material der Probe ist, kann daraus die Zusammensetzung der
Probe analysiert werden.

"Die Herausforderung bei der Entwicklung des Tisch-MRT bestand für uns
darin, zwei extrem starke Permanentmagnete, die sich gegenseitig mit 1,2
Tonnen anziehen, in einer Trägerkonstruktion auf einem Abstand von nur
wenigen Zentimetern zu halten und so zu fixieren", erläutert Marcus Prier,
der als Wissenschaftlicher Mitarbeiter am medizintechnischen
Forschungscampus STIMULATE arbeitet. Die komplizierte Elektronik, die für
die Inbetriebnahme des Prototypen erforderlich war, wurde in einem der 11
Gründerlabore der Universität Magdeburg, dem FLEXtronic Labor,
eigenständig entwickelt und gefertigt.

Das Einsatzspektrum des Mini-MRT sei breitgefächert, so Markus Prier. "Es
ist möglich, in einem Labor der Nahrungsmittelindustrie unkompliziert die
Zusammensetzung von Inhaltsstoffen zu prüfen, Mediziner können zeitnah in
Arztpraxen Blut- und Gewebeproben analysieren, Biologen unmittelbar die
Wirkung neu entwickelter Kontrastmittel im Gewebe testen." Darüber hinaus
könne in dem Tisch-MRT Strömungs- und Fließverhalten von Flüssigkeiten
analysiert werden, "Indem die reagenzglasgroße Probe durch einen Schlauch
ersetzt wird, werden Untersuchungen für eine zusätzliche Überwachung von
Dialyse-Patienten möglich."

Neben den klinischen und industriellen Anwendungen sei das Tabletop-MRT
auch für die universitäre Lehre interessant, erklärt Markus Prier: "Das
System soll an der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg für eine
anwendungsnahe Ausbildung zukünftiger Medizintechnikerinnen und -techniker
genutzt werden". Er hat bereits einen Kurs mit dem Titel "MR Systems
Engineering" für Masterstudierende durchgeführt, der auf ein sehr großes
Interesse gestoßen ist.

In wenigen Monaten soll auf dem Campus der Otto-von-Guericke-Universität
Magdeburg ein Labor mit mehreren Tabletop-MRTs eingerichtet werden. Hier
können Studierende dann selbstständig Experimente durchführen, die
Entwicklung von Magnetresonanz-Software erlernen oder
herstellerunabhängige MRT-Hardwarekomponenten kostengünstig und in kleinem
Maßstab entwickeln.

Die gesamten Pläne und Programme des Mini-MRT werden künftig nach dem
Open-Source-Prinzip weltweit online gestellt, so dass jeder Interessent
oder Nutzer ein MRT im Tischformat nach dem Baukastenprinzip selbst bauen
bzw. anpassen und optimieren kann.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.forschungscampus-stimulate.de

http://www.tugz.ovgu.de/makerlabs.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution116

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 02.09.2019
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INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1474: Dem Chip das Sehen beibringen (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 02.09.2019

Dem Chip das Sehen beibringen



Organs-on-a-Chip haben das Potenzial, die Arzneimittelentwicklung zu
revolutionieren. Forscherinnen und Forschern am Fraunhofer-Institut für
Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik IGB ist es gelungen, verschiedene
Gewebe auf Chips zu bringen. Der jüngste Clou: die Nachbildung
menschlicher Netzhaut als Retina-Organoid. Im nächsten Schritt will das
Forscherteam mit der Organ-on-a-Chip-Technologie die
geschlechterspezifische Medizin erschließen.

Organ-on-a-chip-Systeme stellen eine große Bereicherung für die
medizinische Forschung dar: An Gewebekulturen in den Kammern eines
Kunststoffchips können Wirkstoffe getestet, Krankheitsursachen und
Therapieansätze erforscht werden. Im Innern der briefmarkenkleinen
Polymermodule werden winzige Gewebe und Organoide über Mikrokanäle von
einer Nährflüssigkeit am Leben gehalten. Die Systeme bieten eine
Alternative zu Tierversuchen (siehe Kurzinterview).

In dieser Technik gibt es mittlerweile eine breite Palette: Herzmuskel und
Leber, Niere und sogar Hirngewebe. Zu den Organ-on-a-Chip-Pionieren in
Europa zählt die Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Peter Loskill am
Fraunhofer-Institut für Grenzflächen- und Bioverfahrenstechnik IGB in Stuttgart. Dem
Team ist es als bisher einzigem gelungen, unter anderem menschliches
Fettgewebe und die Netzhaut des Auges in einem Chip nachzubilden. Nachdem
es geglückt ist, die verschiedensten Gewebe auf Chips zu bringen, gilt es
nun, den Durchsatz der zu testenden Substanzen zu erhöhen. Die Zukunft
sind »Organ-on-a-Disc« - mit hunderten menschlichen Gewebeteilchen auf
einer handlichen Scheibe. Sie können der Technologie zum Durchbruch im
Routineeinsatz verhelfen.

Retina-on-a-Chip

Aktuell ist »Retina-on-a-Chip« eines der Highlights in Loskills Labor -
mit dem komplex aufgebauten Gewebe der menschlichen Netzhaut als Organoid.
Dr. Loskill und sein Team sind gerade dabei, der Retina auf dem Chip das
Sehen beizubringen. Gemeinsam mit ihren Kooperationspartnern an der
Universität Tübingen ist es ihnen gelungen, Stammzellen so zu
differenzieren und in die Chips zu integrieren, dass sie ein
mehrschichtiges Gewebe ausbilden. Es besteht unter anderem aus den
lichtempfindlichen Stäbchen und Zapfen, dem Pigmentepithel und
Ganglionzellen, die den optischen Nerv bilden. »Wenn wir die Retina
belichten, messen wir in den Stäbchen und Zapfen ein
elektrophysiologisches Signal«, erklärt Peter Loskill. »Jetzt arbeiten wir
an einem System, mit dem wir dieses Signal quantitativ auslesen können.«

Erkrankungen der Netzhaut erforschen

Sobald dies existiert, wird gemessen werden können, wie stark eine
Substanz das »Sehvermögen« der Retina auf dem Chip beeinflusst. »Die
Pharmaindustrie hat großes Interesse an der Retina-on-a-Chip«,
verdeutlicht Loskill. »Denn viele Arzneistoffe können Nebenwirkungen an
der Retina verursachen.« Modellsysteme sind bislang rar. Und Tiermodelle
sind nur begrenzt einsetzbar, da die Netzhaut von Tieren anders aufgebaut
ist als die des Menschen. Gleichzeitig eignet sich der Chip dazu,
Erkrankungen der Netzhaut zu erforschen und Medikamente zu entwickeln, zum
Beispiel gegen die altersbedingte Makuladegeneration oder gegen die
diabetische Retinopathie.

Die Rolle des Fettgewebes entschlüsseln

Medizinisch noch relevanter sind die Chips mit weißem Fettgewebe.
Angelehnt an die englische Bezeichnung »White Adipose Tissue« werden die
Systeme »WAT-on-a-Chip« genannt. Das Fettgewebe ist allein schon seiner
Masse wegen bedeutsam. Ein Viertel des Körpers eines gesunden Menschen
besteht aus Fettgewebe. Bei adipösen Menschen macht es bis zur Hälfte des
Gewichts aus. Erst in jüngerer Zeit wurde deutlich, dass das Fettgewebe
viele Hormone und andere Botenstoffe in den Blutkreislauf ausschüttet.
Vieles ist hier noch unverstanden. Die »WAT-on-a-Chip«-Systeme können
helfen, die Rolle des Fettgewebes im Körper besser zu verstehen und damit
verbundene Erkrankungen, wie zum Beispiel Diabetes, gezielter zu
therapieren. Außerdem lässt sich auf dem Chip verfolgen, wie Stoffe in die
Fettzellen eingelagert werden und ob sich Pflanzenschutzmittel oder auch
Mikroplasik im Fettgewebe anreichern.

Forschen für die geschlechterspezifische Medizin

Mit den »Organ-on-a-Chip«-Systemen will Peter Loskill ein weiteres
Forschungsfeld erschließen: geschlechtsspezifische Medizin. »Viele
Krankheiten zeigen bei Frauen und Männern unterschiedliche Ausprägung«,
betont er. »Dieser Aspekt wird in der medizinischen Forschung und
Arzneimittelentwicklung viel zu wenig berücksichtigt.« Die
»Organ-on-a-Chip« bieten die Möglichkeit, Gewebe von Männern und Frauen getrennt
zu untersuchen. Auf dem Chip kann man auch die Dynamik des weiblichen
Hormonzyklus simulieren und beobachten, welchen Einfluss er auf eine
Erkrankung und potenzielle Medikamente hat.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/september/dem-chip-das-sehen-beibringen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 02.09.2019
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





FOLKLORE/1406: Braunschweig - Paul McKenna Band aus Glasgow spielen am 8.9.2019


Stadt Braunschweig

Paul McKenna Band aus Glasgow tritt im Roten Saal auf



Braunschweig. Die Paul McKenna Band aus Glasgow spielt am Sonntag, 8.
September, ab 20 Uhr "Scottish Folk" im Roten Saal im Schloss,
Schlossplatz 1. Mit fantastischem Gesang und virtuosem Gitarrenspiel
meistert Paul McKenna die Gratwanderung zwischen traditioneller Musik
und modernem Songwriting. In seinen Liedern bekennt er Farbe, gibt den
Schwachen eine Stimme und greift aktuelle Themen auf. Karten sind an
allen Vorverkaufsstellen sowie an der Abendkasse erhältlich. Weitere
Informationen unter der Telefonnummer 470-4820.

Seit zehn Jahren tourt Paul McKenna mit seiner Band durch Europa,
Amerika und Australien. Die Band versteht, Paul's Songs mit treibenden
Tunes auf Fiddle, Flutes und Whistles zu ergänzen. Percussions, Banjo
und Bouzouki sorgen für den nötigen Druck und machen die Paul McKenna
Band zu einer exzellenten Live-Band. Selbst die New York Times
veröffentlichte ein beinahe unglaubliches Statement über die Band,
welches lautete: "The best folk band to have come out of Scotland in
the last twenty years".

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9153: Aus aller Welt - 04.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA belegen iranische Forschungseinrichtungen mit Sanktionen

Die US-Regierung hat weitere Sanktionen gegen den Iran verhängt. Die
Strafmaßnahmen richten sich diesmal gegen die iranische
Raumfahrtbehörde und zwei mit ihr verbundene Forschungszentren.
Hintergrund ist die Explosion auf einem zivilen Raumfahrtkomplex in
der nordiranischen Provinz Semnan. Nach Angaben der iranischen
Regierung ereignete sich der Zwischenfall am vergangenen Donnerstag
auf einem Testgelände, wo keine Raketenstarts stattfinden. Teheran
nutze sein Raumfahrtprogramm als Deckmantel für die Entwicklung
seiner ballistischen Raketen, erklärte dagegen das Außenministerium
in Washington.

4. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9153: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



1,3 Tonnen Heroin auf Containerschiff entdeckt

Britische Drogenfahnder haben in der Hafenstadt Felixstowe in der
Region Suffolk knapp 1,3 Tonnen Heroin mit einem geschätzten
Verkaufswert von 132 Millionen Euro beschlagnahmt. Wie die National
Crime Agency (NCA) mitteilte, waren die in einem Container entdeckten
Drogenpakete in Handtücher eingenäht worden. Im Zuge der Ermittlungen
wurden zudem vier Personen in der niederländischen Hafenstadt
Rotterdam festgenommen. Laut einem Bericht des Senders BBC soll das
Rauschgift aus Pakistan stammen.

4. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9150: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



NATO startet Ostseemanöver

Mehr als 40 Kriegsschiffe aus 18 Nationen üben in der westlichen
Ostsee den Ernstfall. An dem gut zwei Wochen dauernden
Marine-Herbstmanöver "Northern Coasts" nehmen 3.000 Soldaten teil.
Die deutsche Marine stellt mit acht Schiffen und 1.300 Soldaten dabei
das größte Kontingent. Wie der neue international besetzte
Marine-Einsatzstab Deu Marfor mit Sitz in Rostock mitteilte, soll ein
fiktiver Angriff auf eine Ostseeinsel abgewehrt werden.

4. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9152: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Nancy Faeser übernimmt Vorsitz der SPD-Fraktion in Hessen

Die hessische SPD-Generalsekretärin Nancy Faeser hat den Vorsitz
ihrer Fraktion im Wiesbadener Landtag übernommen. Von 28 anwesenden
Abgeordneten erhielt die Politikerin am Mittwoch 27 Stimmen. Faeser
betonte, sie wolle eine Politik machen, die nah am Bürger sei. Sie
tritt die Nachfolge von Thorsten Schäfer-Gümbel an, der am Dienstag
nach 16 Jahren im Parlament sein Abgeordnetenmandat und den
Fraktionsvorsitz niederlegte. Er zog damit die persönlichen
Konsequenzen aus der Niederlage bei der hessischen Landtagswahl Ende
Oktober. Schäfer-Gümbel will künftig für die
Entwicklungshilfe-Organisation GIZ in Bonn arbeiten.

4. September 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9150: Tragisches und Kurioses - 04.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Brand in Frankfurt - Ein Mensch starb in den Flammen

Bei einem Brand in einem Mehrfamilienhaus im Frankfurter Stadtteil
Höchst ist ein Mensch ums Leben gekommen. Fünf Personen konnten
leichtverletzt gerettet werden. Wie die Feuerwehr mitteilte, war am
Mittwochvormittag aus noch unbekannten Gründen ein Feuer im ersten
Stock des ehemaligen Hotels ausgebrochen, das nach gut einer Stunde
von den rund 50 Einsatzkräften unter Kontrolle gebracht werden
konnte. Das Gebäude wird den Angaben zufolge als Unterkunft für
Wohnungssuchende genutzt.

4. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8235: Aus Forschung und Technik - 04.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



ESA-Satellit fliegt Ausweichmanöver

Ein Erd- und Wetterbeobachtungssatellit der Europäischen
Weltraumorganisation ESA mußte erstmals seine Umlaufbahn ändern, um
eine Kollision mit einem anderen Raumapparat zu verhindern. Laut
ESA-Angaben wurden kurzzeitig die Triebwerke des 1,3 Tonnen schweren
Satelliten Aeolus gezündet, um einen möglichen Zusammenstoß mit einem
Starlink-Satelliten der US-Raumfahrtfirma SpaceX zu vermeiden. Aeolus
fliegt in rund 300 Kilometern Höhe und mißt mittels Laser die Winde
rund um die Erde.

4. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8249: Aus aller Welt - 04.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Pentagon gibt Trump Milliarden für Antimigrantenmauer

In den USA hat Präsident Trump unter Umgehung des Kongresses aus dem
Wehretat kommenden Jahres 3,6 Milliarden Dollar für den Bau eines 280
Kilometer langen Teilstücks der geplanten Antimigrantenmauer an der
Grenze zu Mexiko abgezogen. Rechtliche Grundlage der
Mittelumschichtung soll der im Februar von Trump ausgerufene Notstand
sein. Der Supreme Court hatte dies Ende Juli ermöglicht. Das Pentagon
verschiebt für die Mauer über hundert Neubau- und
Renovierungsprojekte im In- und Ausland. Trump hatte sich bereits im
Wahlkampf als Kämpfer gegen illegale Einwanderung und Drogenschmuggel
profiliert und eine Mauer auf der Hälfte der rund 3200 Kilometer
langen Staatsgrenze im Süden gefordert.

4. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8205: Medizin und Gesundheitswesen - 04.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Selbstdiagnosen per Internet in der Kritik

Schon in der Vergangenheit wär Ärzten ein Dorn im Auge, wenn die
Patienten schon mit einer vorgefertigten Diagnose die Praxis betraten
oder sich aufgrund einer solchen selbst behandelten. Heutzutage ist
ein solches Verhalten endemisch. Der Schuldige: Natürlich das
Internet. Gesundheitsexperten warnen vor Selbstdiagnosen per
Internet. Denn Recherchen nach Krankheiten per Computer oder
Smartphone führen leicht zu Verunsicherungen und Fehldiagnosen. Und
es sind nicht wenige, die so etwas tun. Nach einer Forsa-Umfrage
sollen rund drei Viertel der Deutschen im Internet nach Erklärungen
für Krankheitssymptome fahnden.

4. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8237: Kriminalität und Rechtsprechung - 04.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Verfassungsbeschwerde der GFF gegen reformiertes BKA-Gesetz

Die Gesellschaft für Freiheitsrechte (GFF) hat nach eigenen Angaben
beim Bundesverfassungsgericht Verfassungsbeschwerde gegen das
sogenannte BKA-Gesetz eingelegt. Dieses erlaubt dem Bundeskriminalamt
unter anderem den Einsatz von Staatstrojanern auf Computern und
Handys zur Ausspähung der Bürger. Außerdem darf das BKA massenhaft
anfallende, persönliche Daten über die Zeit aktueller Fallbearbeitung
hinaus speichern. Dadurch können z. B. weite Kreise der Bevölkerung
stigmatisiert werden. Auch können Daten von zunächst unbescholtenen
Personen gespeichert werden, hinsichtlich derer die Justiz davon
ausgeht, daß sie in naher Zukunft Straftaten von erheblicher
Bedeutung begehen werden. Die Kriterien dafür wurden der GFF zufolge
nicht präzise genug formuliert. Das BKA muß Datensätze erst dann
löschen, wenn Betroffenen gerichtlich bescheinigt wurde, daß sie
unschuldig sind. Darüber hinaus hat sich Karlsruhe bislang nicht mit
der präventiven Datenspeicherung befaßt. Das BKA-Gesetz war 2017 in
überarbeiteter Form in Kraft getreten, nachdem es 2016 vom
Bundesverfassungsgericht gekippt worden war. Die GFF wird in
Karlsruhe vom Mainzer Juristen Prof. Matthias Bäcker vertreten. Die
Verfassungsbeschwerde erfolgt im Namen der Münchner
Strafverteidigerin Ricarda Lang, die öfter Terrorverdächtige
vertritt, zwei Fanaktivisten der Fußballvereine 1860 München und
Werder Bremen, welche eine Speicherung ihrer Daten in der
Informationsdatei Fußball beziehungsweise der Datei Gewalttäter Sport
verhindern wollen, sowie des linken Aktivisten Kerem Schamberger und
einer weiteren Strafverteidigerin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8160: Sprache, Kunst und Medium - 04.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Furcht vor Joanne Rowlings Zaubersprüchen

Eine katholische Schule im US-Bundesstaat Tennessee hat die
erfolgreichen "Harry-Potter"-Bücher mehr als zwanzig Jahre nach dem
Erscheinen des ersten Bandes der Reihe aus ihrer Schüler-Bibliothek
verbannt, aus Furcht vor der möglichen Wirkung der in den Romanen
enthaltenen Zaubersprüche und Flüche.

Nach Angaben der Zeitung The Tennessean hatten sich zuvor besorgte
Eltern mit einer entsprechenden Anfrage an den Schulgeistlichen der
St. Edwards-Schule in Nashville, Dan Reehil, gewandt. Dieser hielt
Rücksprache mit Exorzisten in den Vereinigten Staaten und in Rom, die
zu einer Verbannung der Bücher geraten haben sollen.

Laut Reehil sei man zu dem Schluß gekommen, daß beim Lesen der Flüche
und Zaubersprüche die Gefahr bestünde, daß diese "böse Geister in der
Umgebung" heraufbeschwören könnten.

Die Schule will die Romane der schottischen Autorin Joanne K. Rowling
zwar nicht verbrennen - wie es kürzlich Priester in Polen taten -,
schließt sie aber vorsichtshalber in den "Giftschrank" ein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8226: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 04.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Venezuelas Streitkräfte in Alarmbereitschaft

Venezuelas Präsident Maduro hat die an der Grenze zu Kolumbien
stationierten Streitkräfte seines Landes in Alarmbereitschaft gesetzt
und zweiwöchige Militärmanöver in Grenznähe ab dem 10. September
angekündigt. Der Sozialist Maduro befürchtet, daß Kolumbiens
rechtsgerichteter Präsident Duque, ein von den USA protegierter
Verbündeter des venezolanischen Umstürzlers Guaidó, auf Krieg aus
ist. Duque, der in seinem Land den von seinem Amtsvorgänger Santos
erwirkten Friedensschluß mit der Farc in Frage stellt, wirft der
Regierung in Caracas vor, die Guerillagruppe auf venezolanischem
Boden zu unterstützen. Maduro sieht in derartigen Vorwürfen einen
Vorwand, um sein Land anzugreifen. Außerdem, so der Präsident,
unterhält Duque in Venezuela drei paramilitärische Trainingslager.
Die beiden südamerikanischen Länder haben eine 2200 Kilometer lange
gemeinsame Grenze.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8240: Aus Parlament und Gesellschaft - 04.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Kabinett beschließt u. a. Tierwohllabel und Glyphosatausstieg

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch mehrere Gesetzentwürfe zur
Nutztierhaltung und zum Umweltschutz in der Landwirtschaft
verabschiedet. Unter anderem stimmten auch die sozialdemokratischen
Kabinettsmitglieder der von Agrarministerin Klöckner vorgelegten
Novelle zur Einführung eines freiwilligen staatlichen Tierwohllabels
zunächst für die Schweinemast zu. Anhand des Labels sollen die
Schweinefleischverbraucher erkennen können, wie gut es den Tieren vor
dem Schlachten gegangen ist. Die Kriterien dafür sollen in Abstimmung
mit dem Umweltministerium noch bestimmt werden. Mit Blick auf den
Insektenschutz konnte die Ressortchefin Schulze unter anderem einen
Ausstieg aus der Anwendung des potentiell krebserzeugenden Herbizids
Glyphosat binnen vier Jahren erwirken.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8210: Tragisches und Kurioses - 04.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Bäuerin verblutet nach Hahnenangriff

Im Hinterland der südaustralischen Großstadt Adelaide wurde eine
Bäuerin auf ihrem Hof beim Absammeln der Hühnereier überraschend von
einem der Hähne angegriffen.

Wie der Fernsehsender ABC berichtete, hackte der Vogel in eines der
bloßen Beine der 76jährigen Frau und öffnete damit eine Krampfader.

Wie ein Pathologe von der Universität Adelaide nach einer Untersuchung
erklärte, führten die Verletzungen durch die Schnabelhiebe zu einem
baldigen Kreislaufkollaps. Die Frau verblutete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8238: Arbeit, Soziales und Familie - 04.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Unruhe im Flüchtlingslager Moria auf Lesbos

Im Flüchtlingslager Moria auf der griechischen Insel Lesbos ist es zu
Unruhen gekommen. Das Camp, welches für 3000 Menschen ausgelegt
wurde, ist mit 9000 Migranten völlig überbelegt. Unterschiedlichen
Angaben zufolge können dort auch 11.000 Menschen untergebracht worden
sein. Seit Anfang dieser Woche haben die griechischen Behörden mehr
als 630 Afghanen von dort aufs Festland in ein Lager bei Thessaloniki
gebracht. Am Dienstag folgten Hunderte weiterer Migranten. Die
Unruhen unter den verbliebenen Lagerinsassen brachen aus, als rund 50
minderjährige Migranten ihre Verlegung forderten. Polizisten und
Mitarbeiter des Registrierzentrums im Lager wurden von einigen
Personen mit Steinen beworfen. Die Polizei antwortete mit Tränengas.
Danach beruhigte sich die Lage. Im Lager von Moria und in den
ebenfalls überfüllten Einrichtungen auf den Inseln Chis, Samos, Leros
und Kos sollen die Asylanträge der Migranten bearbeitet werden. Die
Türkei nimmt abgelehnte Asylbewerber auf Grundlage eines Deals mit
der Europäischen Union wieder auf.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8216: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 04.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Arktischer Schiffsverkehr droht zuzunehmen

Das Schwinden des arktisches Eises ist nicht nur Folge des
Klimawandels, sondern forciert diesen auch. Zu diesem Ergebnis
gelangten Wissenschaftler des Bremerhavener Alfred-Wegener-Instituts
für Polar- und Meeresforschung (AWI). Der Umstand, daß die Arktis
immer früher und länger eisfrei ist, sorgt nach Ansicht der Forscher
für eine deutliche Zunahme des Frachtschiff- und Kreuzfahrerverkehrs.
Allerdings ist das verbunden mit den bekannten Umweltbelastungen, die
mit Schiffsverkehr einhergehen. Als besonders gefährdet sehen die
Experten Narwale. Aber auch Belugawale, Grönlandwale und Walrosse
belastet der Schiffsverkehr stark.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8226: Märkte und Finanzen - 04.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Hamburger Fernwärmenetz wieder in der Hand der Bürger

Das Hamburger Fernwärmenetz ist seit Dienstag rund sechs Jahre nach
dem Rückkaufbeschluß der Bürger per Volksentscheid vollständig in
deren Besitz übergegangen. Der Senat hat dafür dem Energiekonzern
Vattenfall insgesamt 950 Millionen Euro bezahlt. Die Übernahme ist
nach Ablauf der Frist wirksam geworden, in der konkurrierende
Energieunternehmen ihren Einspruch dagegen hätten einlegen können.
Die Europäische Kommission hatte im April dieses Jahres gegenüber dem
geplanten Rückkauf keine beihilferechtlichen Bedenken geäußert. Nach
Angaben des Senats werden die drei Fernwärmenetze zunächst von der
städtischen Wärme Hamburg GmbH (WHH) betrieben werden, die bislang
als HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und
Beteiligungsmanagement mbH (HGV) firmierte. Gut 600 Beschäftigte
wechseln zu den bisherigen tarifvertraglichen und arbeitsrechtlichen
Konditionen zur HGV. Wie das veraltete Kohlekraftwerk Wedel, welches
ebenfalls in den Besitz der Stadt kam, ersetzt werden kann, soll in
den kommenden Wochen bekanntgegeben werden. Seitens Vattenfall
Deutschland wurden Überlegungen laut, das Kohlekraftwerk Moorburg zu
veräußern, nachdem klar ist, daß dieses nicht in das städtische
Fernwärmenetz eingebunden werden wird. Konkrete Verhandlungen über
einen Verkauf wurden bislang nicht aufgenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8239: Aus Forschung und Technik - 04.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Prothesenhand mit robotermechanischer Greifintelligenz

Die Ersatzteilmedizin feiert einen neuen Fortschritt. Die 
Medizinische Hochschule Hannover (MHH) hat mit Erfolg den
Prototyp einer neuartigen Roboterprothese getestet. Das Besondere: Im
Vergleich zu den bisher verfügbaren Prothesenhänden besitzt die in
Italien entwickelte Hand eine robotermechanische Greifintelligenz.
Das ermöglicht es den armamputierten Patienten, alle Finger
gleichzeitig und intuitiv zu bewegen. Die künstliche Hand paßt sich
zudem an unterschiedliche Formen wie rund, eckig oder flach an. In
der Folge entfällt das bei herkömmlichen Prothesen notwendige und für
viele Patienten sehr mühsame Erlernen von Greifmustern.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1662: Australische Spinnenart produziert extrem elastische Fangnetze (idw)


Universität Greifswald - 03.09.2019

Australische Spinnenart produziert extrem elastische Fangnetze



Spinnen sind erfolgreiche Räuber. Ihr Beuteerfolg hängt maßgeblich von
ihrer Fähigkeit ab, effektive Fangnetze zu bauen. Ein Wissenschaftler der
Universität Greifswald hat zusammen mit Forschenden aus den USA, Taiwan
und Argentinien den Aufbau und die Eigenschaften der Spinnfäden einer
australischen Spinnenart genauer untersucht. Die Studie hat gezeigt, dass
unterschiedliche Webtechniken die Eigenschaften von Spinnfäden vor allem
hinsichtlich ihrer Elastizität entscheidend beeinflussen. Die Ergebnisse
sind kürzlich in der Fachzeitschrift Scientific Reports (DOI:
10.1038/s41598-019-45552-x) erschienen.




[image: Foto: © Martín J. Ramírez]

Die Otway-Krallenspinne knüpft ein leiterförmiges Fangnetz -

Foto: © Martín J. Ramírez



Spinnenseide ist ein bedeutendes Biomaterial. Erkenntnisse über deren
Aufbau und Zusammensetzung können ein erster Schritt sein, um innovative
Materialien nach dem Vorbild der Natur zu entwickeln. Vor diesem
Hintergrund hat ein Forschungsteam um einen Greifswalder Zoologen
Spinnenfäden der Otway-Krallenspinne (Progradungula otwayensis)
untersucht. Die endemische Otway-Krallenspinne kommt nur im Great Otway
National Park in Australien vor. Die Studien an dieser seltenen Spinne
zeigen erstmalig, dass eine unterschiedliche Verarbeitung verschiedener
Fasertypen in komplexen Kräuselfäden natürlich vorkommt. Die Art der
Verarbeitung wiederum beeinflusst die Eigenschaften des Fadens in
Fangnetzen entscheidend. Bisher wurden die mechanischen Eigenschaften von
Fangfäden lediglich mit deren Proteinstruktur verbunden.

Bei der Produktion der Fangfäden setzen verschiedene Spinnenarten
unterschiedliche Techniken ein. Die häufigsten und am besten erforschten
Fangfäden sind mit zähflüssigen Leimtröpfchen beschichtet. Die
Eigenschaften dieser Fäden werden stark durch die Proteine bestimmt, aus
denen sich die Fäden zusammensetzen. Die australische Krallenspinne nutzt
hingegen Kräuselfäden - sogenannte cribellate Fäden - für den Beutefang.
Diese sind vor allem typisch für die Fangnetze von ursprünglichen
Spinnenarten. Ihre Fangfäden sind leimfrei und viel komplexer im Aufbau
als die Leimfäden. Sie bestehen aus ein oder zwei axialen Fasern, die mit
der Fangwolle verwoben werden. Die Fangwolle besteht aus tausenden
Nanofasern. Darin werden weitere Fasern eingewoben, was für eine erhöhte
Elastizität sorgt. Bei der Produktion der Kräuselfäden werden die
Nanofasern mit einem Borstenkamm, der sich an den Hinterbeinen der Spinne
befindet, aufgekämmt. Die Art der Verarbeitung der Nanofasern bestimmt die
mechanischen Eigenschaften des Fadens. Sie ist entscheidend für die
Elastizität und Klebkraft der Fangwolle.
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Mikroskopische Aufnahme eines gekämmten Kräuselfadens der Otway-
Krallenspinne

Foto: © Peter Michalik



Die Studie zeigt nun erstmalig, dass cribellate Spinnen wie die
Otway-Krallenspinne auch ohne den Einsatz eines Borstenkamms Kräuselfäden
produzieren kann. Die ungekämmten Kräuselfäden der Krallenspinne haben
aufgrund der unterschiedlichen Verarbeitung eine deutlich verringerte
Klebkraft und sind nur auf die doppelte Länge dehnbar. Die gekämmten Fäden
dieser Spinne sind dagegen extrem elastisch. Sie lassen sich bis auf das
14-fache ihrer ursprünglichen Länge dehnen und sind somit die bisher
elastischsten Fäden, die man von Spinnen kennt. Besonders interessant ist,
dass die Krallenspinne die beiden unterschiedlich produzierten Fäden auch
für verschiedene Zwecke nutzt. Die ungekämmten Kräuselfäden werden nicht
zum Beutefang, sondern als Rahmenfäden im Netz verwendet. An diesen
Rahmenfäden werden dann die Fangfäden angeheftet. Die ungekämmten Fäden
der Krallenspinne sind jedoch deutlich elastischer als normale Rahmenfäden
in Spinnennetzen, was die Gesamtelastizität des Fangnetzes erhöht.


Originalpublikation:

Michalik P., Piorkowski D., Blackledge T. A., Ramírez M. J. (2019):

"Functional trade-offs in cribellate silk mediated by spinning behavior,"

in: Scientific Reports 9(1): 2045-2322.

DOI: 10.1038/s41598-019-45552-x
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / KLIMA





MELDUNG/208: Bohrung im ältesten See Europas - Über eine Million Jahre alte Sedimente erzählen vom Klima (idw)


Universität zu Köln - 03.09.2019

Bohrung im ältesten See Europas: Über eine Million Jahre alte Sedimente
erzählen vom Klima

Geologisches Großprojekt unter Kölner Leitung veröffentlicht Ergebnisse
zur Klimageschichte des Ohrid See in "Nature"



Ein wissenschaftliches Tiefbohrungsprojekt am Ohrid See, an dem 47
Forscherinnen und Forscher aus 13 Nationen beteiligt waren, hat neue
Erkenntnisse zur Klimageschichte ans Licht gebracht. Das Team unter
Leitung des Geologen Professor Dr. Bernd Wagner von der Universität zu
Köln hat die Ergebnisse unter dem Titel "Mediterranean winter rainfall in
phase with African monsoon during past 1.36 million years" in der
Fachzeitschrift "Nature" publiziert.

Der Ohrid See an der Grenze zwischen Albanien und Nord-Mazedonien gilt als
ältester existierender See Europas. Das Projekt begann vor 15 Jahren mit
ersten Voruntersuchungen und hatte zum Ziel, das Alter des Sees zu
bestimmen und die Klimageschichte der Mittelmeerregion besser zu
verstehen. Die Tiefbohrung fand 2013 statt und wurde mit einer maximalen
Bohrtiefe von 568 Metern bei einer Wassertiefe von 245 Metern zu einer der
erfolgreichsten Seebohrungen, die im Rahmen des International Continental
Scientific Drilling Program (ICDP) durchgeführt wurden. Fünf Jahre haben
die Untersuchungen an dem gewonnenen Material, den Bohrkernen mit seinen
Sedimentschichten, gedauert.

"Wir können jetzt belegen, dass der See vor genau 1,36 Millionen Jahren
entstanden ist und seitdem kontinuierlich existierte", erklären die
führenden Geologen Professor Dr. Bernd Wagner und Privatdozent Dr. Hendrik
Vogel (Universität Bern). "Wir waren begeistert, als wir realisiert
hatten, dass wir einen der längsten und vollständigsten Seesedimentkerne
aus dem ältesten See Europas gebohrt hatten. Die Chance zu bekommen,
hochaufgelöste regionale Klimadaten von über 1,3 Millionen Jahren zu
erhalten, ist der Traum eines jeden Klimaforschers."

Die im See abgelagerten Sedimente ermöglichten es, Informationen über die
Klimageschichte für die Region über diese Zeitspanne zu erhalten, zum
Beispiel zu den Niederschlägen. So liefern die neuen Daten zum ersten Mal
über solch lange Zeiträume Datensätze, die mit Modellierungsdaten direkt
verglichen werden können. "Damit hilft unsere Forschung, die Ursachen von
Regenphasen besser zu verstehen und die Auswirkungen des Klimawandels für
zukünftige Prognosen genauer zu fassen", so Wagner.

Die sedimentologischen Daten zeigen in den Warmzeiten eine deutliche
Erhöhung der Winterniederschläge in der nördlichen Mittelmeerregion. Das
mediterrane Klima ist durch starke saisonale Kontraste zwischen trockenen
Sommern und nassen Wintern gekennzeichnet. Änderungen der Winterregenfälle
seien auf Zeitskalen der letzten Millionen Jahre schwer zu rekonstruieren,
erklärt Wagner. Dies liege zum Teil daran, dass es bislang wenig regionale
Hydroklima-Aufzeichnungen gibt, die mehrere glazial-interglaziale Zyklen
mit unterschiedlichen Erdbahngeometrien, dem globalen Eisvolumen und den
atmosphärischen Treibhausgaskonzentrationen abdecken.

Wie die Modellierungsdaten im Rahmen des Forschungsprojektes aufgezeigt
haben, kam es vor allem in den Herbstmonaten zu einer verstärkten
Tiefdruckbildung über dem westlichen Mittelmeer, die durch eine Erhöhung
der Oberflächentemperaturen im Mittelmeer ausgelöst wurde. "Ähnliche
Effekte könnten auch durch die gegenwärtige Klimaerwärmung hervorgerufen
werden", sagt Wagner.

Finanziell unterstützt wurde das ICDP-Bohrprogramm im Ohrid See von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft, dem Bundesministerium für Bildung und
Forschung, der Universität zu Köln und anderen internationalen Geldgebern.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1624: Verblüffender Parabeltrick - Physiker weisen ungewöhnliches Magnetverhalten nach (idw)


Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf - 03.09.2019

Verblüffender Parabeltrick: Helmholtz-Physiker weisen ungewöhnliches
Magnetverhalten nach



Digitale Datenspeicher beruhen meist auf magnetischen Phänomenen. Je
genauer man diese Phänomene kennt, umso bessere Speicherchips und
Festplatten lassen sich bauen. Physiker des Helmholtz-Zentrums
Dresden-Rossendorf (HZDR) und des Helmholtz-Zentrums Berlin (HZB) haben nun
eine wichtige Grundlage für künftige Speicher geschaffen: Mit einem
originellen Kniff gelang es ihnen, sogenannte chirale Effekte in einem
verbreiteten Magnetmaterial zu erzeugen. Dadurch könnten sich bestimmte
Magnetsysteme künftig sehr viel einfacher herstellen lassen als heute. Das
Team präsentiert seine Arbeit im Fachjournal "Physical Review Letters"
(DOI: 10.1103/physrevlett.123.077201).

Linke Hand und rechte Hand sind bekanntlich unterschiedlich - ein linker
Handschuh passt nicht auf die rechte Hand und umgekehrt. Wissenschaftler
sprechen bei solchen Objekten, die sich nicht mit ihrem Spiegelbild zur
Deckung bringen lassen, von "Chiralität". Insbesondere Chemiker kennen
diese Eigenschaft von Molekülen - etwa bei der links- und rechtsdrehenden
Milchsäure. Letztere kann vom Menschen leichter verstoffwechselt werden
als ihr "Spiegelbild".

Auch bei magnetischen Materialien sind solche chiralen Effekte bekannt,
und zwar bezüglich ihrer sogenannten Textur. Damit bezeichnen Fachleute
die Art und Weise, wie die einzelnen magnetischen Momente im Material
angeordnet sind. Oder wie, bildlich gesprochen, die vielen winzigen
"Kompassnadeln" stehen, aus denen sich ein Magnet zusammensetzt. Unter
bestimmten Bedingungen gibt es Texturen, die sich wie Bild und Spiegelbild
verhalten - eine linkshändige Textur kann nicht mit ihrer rechtshändigen
Version zur Deckung gebracht werden.

Das Interessante: "Beide Texturen können sich in ihrem magnetischen
Verhalten voneinander unterscheiden", beschreibt HZDR-Physiker Dr. Denys
Makarov. "So kann eine rechthändige Textur weniger Energie besitzen als
die linkshändige." Die Folge: Da Systeme in der Natur dazu neigen, einen
möglichst niedrigen energetischen Zustand zu erreichen, wird die
rechthändige bevorzugt. Technologisch sind solche chiralen Effekte
durchaus vielversprechend. Unter anderem könnten sie helfen, künftige
Mikrobauteile wie Sensoren, Schalter und Speicher mit sehr hoher
Energieeffizienz zu entwickeln.

Magnetisches Verharrungsvermögen

"Zwar sind schon seit einiger Zeit Materialen bekannt, in denen sich
chirale Effekte nachweisen lassen", erklärt der Erstautor der Arbeit, Dr.
Oleksii Volkov vom HZDR-Institut für Ionenstrahlphysik und
Materialforschung. "Aber dabei handelt es sich um sehr exotische Stoffe,
die schwierig herzustellen sind und oft nur bei besonderen Bedingungen
funktionieren, etwa bei extremer Kälte." Deshalb schlug Makarovs Team
einen anderen Weg ein. Es ging von einem gebräuchlichen Magnetmaterial wie
Nickel oder Eisen aus und baute aus diesem Material gekrümmte Objekte, zum
Beispiel parabelförmige Streifen. Konkret arbeiteten die Fachleute mit
einer Legierung namens Permalloy, die aus 80 Prozent Nickel und 20 Prozent
Eisen besteht. Aus dünnen Filmen dieser Legierung formten sie mithilfe von
Lithographie verschiedene Parabelstreifen etwa von der Größe eines
Mikrometers.

Anschließend setzten die Physiker die Proben einem magnetischen Feld aus.
Dadurch orientierten sich die magnetischen Momente in den Parabeln, sodass
sie in dieselbe Richtung wie das äußere Magnetfeld zeigten. Danach polten
die Forscher das äußere Magnetfeld allmählich bis in die entgegengesetzte
Richtung um. Über ein hochempfindliches Analyseverfahren am
Elektronensynchrotron des HZB konnten die Wissenschaftler darstellen, dass
die magnetischen Momente in der Parabel zunächst in ihrer ursprünglichen
Richtung verharrten. Erst als sie das Magnetfeld erhöhten, sprangen die
Magnetmomente um und zeigten in die entgegengesetzte Richtung.

Überraschend großer Effekt

Als Erklärung für dieses verzögerte Umspringen machen die Fachleute
chirale Effekte verantwortlich, hervorgerufen durch die Krümmung der
Streifen am Scheitelpunkt der Parabelproben. "Theoretiker hatten dieses
ungewöhnliche Verhalten zwar schon länger vorgeschlagen, aber das wurde
eigentlich eher als ein theoretischer Kniff angesehen", erläutert Dr.
Florian Kronast vom Helmholtz-Zentrum Berlin. "Doch wir haben jetzt
gezeigt, dass dieser Trick tatsächlich funktioniert. Damit ist es uns
gelungen, chirale Effekte in einem wirklich einfachen Material zu finden,
und zwar rein durch die geometrische Krümmung der Streifen."

Dabei stießen die Fachleute auf gleich zwei Überraschungen: Zum einen fiel
der Effekt sehr stark aus und kann dadurch zur Beeinflussung etwa von
magneto-elektrischen Materialeigenschaften verwendet werden. Zum anderen
zeigte er sich bei einem relativ großen Objekt: einer mikrometergroßen
Parabel, die sich mit üblichen Lithographie-Verfahren herstellen lässt.
Zuvor hatte die Fachwelt gemutmaßt, dass diese krümmungsbedingten chiralen
Effekte allenfalls bei kleineren Objekten von wenigen Nanometer Größe zu
beobachten seien.

"Mögliche Anwendungen sehen wir unter anderem für die Verwirklichung von
mikroskopischen magnetischen Schaltern und Datenspeichern", betont
Makarov. Manche Zukunftskonzepte sehen nämlich vor, die digitale
Information in bestimmten magnetischen Bereichen abzuspeichern,
sogenannten chiralen Domänenwänden oder Skyrmionen. Die neuen Erkenntnisse
könnten helfen, solche Objekte relativ einfach herzustellen. Und das bei
Raumtemperatur und mit gebräuchlichen Materialien. Aber auch neuartige,
hochempfindliche Magnetfeld-Sensoren scheinen auf der Basis des neu
entdeckten Effekts möglich.


Das Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) forscht auf den
Gebieten Energie, Gesundheit und Materie. Folgende Fragestellungen stehen
hierbei im Fokus:

• Wie nutzt man Energie und Ressourcen effizient, sicher und
nachhaltig?

• Wie können Krebserkrankungen besser visualisiert,
charakterisiert und wirksam behandelt werden?

• Wie verhalten sich Materie und Materialien unter dem Einfluss
hoher Felder und in kleinsten Dimensionen?

Das HZDR entwickelt und betreibt große Infrastrukturen, die auch von
externen Messgästen genutzt werden: Ionenstrahlzentrum, 
Hochfeld-Magnetlabor Dresden und ELBE-Zentrum für 
Hochleistungs-Strahlenquellen. Es ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft, 
hat fünf Standorte (Dresden, Freiberg, Grenoble, Leipzig, Schenefeld bei 
Hamburg) und beschäftigt knapp 1.200 Mitarbeiter - davon etwa 500 
Wissenschaftler inklusive 150 Doktoranden.

Originalpublikation:

O.M. Volkov, A. Kákay, F. Kronast, I. Mönch, M.-A. Mawass, J. Fassbender,
D. Makarov:

Experimental observation of exchange-driven chiral effects in curvilinear
magnetism,

in Physical Review Letters, 2019

(DOI: 10.1103/physrevlett.123.077201)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution222
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf, 03.09.2019
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1341: Computer so effizient wie das menschliche Gehirn (idw)


Christian-Albrechts-Universität zu Kiel - 03.09.2019

Computer so effizient wie das menschliche Gehirn

Internationaler Workshop an der CAU zur technischen Nachbildung von
Gehirnprozessen gestartet



Autonomes Fahren, Smart Houses oder digital vernetzte Produktionsprozesse
stellen ganz neue Anforderungen an die Computertechnik. Um die dabei
entstehenden enormen Datenmengen speichern und verarbeiten zu können,
braucht es große Rechenleistungen. Die Folge sind aufwendige Kühlprozesse
und ein immens gesteigerter Stromverbrauch. Deutlich weniger Energie
verbraucht, trotz permanenter Höchstleistungen, das menschliche Gehirn -
in vielen Bereichen noch immer der effizienteste Rechner der Welt. Wie
sich biologische Lern- und Gedächtnisprozesse technisch nachbilden lassen
könnten, ist das Thema der internationalen Tagung "Neurotronics:
Bio-inspired information pathways", die gestern (Montag, 2. September) an
der Technischen Fakultät der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU)
begonnen hat. Vier Tage lang tauschen sich rund 40 Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler aus den Bereichen Neurologie, Systemtheorie,
Materialwissenschaft, Nanoelektronik und Medizin über neueste
Entwicklungen aus. Ihr langfristiges Ziel ist es, energieeffiziente
Mechanismen der Informationsverarbeitung im Gehirn auf technische
Schaltprozesse und Netzwerke zu übertragen. Das könnte die Grundlage
bilden für eine ganz neue, sehr viel effizientere Art von Computern.

Organisiert wird der Workshop von der Forschungsgruppe 2093 "Memristive
Bauelemente für neuronale Systeme". Das interdisziplinäre Verbundprojekt
unter der Leitung der CAU wird seit 2014 von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert. Beteiligt sind auch das
Universitätsklinikum Schleswig-Holstein, Campus Kiel, die Technische
Universität Hamburg-Harburg, die Technische Universität Ilmenau, die
Ruhr-Universität Bochum, die Brandenburgische Technische Universität
Cottbus-Senftenberg, das Leibniz-Institut für innovative Mikroelektronik in
Frankfurt (Oder).

Biologische Datenverarbeitung: Dynamik statt Algorithmen

Typische Methoden der Künstlichen Intelligenz, wie auf Algorithmen
basiertes deep learning, arbeiten sehr linear und statisch. "Sie haben
sich damit weit von den dynamischen Prozessen der Biologie entfernt. Dabei
verarbeiten Nervensysteme wie in unserem Gehirn Informationen auf eine Art
und Weise, die unsere modernen Computersysteme in den Schatten stellt, zum
Beispiel bei der Erkennung von Mustern", so Hermann Kohlstedt,
CAU-Professor für Nanoelektronik und Sprecher der Forschungsgruppe. Die
biologische Informationsverarbeitung zeichnet sich durch parallel
ablaufende, energieeffiziente Prozesse aus, die sich ständig verändern und
an ihre Umgebung anpassen.

Diese Prinzipien neurobiologischer Schaltungen wollen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler in dem überregionalen
Forschungsverbund auf technische Systeme und Netzwerke übertragen. Erste
prototypische Hardware-Elemente konnten sie bereits in der ersten
Förderperiode entwickeln. Sogenannte memristive elektrische Bauteile (von
englisch "memory" für Gedächtnis und "resistor" für Widerstand) sind in
der Lage, ihren elektrischen Widerstand zu ändern, basierend auf der
Ladung, die vorher durch ihn geflossen ist. Die in diesen "künstlichen
Synapsen" ablaufenden Prozesse ähneln denen beim Speichern von
Informationen in den Synapsen des Gehirns.

Behalten, was funktioniert: Beiträge aus der Evolutionstheorie

Auch für den Aufbau technischer Netzwerke schauen Forschende auf die
Vorgänge im menschlichen Gehirn. Das Netzwerk aus Nervenzellen und
Synapsen wächst im Verlauf der menschlichen Entwicklung zu einem immer
komplexeren Gebilde. Die Kieler Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
sehen hier Ähnlichkeiten zu Grundprinzipien der Evolution: die
Ausdifferenzierung in verschiedene Tier- oder Pflanzenarten, die sich an
die äußeren Umstände ihrer ökologischen Nische perfekt angepasst haben.
Auch Nervensysteme interagieren ständig mit ihrer Umwelt, indem sie
Informationen aufnehmen, verarbeiten und darauf reagieren. Das ermöglicht
erst Lern-, Erinnerungs- und Verhaltensprozesse und erlaubt es Organismen,
in einer sich ständig verändernden Welt zu überleben.

"Die Natur 'behält' gewissermaßen, was gut funktioniert. So ähnlich
arbeitet auch das Gehirn, wenn es Eindrücke und Erinnerungen über die Zeit
aussortiert und sich ständig verändert. Wir hoffen, aus der Entwicklung
des Gehirns Schlüsse ziehen zu können auf den Bau technisch komplexer
Netzwerke", fasst Kohlstedt den Ansatz zusammen.

In dem bereits zum zweiten Mal stattfindenden Workshop berichten
Teilnehmende in zehn Vorträgen unter anderem über den aktuellen Stand
ihrer Forschung zu Memristoren, neuronalen Lernprozessen und Perspektiven
der Evolutionstheorie. Veranstaltungen wie diese sind ein wesentlicher
Bestandteil der Netzwerkarbeit in dem Verbund. Sie dienen nicht nur dem
interdisziplinären Austausch der beteiligten Partner, sondern binden auch
neue Perspektiven auf internationaler Ebene ein. Im Rahmen der
Nachwuchsförderung des Forschungsverbunds erhalten Doktorandinnen und
Doktoranden bei dem Workshop außerdem die Gelegenheit, ihre Arbeiten mit
einem internationalen Kreis externer Gäste zu diskutieren.


Weitere Informationen:

http://www.for2093.uni-kiel.de

Details, die nur Millionstel Millimeter groß sind: Damit beschäftigt sich
der Forschungsschwerpunkt »Nanowissenschaften und Oberflächenforschung«
(Kiel Nano, Surface and Interface Science - KiNSIS) an der 
Christian-Albrechts-Universität zu Kiel (CAU). Im Nanokosmos herrschen 
andere, nämlich quantenphysikalische, Gesetze als in der makroskopischen 
Welt. Durch eine intensive interdisziplinäre Zusammenarbeit zwischen 
Physik, Chemie, Ingenieurwissenschaften und Life Sciences zielt der 
Schwerpunkt darauf ab, die Systeme in dieser Dimension zu verstehen und 
die Erkenntnisse anwendungsbezogen umzusetzen. Molekulare Maschinen, 
neuartige Sensoren, bionische Materialien, Quantencomputer, 
fortschrittliche Therapien und vieles mehr können daraus entstehen.

www.kinsis.uni-kiel.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution235
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, 03.09.2019
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1340: Neues Alphabet zum Schreiben und Lesen von Quantennachrichten mit sehr schnellen Teilchen (idw)


Universität Wien - 03.09.2019

Ein neues Alphabet zum Schreiben und Lesen von Quantennachrichten mit
sehr schnellen Teilchen



Quanteninformation beruht auf der Möglichkeit, Nachrichten in ein
Quantenteilchen zu schreiben und zuverlässig auszulesen. Wenn jedoch das
zur Kommunikation verwendete Quantenteilchen relativistisch ist, d.h. sich
mit Geschwindigkeiten nahe der Lichtgeschwindigkeit bewegt, kann man die
Botschaft mit herkömmlichen Methoden nicht eindeutig entschlüsseln und die
Kommunikation schlägt fehl. Mithilfe einer neuen Schreib- und Lese-Methode
garantieren ForscherInnen der Universität Wien und der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften nun das zuverlässige Entschlüsseln extrem
schnell gesendeter Quantennachrichten.

Stellen wir uns die folgende Situation vor: Anna und Bill wollen eine
Nachricht austauschen, indem sie eine Eigenschaft eines Quantenteilchens,
z.B. den Spin eines Elektrons, verwenden. Bill braucht Annas Nachricht so
rasch als möglich, also muss Anna das Elektron mit größtmöglicher
Geschwindigkeit, sehr nahe an der Lichtgeschwindigkeit, senden. Da Anna
das Elektron bei sich in ihrem Labor hat, ist die Geschwindigkeit des
Elektrons aufgrund eines fundamentalen Grundsatzes der Quantenphysik, des
Heisenbergschen Unschärfeprinzips, nicht beliebig gut definierbar. Wenn
sich das Quantenteilchen extrem schnell, also relativistisch, bewegt,
bewirkt das Zusammenspiel von spezieller Relativitätstheorie und
Quantenphysik, dass sich der Spin und die Geschwindigkeit des Elektrons
miteinander verschränken. Durch diese Korrelation, die stärker als
klassisch möglich ist, kann Bill die Nachricht mit der herkömmlichen
Methode den Spin auszulesen nicht korrekt entziffern. Können Anna und Bill
ihre Kommunikationsstrategie verbessern?

Eine ForscherInnengruppe unter der Leitung von Časlav Brukner an der
Universität Wien und am Wiener Institut der Quantenoptik und
Quanteninformation der Österreichischen Akademie der Wissenschaften (ÖAW)
stellen nun eine neue Alternative zu dem von Anna und Bill verwendeten
Alphabet vor. Diese garantiert, dass die von Anna geschriebene und von
Bill gelesene Nachricht eindeutig entschlüsselt werden kann, obwohl sich
das Teilchen sowohl nach den Regeln der Quantenmechanik gemäß des
Heisenbergschen Unschärfeprinzips als auch nach den Regeln der Speziellen
Relativitätstheorie aufgrund seiner extrem hohen Geschwindigkeit verhält.

Die im Fachjournal Physical Review Letters vorgestellte Methode liefert
eine neue Definition des Spins von Quantenteilchen, die sich sehr schnell
bewegen. Damit ändert sie das Prinzip, wie Anna ihre Nachricht schreibt
als auch die Vorgehensweise, wie Bill sie liest. Der Schlüssel der neuen
Technik liegt in der "Übersetzung" der Schreib- und Lese-Methode zwischen
dem herkömmlichen Alphabet, bei dem sich das Elektron gar nicht bewegen
würde, und dem neuen Alphabet, bei dem sich das Elektron extrem schnell
bewegt. "Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass dieses
Übersetzungsverfahren neue Anwendungen in der relativistischen
Quanteninformation öffnen könnte", sagt Flaminia Giacomini, die
Hauptautorin der Arbeit. Diese Technik könnte etwa in der
satellitenbasierten Quantenkommunikation hilfreich sein, wenn
Quantennachrichten schnell zwischen zwei entfernten Stationen ausgetauscht
werden müssen.


Publikation in Physical Review Letters

Relativistic quantum reference frames: the operational meaning of spin;

F. Giacomini, E. Castro-Ruiz, and Č. Brukner,

Phys. Rev. Lett. 123, 090404 (2019).

DOI: https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.123.090404

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84
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Quelle:
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BERATUNG/727: Lippstadt - "Sprechzeit Demenz" am 11. September 2019


Stadt Lippstadt

Nächste "Sprechzeit Demenz" am 11. September

Anmeldungen über die trägerunabhängige Pflegeberatungsstelle der Stadt
Lippstadt



Lippstadt. Die nächste monatliche "Sprechzeit Demenz" findet am
Mittwoch, 11. September 2019, im Patienteninformationszentrum des
Dreifaltigkeitshospitals an der Klosterstraße (Villa Schauroth) statt.
Angehörige von Demenzkranken können sich hier mit allen Fragen rund um
das Thema Demenz zwischen 16 und 17 Uhr beraten lassen. Dazu steht
jeweils ein Mitglied des DemenzNetzwerkes Lippstadt zur Verfügung.

Anmeldungen nimmt die trägerunabhängige Pflegeberatung der Stadt
Lippstadt unter 02941 980 687 (Gerhard Madeheim) oder 02941 980 681
(Anita Polder) bis spätestens Dienstag, 10. September, 12 Uhr,
entgegen.

Hintergrund:

Das Thema Demenz wirft bei Angehörigen oftmals viele Fragen auf: Wie
gehe ich mit dem Betroffenen im Alltag um? Wie reagiere ich auf
depressives oder aggressives Verhalten? Beim Beratungsangebot
"Sprechzeit Demenz" können all diese Fragen gestellt werden. Die
Beratung findet durch ein Mitglied des DemenzNetzwerks Lippstadt
statt. Das Netzwerk ist ein Zusammenschluss der Lippstädter
Krankenhäuser, lokaler Anbieter von Pflege und Betreuung für Menschen
mit Demenz sowie Beratungsstellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 4. September 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2172: Prinzip "Ein Land, zwei Systeme" in Hongkong ist nicht verhandelbar


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. September 2019

Prinzip "Ein Land, zwei Systeme" in Hongkong ist nicht verhandelbar



Anlässlich der Reise von Bundeskanzlerin Merkel nach China erklärt
Jürgen Trittin, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss:

Die Reise der Bundeskanzlerin findet in angespannten Zeiten statt. Der
Besuch könnte zur Entspannung führen - und zu mehr Klarheit. Aber
schon die Tagesordnung lässt Zweifel aufkommen, dass Angela Merkel zu
beidem bereit ist. Die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen
Deutschland und China sind wichtig - für beide Seiten.

Als größter europäischer Handelspartner muss Deutschland aber auch
sein Gewicht in politischen Fragen in die Waagschale werfen. Die
Bundeskanzlerin muss unmissverständlich klar machen, dass mit Blick
auf Hongkong die Einhaltung des Prinzips "Ein Land, zwei Systeme" für
Deutschland und ganz Europa nicht verhandelbar ist.

Die Ankündigung der Hongkonger Regierungschefin, das umstrittene
Auslieferungsgesetz endlich zurückzuziehen, ist ein wichtiger Schritt
und ein Erfolg der friedlichen Proteste in Hongkong. Angela Merkel
muss bei Xi Jinping darauf drängen, dass die weitere Entwicklung
allein in der Hand Hongkongs liegt. Sowohl China als auch Europa haben
ein vitales Interesse an einem Fortbestehen des Sonderstatus Hongkongs
mit seinem Freihafen und der Sonderzoll-Zone.

Auch braucht es eine kritische Bestandsaufnahme der Vereinbarungen des
EU-China-Gipfels des letzten Jahres. Marktöffnung, Abbau von
Investitionshemmnissen, Gleichbehandlung in- und ausländischer
Investoren - alles das war versprochen worden. Aber die Wirklichkeit
sieht trübe aus. Weiterhin werden ausländische Firmen zu
Technologietransfer gezwungen und mit dem Sozialen Rating System
(social scoring system) wird bis in die Unternehmen hinein Druck auf
Mitarbeiter gemacht. Das muss die Kanzlerin deutlich kritisieren und
klar machen, dass dies alles einer Vertiefung der Beziehungen, wie
z.B. durch ein gemeinsames Investitionsschutzabkommen, entgegensteht.

Und nicht zuletzt muss von deutscher Seite klar gemacht werden, dass
Einreiseverbote gegenüber deutschen Abgeordneten, wie zuletzt im
Rahmen der geplanten Reise des Bundestagsausschusses "Digitale Agenda"
geschehen, nicht akzeptabel sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





FRAKTION/095: Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter zum Auftakt der Fraktionsklausur in Weimar


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. September 2019

Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter zum Auftakt der Fraktionsklausur in Weimar



Nachfolgend Statements zum Auftakt der Fraktionsklausur in Weimar von
den Fraktionsvorsitzenden Katrin Göring-Eckardt und Anton Hofreiter.

Katrin Göring-Eckardt:

Dreißig Jahre nach der friedlichen Revolution steht die Demokratie
unter Druck. Das haben wir erneut gelernt an diesem Wochenende. Aber
es gilt auch: Eine große Mehrheit der Wählerinnen und Wähler in
Ostdeutschland hat nicht AfD gewählt. So besorgt ich darüber bin, wie
groß der Zuspruch ist für eine Partei, die man schlicht und ergreifend
rechtsradikal nennen muss und wo Populismus eine verharmlosende
Aussage ist.

Wir beschäftigen uns auf dieser Klausur mit der Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse, gerade auch in strukturschwachen
Regionen. Wir sind sicher, dass es darauf ankommt, denjenigen, die
sich nicht nur abgehängt fühlen, sondern ganz real abgehängt sind, ein
Angebot zu machen und ihnen zu sagen: Es geht nicht mehr nur um
Versprechen, es muss jetzt eine Garantie geben, die Gleichwertigkeit
der Lebensverhältnisse, wie sie in unserer Verfassung steht, auch
wirklich herzustellen. Eine Garantie erstens für Mobilität. Es muss
klar sein, dass jede und jeder in Deutschland zuverlässig
angeschlossen ist, mobil sein kann. Zweitens tatsächlich für ein
schnelles Internet überall. Auch, um deutlich zu machen, Stadt und
Land haben hier gleiche Voraussetzungen. Und drittens für Pflege und
Gesundheit. Diese Dreifachgarantie für die Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse werden wir hier diskutieren. Es geht nicht mehr nur
um Versprechen, sondern es geht darum, dass wir tatsächlich jetzt
handeln, und zwar unverzüglich.

Anton Hofreiter:

Die Fraktionsklausur steht unter dem Motto "Handeln jetzt".
Selbstverständlich geht es darum, sofort zu handeln, um die Klimakrise
in den Griff zu kriegen. Aber auch in anderen Bereichen ist dringendes
Handeln notwendig. Man denke an den Zusammenhalt der Europäischen
Union, oder daran, dass Italien jetzt eine neue Regierung hat, die
hoffentlich proeuropäisch wird. Auch die braucht Unterstützung. Und es
geht auch um den drohenden wirtschaftlichen Abschwung. Der braucht
auch dringendes Handeln.

Bei der Klimapolitik ist ganz eindeutig, dass die Messlatte von der
Kanzlerin selbst hoch gelegt worden ist. Sie sagte: Schluss mit
"Pillepalle". Und Schluss mit Pillepalle ist das, was notwendig ist,
um die Klimakrise zu bekämpfen. Jedes Zehntelgrad macht einen
Unterschied. Jeder Monat, wo nicht gehandelt wird, macht einen
Unterschied. Wir sehen, was im Amazonas los ist. Wir sehen, mit
welcher Geschwindigkeit Grönland abschmilzt. Und wir sehen auch, wie
sich bei uns die Wälder entwickeln. Durch die Klimakrise drohen nicht
nur Holzplantagen abzusterben, sondern auch naturnahe Buchenwälder
sind unter höchstem Druck. Das heißt: es muss schnell gehandelt
werden.

Wenn wir uns jetzt die bisherigen Vorschläge der Bundesregierung
anschauen, dann stellen wir fest: Die Vorschläge sind die alte
Symbolpolitik, die wir seit 14 Jahren kennen. Jetzt ist in der
Debatte, einen nationalen Emissionshandel einzuführen. Einen
nationalen Emissionshandel, der jahrelang dauert bis zur Einführung.
Jetzt schon ist erkennbar, dass er genauso verwässert wird wie der
europäische Emissionshandel. Deshalb erwarten wir von der
Bundesregierung, dass sie sich an die eigene Messlatte hält und
endlich schnell handelt: Ausbau der erneuerbaren Energien wieder
flottmachen, schneller Kohleausstieg, endlich Verkehrswende einleiten,
für eine andere Agrarpolitik sorgen und bei der Baupolitik
vorankommen.

Zu den Vorschlägen in der Agrarpolitik: Diese Beschlüsse werden nicht
ausreichen, um die Probleme in den Griff zu kriegen. Das
Tierwohl-Label ist kein verpflichtendes, sondern ein freiwilliges. Es
bräuchte allerdings ein verpflichtendes Tierwohl-Label, damit der
Verbraucher zuverlässig erkennen kann, unter welchen Bedingungen die
Tiere gelebt haben. Dann braucht es natürlich Mindeststandards, die
höher sind als ein paar Quadratzentimeter mehr pro gehaltenem Tier.
Und auch bei den Pestiziden brauchen wir einen vernünftigen
Ausstiegsplan, und zwar einen Ausstiegsplan, der wirklich
funktioniert. Es heißt: Pestizide soll es in Schutzgebieten nicht mehr
geben, außer dort, wo sie für die Bewirtschaftung erforderlich seien.
Das heißt am Ende: Es wird sich gar nichts ändern. Und so funktioniert
das Ganze nicht. Auch für Glyphosat brauchen wir einen schnellen
Ausstieg. Und deshalb erwarten wir von der Bundesregierung, nicht in
Symbolpolitik zu verharren, sondern die großen Krisen anzupacken, von
der Aussterbe-Katastrophe bis zur Klimakrise, dem Zusammenhalt Europas
und der drohenden Rezession. Denn wir haben eine Bundesregierung, und
wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie endlich handelt.
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WIRTSCHAFT/2882: Hightech-Strategie der Bundesregierung ohne strategischen Fokus


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. September 2019

Hightech-Strategie der Bundesregierung ohne strategischen Fokus



Zur Bilanz der Bundesregierung über die Hightech-Strategie 2025
erklärt Anna Christmann, Sprecherin für Innovations- und
Technologiepolitik:

Der Bundesregierung gelingt es mit dem Fortschrittsbericht nicht,
darzustellen, wie die Hightech-Strategie konkret zur Lösung der
Herausforderungen beiträgt. Sie bleibt ein Sammelsurium wohlklingender
Überschriften. Alles, was eine gute Strategie ausmachen sollte, -
ambitionierte Zielvorgaben, klare Prioritätensetzung, und
systematisches internes und externes Monitoring - lässt die
Bundesregierung vermissen. Sie entlarvt das Label "Hightech-Strategie"
damit selbst als ein bloßes Etikett für alles Mögliche, was die
Bundesregierung ohnehin fördert. In dieser Form ist die
Hightech-Strategie nicht dazu geeignet, den Forschungsstandort
Deutschland fit für die Zukunft zu machen.

Ob Klimakrise, Artensterben, Plastikvermüllung oder Verkehrskollaps -
angesichts der großen gesellschaftlichen Herausforderungen brauchen
wir dringend einen forschungs- und innovationspolitischen Aufbruch.
Dass die im letzten Jahr beschlossene Hightech-Strategie 2025 dies
leisten soll, ist nicht erkennbar. So hat die Bundesregierung selbst
keinen Überblick darüber, mit welchen Summen die von ihr definierten
Missionen gefördert werden, wie unsere kleine Anfrage (BT-Drucksache
19/9420) offenbart.

Gigantische Müllstrudel in den Weltmeeren und Mikroplastik von der
Küste Sylts bis auf die Zugspitze zeigen, dass es mehr braucht als den
vorsichtigen Wunsch, "Plastikeinträge in die Umwelt substantiell zu
verringern". Vielmehr sollte sich die Bundesregierung zum Ziel setzen,
bis spätestens 2030 Plastik in komplett geschlossenen Kreisläufen zu
produzieren und zu nutzen. Gleiches gilt auch für den Klimaschutz.
Wenn wir bis spätestens 2050 den Übergang zu einer CO2-neutralen
Wirtschaft hinbekommen wollen, müssen wir jetzt gewaltige
innovationspolitische Anstrengungen unternehmen. Doch der Haushalt von
Ministerin Karliczek macht genau das Gegenteil: Der Bereich
"Nachhaltigkeit, Klima, Energie" soll um über acht Prozent gekürzt
werden. Statt einer Kürzung brauchen wir hier einen substantiellen und
dauerhaften Aufwuchs.
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AGRAR/334: Leistungen der Landwirtschaft, auch für Arten- und Insektenschutz, weiter fördern


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. September 2019

Leistungen der Landwirtschaft, auch für Arten- und Insektenschutz,
weiter fördern - Anreize statt Verbote

Bundeskabinett beschließt Änderung des
Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes und Aktionsprogramm
Insektenschutz



Das Bundeskabinett hat in seiner heutigen Sitzung den Entwurf eines
Zweiten Gesetzes zur Änderung des
Direktzahlungen-Durchführungsgesetzes sowie das Aktionsprogramm
Insektenschutz beschlossen. Dazu erklären die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Gitta Connemann, und der
Vorsitzende der Arbeitsgruppe Ernährung und Landwirtschaft, Albert
Stegemann:

"Der europäische Förderrahmen erfordert eine Übergangslösung für die
nationale Verteilung der Mittel der Gemeinsamen Europäischen
Agrarpolitik (GAP) für 2020. Deutschland muss dafür bis Ende 2019 die
Verteilung der Mittel nach Brüssel melden. Dafür wurden heute die
Weichen gestellt. Es ist gelungen die Umschichtung moderat zu halten,
nämlich von 4,5 Prozent auf 6 Prozent für das kommende Antragsjahr.
Dadurch stehen auch der Landwirtschaft mehr Mittel für Agrarumwelt-
und Klimaschutzmaßnahmen zur Verfügung. Damit wird keine
Vorentscheidung für die neue Förderperiode getroffen. Denn wir
wissen: Direktzahlungen dienen der Risikoabsicherung in der
Landwirtschaft und sind Ausgleich für Gemeinwohlleistungen, die am
Markt nicht entlohnt werden.

Die Landwirtschaft steht zurzeit großen Herausforderungen gegenüber,
bei deren Bewältigung wir unsere Bauernfamilien nicht allein lassen
können. Dazu zählen Klimawandel, Naturschutzfragen oder die
Forderungen der Europäischen Union (EU) bei der Nitratausbringung.
Wir setzen uns dafür ein, dass bis zum Abschluss der
Haushaltsberatungen geprüft wird, was seitens des Bundes konkret zur
Flankierung dieser Herausforderungen getan werden kann. Die
begonnenen Gespräche werden jetzt nach der Sommerpause konkretisiert.

Das Aktionsprogramm Insektenschutz der Bundesregierung beinhaltet
richtige und interessante Ansätze. Aber der sehr starke Fingerzeig
auf die Landwirtschaft wird ihren Leistungen nicht gerecht. Denn
bereits heute erbringt die Landwirtschaft erhebliche freiwillige
Leistungen für den Natur- und Insektenschutz - beispielsweise in Form
von Blühstreifen, Blühflächen oder Lerchenfenstern. Artenschutz geht
nur mit der Landwirtschaft, nicht gegen sie. Arten- und
Insektenschutz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, zu der alle
Akteure ihren Beitrag leisten müssen.

Deshalb werden wir die Gesetzgebungsvorhaben, die die Bundesregierung
auf der Grundlage des nicht rechtsverbindlichen Aktionsprogramms
Insektenschutz vorlegen wird, aufmerksam begleiten. Wir behalten uns
eigene Schwerpunkt- und Akzentsetzungen vor. Dies gilt zum Beispiel
mit Blick auf die Unterschutzstellung von Streuobstwiesen oder das
Verbot der Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. Klar ist für uns:
Wenn eine Regelung auf Grundlage des Aktionsprogramms Insektenschutz
dazu führen sollte, dass in das Eigentum von Landwirten eingegriffen
wird, muss ein finanzieller Ausgleich erfolgen."
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BILDUNG/1035: Ein starkes Signal für den Forschungsstandort Deutschland


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. September 2019

Ein starkes Signal für den Forschungsstandort Deutschland



Bundesforschungsministerin Anja Karliczek hat am heutigen Dienstag
angekündigt, mehr Geld für die Forschung im Bereich Künstliche
Intelligenz (KI) bereitzustellen. Ursprünglich waren für die
Förderung der KI-Kompetenzzentren rund 64 Millionen Euro von 2019 bis
2022 vorgesehen. Nun sollen diese Mittel verdoppelt werden. Dazu
können Sie den digitalpolitischen Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Tankred Schipanski, wie folgt zitieren:

"Künstliche Intelligenz hat das Potenzial, unser Leben innovativer
und leichter zu machen. In jedem Fall werden KI-Technologien immer
mehr Einfluss darauf haben, wie wir leben, arbeiten und wirtschaften.
Die Verdopplung der Mittel für die KI-Kompetenzzentren ist daher ein
starkes Signal für den Forschungsstandort Deutschland, wo wir einen
gemeinwohlorientierten Einsatz von KI-Technologien anstreben. Diese
Ankündigung muss klar finanziell hinterlegt werden. Ganz zentral ist
außerdem der Transfer von Forschung in innovative Produkte und
Dienstleistungen. Deshalb sollte jetzt auch die Errichtung der in der
KI-Strategie der Bundesregierung angekündigten Anwendungshubs und
Transferzentren zügig vorangetrieben werden. Gemäß dem Ziel der
Bundesregierung, KI in die Breite zu tragen, müssen
Standortentscheidungen insbesondere auch zugunsten der ostdeutschen
Bundesländer fallen."
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SOZIALES/2004: Etablierung von Schutzkonzepten gegen sexuelle Gewalt gesetzlich verpflichtend vorschreiben


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 4. September 2019

Etablierung von Schutzkonzepten gegen sexuelle Gewalt gesetzlich
verpflichtend vorschreiben



Am heutigen Mittwoch hat der Unabhängige Beauftragte für Fragen des
sexuellen Kindesmissbrauchs zusammen mit dem Deutschen Jugendinstitut
einen Bericht vorgestellt zur Prävention sexueller Gewalt durch die
Etablierung von Schutzkonzepten. Dazu können Sie die stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine Schön, wie folgt
zitieren:

"Auch wenn in den vergangenen Jahren einiges geschehen ist, um Kinder
besser vor sexueller Gewalt und Missbrauch zu schützen, ist das
Ergebnis des Berichts ernüchternd. Umfassende Schutzkonzepte in
Einrichtungen sind demnach noch in keinem Bereich flächendeckend
umgesetzt. Auch nicht in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe.

Im Februar 2019 hat unsere Fraktion in ihrem Positionspapier zur
Bekämpfung des sexuellen Kindesmissbrauchs die Etablierung von
Schutzkonzepten in allen Einrichtungen gefordert, die mit Kindern und
Jugendlichen arbeiten. Wir werden bei der nun anstehenden Reform des
SGB VIII einfordern, diese gesetzlich verpflichtend vorzuschreiben in
den Bereichen, für die der Bund zuständig ist.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat in den parlamentarischen
Beratungen zum Gute-Kita-Gesetz bereits durchgesetzt, dass das
Bundesgeld auch für die Erstellung und Anwendung von Schutzkonzepten
in Kitas verwendet werden kann. Zum Beispiel für die Fortbildung von
Erzieherinnen und Erziehern, Infoabende für die Eltern und die
Erarbeitung eines Handlungsplans bei einem Verdacht auf sexuellen
Missbrauch. Nur so können Kitas zu Orten werden, an denen Kinder
kompetente Hilfe finden können, wenn sie sexuelle Gewalt erfahren
haben. Gleichzeit fordern wir die Länder dringend auf, Schutzkonzepte
auch für Schulen verpflichtend vorzuschreiben."
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UMWELT/836: Maßnahmen zum Insektenschutz schnell umsetzen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. September 2019

Maßnahmen zum Insektenschutz schnell umsetzen

Aktionsprogramm Insektenschutz ist zentrales Element unserer Politik
zum Schutz der Biodiversität



Am heutigen Mittwoch hat die Bundesregierung das Aktionsprogramm
Insektenschutz beschlossen. Dazu erklärt die umweltpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Mit dem heute beschlossenen "Aktionsprogramm Insektenschutz" sind
zentrale Handlungsansätze für einen besseren Insektenschutz
festgelegt worden. Eine Vielzahl von konkreten Maßnahmen wird zur
Verbesserung der Lebensgrundlagen unserer heimischen Insekten
beitragen. Wir werden Lebensräume für Insekten schaffen und schützen,
den Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln verringern und die
negative Wirkung von Beleuchtungen reduzieren.

Besonders wichtig ist es, dass mit dem Programm das Monitoring der
Insektenbestände erweitert wird und die wissenschaftliche Forschung
deutlich gestärkt wird. Denn wir brauchen weitergehende Erkenntnisse
über die Ursachen des Insektenrückgangs.

Das Programm zeigt, dass Insektenschutz eine gesamtgesellschaftliche
Aufgabe ist. Landwirte, Kommunen und jeder Einzelne müssen helfen,
den Insekten das Leben und Überleben zu erleichtern. Das
"Aktionsprogramm Insektenschutz" ist dazu die Handlungsanleitung. Es
geht jetzt darum, die Aufgaben schnell umzusetzen und dafür auch die
erforderliche Finanzierung sicherzustellen."
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AUSSEN/1905: Dialog und Deeskalation sind in Hongkong gefordert


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. September 2019

Dialog und Deeskalation sind in Hongkong gefordert



"Die Bundeskanzlerin sollte in ihren Gesprächen mit der
Kommunistischen Partei dafür eintreten, dass es kein gewaltsames
Vorgehen gegenüber friedlichen Demonstranten gibt. Aber auch die
Demonstranten selbst müssen auf Gewalt oder die Blockade wichtiger
Infrastruktur verzichten", erklärt Stefan Liebich, außenpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zur China-Reise von Kanzlerin Angela
Merkel. Liebich weiter:

"Die Menschen in Hongkong hatten weder in der britischen Kronkolonie
noch haben sie heute eine wirkliche Möglichkeit, ihre Regierung zu
wählen. Die Regierung der Volkrepublik China hat sich selbst auf den
Grundsatz 'Ein Land, zwei Systeme' für Hongkong verpflichtet. Es ist
verständlich, dass vor allem junge Leute darauf hoffen. Dieses Prinzip
funktioniert augenscheinlich nicht.

Mich stört an der Politik der Bundesregierung, dass hier aus
offenkundigen wirtschaftlichen Interessen mit einem anderen Maß
gemessen wird als beispielsweise bei den Protesten in Venezuela.
Während man dort absurderweise gleich eine Gegenregierung anerkannt
hat, hört man hier vergleichsweise wenig. In beiden Fällen wäre das
Angebot, neutral zu vermitteln und auf Deeskalation zu setzen, der
bessere Weg."
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AUSSEN/1904: Sofortige Freilassung von Selahattin Demirtas


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. September 2019

Sofortige Freilassung von Selahattin Demirtas



"DIE LINKE fordert die sofortige Freilassung von Selahattin Demirtas.
Die anhaltende Inhaftierung des Oppositionspolitikers und früheren
HDP-Vorsitzenden ungeachtet einer gerichtlichen Anordnung auf
Freilassung offenbart die Willkürherrschaft des türkischen Präsidenten
Recep Tayyip Erdogan. Die Bundesregierung ist aufgefordert, sich mit
Nachdruck dafür einzusetzen, dass Selahattin Demirtas das Gefängnis
verlassen kann", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende
der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Der Freispruch im Hauptverfahren gegen Selahattin Demirtas war
überfällig. Erdogans Staatsanwälte sind mit ihren konstruierten
Terrorvorwürfen gegen den HDP-Politiker krachend gescheitert. Die
Bundesregierung muss sich jetzt mit Nachdruck dafür einsetzen, dass
der seit 2016 inhaftierte Oppositionspolitiker Demirtas rasch das
Gefängnis verlassen kann. DIE LINKE fordert die Freilassung aller
politischen Gefangenen in der Türkei. Demokratische Opposition darf
nicht kriminalisiert werden."
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EUROPA/1743: Katastrophale Zustände im Camp Moria sofort beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. September 2019

Katastrophale Zustände im Camp Moria sofort beenden



"Die Lebensbedingungen sind unmenschlich. Das Camp platzt aus allen
Nähten. Es war für 3.000 Menschen ausgelegt, jetzt harren hier 11.000
Geflüchtete aus. 42 Prozent davon sind Kinder. Es gibt nur zwei
Mediziner und zwei Pflegekräfte, Krankheiten breiten sich aus und die
Infrastruktur kollabiert. Die Bundesregierung hat die humanitäre
Pflicht zu helfen. Auch um die vielen Kinder zu schützen", erklärt
Cornelia Möhring, stellvertretende Vorsitzende und frauenpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, die sich zusammen mit Michel
Brandt, Obmann der Fraktion im Ausschuss für Menschenrechte und
humanitäre Hilfe, im Camp Moria auf der griechischen Insel Lesbos
aufhält und Gespräche mit Frontex, den griechischen Behörden und dem
UNHCR geführt hat. Möhring weiter:

"Wir sollten wenigstens die unbegleiteten Minderjährigen im Rahmen
eines Relocation-Programms aufnehmen und ihnen eine Perspektive
bieten. Die Geflüchteten müssen menschenwürdig untergebracht werden."

Michel Brandt ergänzt: "Seit über drei Jahren schafft es die EU nicht,
Zustände herzustellen, in denen die Schutzsuchenden unter
menschenwürdigen Bedingungen untergebracht werden können. Es ist aber
ihre Verantwortung: Die EU hat die Hotspots konzipiert und finanziert
dieses Vorhaben. Deutschland und die anderen Mitgliedstaaten der EU
dürfen Griechenland hier nicht alleinlassen. Die EU muss die Hotspots
an der EU-Außengrenze in Griechenland schließen und sich für eine
andere Strategie bei der Aufnahme von Schutzsuchenden auf
gesamteuropäischer Ebene einigen.

Dass solche Elendscamps eine Strategie der EU-Migrationspolitik sind,
ist eine Bankrotterklärung an die Menschenrechte. Hier wird deutlich,
dass der von Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) vorangetriebene
EU-Türkei-Deal menschenrechtswidrig ist. Er muss aufgekündigt werden.
Die schutzsuchenden Menschen müssen endlich auf dem europäischen
Festland untergebracht werden."
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FINANZEN/1566: Cum-Ex-Prozess - Gangster im Nadelstreifen in den Knast


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. September 2019

Cum-Ex-Prozess: Gangster im Nadelstreifen in den Knast



"Gangster im Nadelstreifen gehören in den Knast. Aber vor allem die
Politik trägt eine Verantwortung, da verschiedene Finanzminister die
Cum-Ex-Abzocke zehn Jahre lang laufen ließen", kommentiert Fabio De
Masi, stellvertretender Vorsitzender und finanzpolitischer Sprecher
der Fraktion DIE LINKE, den Auftakt des ersten Strafprozesses in
Deutschland wegen Cum-Ex-Geschäften vor dem Landgericht Bonn. De Masi
weiter:

"Die britischen Aktienhändler auf der Anklagebank haben als wichtige
Zeugen fungiert und dürfen daher mit milderen Strafen rechnen.
Entscheidend werden die Urteile gegen Banken sein. Deutschland braucht
dringend ein Unternehmensstrafrecht, um für Waffengleichheit im
Wirtschaftsstrafrecht zu sorgen. Auch brauchen wir mehr Ermittler und
Fahnder.

Skandale wie Cum-Ex dürfen sich nicht wiederholen. Ein Finanz-TÜV
könnte die Zulassung komplexer Finanzprodukte mit betrügerischer
Absicht von vornherein untersagen. Ebenso muss das Bundeszentralamt
für Steuern im 21. Jahrhundert ankommen und der Finanzminister die
Vorschläge für ein automatisiertes und täuschungssicheres System zur
Erfassung von Kapitalertragssteuererstattungen aufgreifen. Die
Finanzaufsicht BaFin hat im Cum-Ex-Skandal gepennt und sollte durch
Analysen von Handelsmustern stärker die Missbrauchsbekämpfung
unterstützen."

 * 
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RECHT/585: Ende der CICIG-Mission in Guatemala ermöglicht Rückkehr politischer Verfolgung


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. September 2019

Ende der CICIG-Mission in Guatemala ermöglicht Rückkehr politischer Verfolgung



"Das heutige Ende der UN-Kommission gegen Korruption in Guatemala,
CICIG, ist ein großer Rückschritt im Kampf gegen die Straflosigkeit.
Die gestern erfolgte Festnahme der bei den Präsidentschaftswahlen
unterlegenen Kandidatin Sandra Torres wegen angeblicher illegaler
Wahlkampffinanzierung ist vor dem Hintergrund des gleichzeitigen Endes
der CICIG-Mission alarmierend", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Ohne UN-Präsenz kommt dies einer politischen Verfolgung gleich.
Bereits die Ermittlungen gegen die für ihren Anti-Korruptionskampf
bekannte ehemalige Generalstaatsanwältin Thelma Aldana, die wegen
umstrittener Korruptionsvorwürfe bei den vergangenen Wahlen nicht
antreten durfte, lassen den Eindruck entstehen, dass die
Korruptionsvorwürfe in Guatemala nun auch für politische Zwecke
missbraucht werden. Die Bundesregierung muss sich auf UN-Ebene für
eine neue Antikorruptionsinitiative einsetzen."

 * 
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SOZIALES/2655: Bernd Riexinger - Studentenwohnheime müssen Schritt halten


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. September 2019

Riexinger: Studentenwohnheime müssen Schritt halten



Zu dem Mangel an Wohnungen für Studentinnen und Studenten sagt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Wenn auch Studierende keine bezahlbaren Wohnungen mehr finden, dann
bedeutet das vor allem eins: Jugendliche ohne reiche Eltern haben es
immer schwerer, ein Studium zu finanzieren. Immer mehr Menschen werden
vom Studium abgeschreckt, die soziale Selektion im Bildungssystem wird
weiter verstärkt.

Das liegt auch daran, dass die Studentenwerke, die über den Bau von
Studentenwohnheimen hier ausgleichen sollten, das im Moment nicht
bewältigt bekommen. In den letzten 10 Jahren ist die Zahl der
Einschreibungen um 650.000 gestiegen, es wurden aber nichtmal 18.000
Wohnheimplätze gebaut. Dass da der allgemeine Mietenwahnsinn voll auf
die Portemonnaies der Studierenden durchschlägt, ist logisch.

Wir brauchen mindestens 50.000 neue Wohnplätze in
Studentenwohnheimen - und zwar im Jahr. Dafür muss der Bund die nötige
Förderung bereitstellen. Außerdem brauchen wir dringend einen
Mietendeckel nach Berliner Vorbild in den Hochschul-Metropolen. Die
Wohnungsfrage ist an dieser Stelle auch eine Bildungsfrage.

 * 

Quelle:
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VERKEHR/521: Im Kampf gegen den Klimawandel strukturschwache Regionen unterstützen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. September 2019

Im Kampf gegen den Klimawandel strukturschwache Regionen unterstützen



"Es ist bezeichnend für den begrenzten Horizont von CDU und CSU, dass
dem Verkehrsminister zum Klimaschutz nur ein paar neue Rabattpunkte
für Bahnfahrer einfallen. Richtig wäre es, Busse und Bahnen wieder
aufs Land zu bringen und den Güterverkehr raus aus den Dörfern und
rauf auf die Schiene. Dafür muss die Bundesregierung Geld in die Hand
nehmen und investieren. Und sie muss die Deutsche Bahn, als Instrument
für einen solchen verkehrspolitischen Wandel, von einer
profitorientierten Aktiengesellschaft wieder in ein
gemeinwohlorientiertes öffentlich-rechtliches Unternehmen überführen",
erklärt Jan Korte, 1. Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion
DIE LINKE, zur Klausur der Unionsfraktion. Korte weiter:

"Mit ihrer unterwürfigen Haltung gegenüber der Automobilindustrie
verpasst die Union die Chance, den Kampf gegen den Klimawandel mit
Maßnahmen zu verknüpfen, die die Lebensqualität der Menschen in Stadt
und Land steigern und zu gleichwertigen Lebensverhältnissen beitragen
würden. Für die Zeit, die Verkehrsminister Scheuer Millionen
Pendlerinnen und Pendlern aus strukturschwachen Regionen jeden Tag
stiehlt, werden sie durch die Pendlerpauschale nicht ansatzweise
entschädigt."

 * 
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BUNDESTAG/8822: Heute im Bundestag Nr. 967 - 04.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 967

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. September 2019, Redaktionsschluss: 11.00 Uhr

1. Abgrenzung von Drittstrommengen

2. Ziele der Elektromobilität

3. Korrekturbitten der BAM

4. Korrekturbitten des BMWi

5. Korrekturbitten der Bundesnetzagentur

6. Wohnungsmarkt im Saarland



1. Abgrenzung von Drittstrommengen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Um Regelungen zur Abgrenzung von Drittstrommengen
geht es in der Antwort (19/12721) auf eine Kleine Anfrage (19/12095)
der FDP-Fraktion. Diese Regelungen betreffen Unternehmen, die
Ermäßigungen bei den Netzumlagen erhalten für selbst verbrauchten
Strom - nicht aber für den, der etwa in der Kantine verbraucht wird
oder durch Handwerker, die auf dem Firmengelände tätig sind. Die
Bundesregierung äußert sich in der Antwort zu rechtlichen
Hintergründen und begründet die Anwendung bestimmter Normen.

 * 

2. Ziele der Elektromobilität

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung geht davon aus, bis 2022 das
Ziel von einer Million Elektrofahrzeugen auf deutschen Straßen
erreicht zu haben. Eigentlich sollte dieses Ziel bis 2020 umgesetzt
sein. Zu den Gründen für das Verfehlen nennt die Bundesregierung in
der Antwort (19/12722) auf eine Kleine Anfrage (19/12169) der
AfD-Fraktion unter anderem eine mangelnde Verfügbarkeit von
Fahrzeugmodellen, die spätere Umsetzung eines Förderprogramms zum
Aufbau von Ladeinfrastruktur sowie fehlende rechtliche
Rahmenbedingungen. Auch eine zeitliche Verzögerung bei der
Implementierung des Umweltbonus wirke sich aus, heißt es weiter.

Vor diesem Hintergrund halte die Bundesregierung an dem Kernanliegen
des 2020-Ziels fest und wolle möglichst viele Elektroautos auf die
Straße bringen. "Industrie und Bundesregierung müssen ihre
Anstrengungen fortsetzen und gegebenenfalls anpassen, um hier
erfolgreich zu sein." Die Förderung der Elektromobilität werde
ausgeweitet.

 * 

3. Korrekturbitten der BAM

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für
Materialforschung und -prüfung (BAM) im März 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12655) danach, "aus welchen Anlässen" das
Ministerium im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

4. Korrekturbitten des BMWi

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundeswirtschaftsministerium im
April 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12648) danach, "aus
welchen Anlässen" das Ministerium im oben genannten Zeitraum bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

5. Korrekturbitten der Bundesnetzagentur

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesnetzagentur im April 2019
bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12650) danach, "aus welchen Anlässen" die
Behörde im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

6. Wohnungsmarkt im Saarland

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach wohnungspolitischen Rahmendaten für das Saarland. In einer
Kleinen Anfrage (19/12664) interessieren sich die Abgeordneten
beispielsweise für Zu- und Wegzüge sowie für die Mietpreis- und
Sozialwohnungsbestandsentwicklung.

 * 
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BUNDESTAG/8821: Heute im Bundestag Nr. 966 - 04.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 966

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. September 2019, Redaktionsschluss: 10.18 Uhr

1. Verwaltung wird digitalisiert

2. AfD fragt nach Korrekturbitten des BPA

3. AfD fragt nach BPOL-Korrekturbitten

4. Korrekturbitten des Familienministeriums

5. Situation von Alleinerziehenden



1. Verwaltung wird digitalisiert

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Verwaltung in Deutschland wird schrittweise
digitalisiert. Bis Ende 2022 sollen alle 575 Verwaltungsleistungen
vollständig digital angeboten werden können, wie aus der Antwort
(19/12775) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12274) der
AfD-Fraktion hervorgeht.

Die Bundesregierung habe die vom IT-Planungsrat im März 2019
beschlossenen "Leitlinien für eine Modernisierung der
Registerlandschaft" zur Kenntnis genommen und erarbeite derzeit einen
Umsetzungs- und Zeitplan für die Registermodernisierung.

 * 

2. AfD fragt nach Korrekturbitten des BPA

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Presse- und Informationsamt der
Bundesregierung (BPA) im April 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen
lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12651)
danach, aus welchen Anlässen das BPA im oben genannten Zeitraum bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen hat ersuchen lassen.

 * 

3. AfD fragt nach BPOL-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, aus welchen Anlässen das Bundespolizeipräsidium (BPOL) im
April 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/12653) danach, aus
welchen Anlässen das Bundespolizeipräsidium im oben genannten Zeitraum
bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. Korrekturbitten des Familienministeriums

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) im April 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/12641) danach, "aus welchen Anlässen" das
Ministerium im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

5. Situation von Alleinerziehenden

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die "sozio-ökonomische Situation von
Alleinerziehenden" thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/12666). Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem Auskunft über die Entwicklung der Zahl der Alleinerziehenden
in den vergangenen zehn Jahren.

 * 
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BUNDESTAG/8820: Heute im Bundestag Nr. 965 - 04.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 965

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. September 2019, Redaktionsschluss: 09.44 Uhr

1. Anhörung zur Forschungsförderung

2. Anhörung zur Grundgesetzänderung

3. Keine Korrekturbitten des BZSt

4. Keine BMF-Korrekturbitten im März

5. Genossenschaften und dubiose Anbieter

6. Steuersenkung für Dürreversicherungen



1. Anhörung zur Forschungsförderung

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Der Finanzausschuss wird sich in einer öffentlichen
Anhörung mit der von der Bundesregierung geplanten Einführung einer
steuerlichen Forschungsförderung befassen. Die Anhörung zu dem von der
Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen
Förderung von Forschung und Entwicklung (19/10940, 19/11728) findet am
Montag, den 9. September, von 11.30 bis 13.00 Uhr im Paul-Löbe-Haus im
Sitzungssaal 2.600 statt.

Bei den Vorhaben, für die eine Förderung beantragt werden kann, muss
es sich um Grundlagenforschung, angewandte Forschung oder
experimentelle Entwicklung handeln. Als förderfähige Aufwendungen
sollen die von dem Unternehmen gezahlten Löhne für Arbeitnehmer
gelten, die mit dem Faktor 1,2 multipliziert werden sollen. Die
Bemessungsgrundlage ist auf zwei Millionen Euro pro Berechtigten
begrenzt. Die Höhe der Forschungszulage soll 25 Prozent der
Bemessungsgrundlage betragen. Laut Finanztableau wird von Kosten für
die Forschungszulage in Höhe von 1,5 Milliarden Euro ab 2021
ausgegangen.

Als Sachverständige sind geladen: Arbeitsgemeinschaft industrieller
Forschungsvereinigungen "Otto von Guericke" (AiF), AtomLeap GmbH,
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), Deutsches Institut für
Wirtschaftsforschung (DIW Berlin), Dresdner Gardinen- und
Spitzenmanufaktur M. & S. Schröder, Verband der Chemischen Industrie
(VCI), Verband Deutscher Maschinen- und Anlagenbau (VDMA),
Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH), Leibniz-Zentrum für
Europäische Wirtschaftsforschung Mannheim (ZEW).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Anhörung zur Grundgesetzänderung

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Um für die Umsetzung der Grundsteuer-Reform
erforderliche Änderungen des Grundgesetzes geht es in einer
öffentlichen Anhörung des Finanzausschusses am Mittwoch, den 11.
September, von 13.00 bis 14.30 Uhr im Europasaal 4.900 des
Paul-Löbe-Hauses. Im Vordergrund steht dabei die Einführung einer
Öffnungsklausel für die Bundesländer bei der Erhebung der Grundsteuer.

Grundlage der Anhörung ist der von den Koalitionsfraktionen CDU/CSU
und SPD eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der
Grundgesetz-Artikel 72, 105 und 125b (19/11084). In dem Gesetzentwurf
heißt es, da die Gesetzgebungskompetenz des Bundes in der Wissenschaft
nicht einheitlich beurteilt werde, solle diese unzweifelhaft
abgesichert werden. Dazu soll der Bund mit einer Grundgesetzänderung
uneingeschränkt die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz zur Regelung
der Grundsteuer erhalten.

Zugleich wird den Ländern über eine Ergänzung in Artikel 72 Absatz 3
des Grundgesetzes eine umfassende abweichende Regelungskompetenz
eröffnet. Wie es im Entwurf weiter heißt, bestehen dafür gute Gründe
mit Blick auf das Ziel einer bundesgesetzlichen Grundlage. Zugleich
biete sich gerade die Grundsteuer aufgrund der Immobilität des
Steuerobjekts und des bereits in der Verfassung vorhandenen kommunalen
Hebesatzrechts dafür an, die Steuerautonomie der Länder zu stärken.

Als Sachverständige sind geladen: Bundesverband der kommunalen
Spitzenverbände, Deutscher Steuerberaterverband, Professor Johanna Hey
(Universität zu Köln), Professor Lorenz J. Jarass, Professor Gregor
Kirchhof (Universität Augsburg), Professor Wolfram Scheffler
(Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg), Professor
Thorsten Ingo Schmidt (Universität Potsdam), Professor Henning Tappe
(Universität Trier) und Professor Joachim Wieland (Deutsche
Universität für Verwaltungswissenschaften Speyer).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(finanzausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das Datum und
das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des BZSt

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat im März
2019 keine Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher
Hilfe erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12585) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12316). Das
Bundeszentralamt für Steuern gebe in Einzelfällen bei unzutreffender
Berichterstattung einem Medium einen Hinweis. Eine Verpflichtung zur
Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

4. Keine BMF-Korrekturbitten im März

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat im März
2019 keine Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher
Hilfe erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/12587) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12293). Das
Bundesministerium der Finanzen gebe in Einzelfällen bei unzutreffender
Berichterstattung einem Medium einen Hinweis. Eine Verpflichtung zur
Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

5. Genossenschaften und dubiose Anbieter

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um den möglichen Missbrauch der Rechtsform
Genossenschaft geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/12478). Gefragt wird unter anderem nach Prüfungen von
Genossenschaften durch die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) und nach dem Verbraucherschutz
in diesem Bereich. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage loben die
Abgeordneten Genossenschaften als ein gesellschaftlich wichtiges
Vehikel mit einem ausgezeichneten Ruf. Doch immer mehr dubiose
Anbieter würden den guten Ruf von Genossenschaften und damit diese
Rechtsform ausnutzen, um mit dem Vertrieb von Vermögensanlagen
Verbraucherinnen und Verbraucher finanziell zu schädigen.

 * 

6. Steuersenkung für Dürreversicherungen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Ob die geplante Senkung der Versicherungsteuer für
Versicherungen von Schäden durch Dürre von 19 auf 0,03 Prozent eine
geeignete Maßnahme ist, um den Abschluss dieser Versicherungen für
landwirtschaftliche Betriebe attraktiver zu machen, will die FDP
Fraktion einer Kleinen Anfrage (19/12483) erfahren. Gefragt wird unter
anderem auch nach dürrebedingten Versicherungsfällen in den
vergangenen zehn Jahren und der durchschnittlichen Schadenssumme je
landwirtschaftlichem Betrieb. Außerdem soll die Bundesregierung die
volkswirtschaftlichen Schäden durch die Klimakrise beziffern.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 965 - 4. September 2019 - 09.44 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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AGRAR/075: Tierwohllabel wird ein Rohrkrepierer werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. September 2019

HOCKER: Tierwohllabel wird ein Rohrkrepierer werden



Zum Kabinettsbeschluss des Agrar-Pakets erklärt der
landwirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Gero Hocker:

"Das Tierwohllabel wird ein Rohrkrepierer werden. Damit hat
Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner weder dem Tierwohl noch der
Landwirtschaft geholfen. Denn die genauen Anforderungen an das Label
werden erst in einer späteren Rechtsverordnung festgelegt. Es ist
völlig unklar, ob und inwieweit sich darüber ein Einvernehmen mit dem
Bundesumweltministerium erzielen lässt. Zudem ist das Tierwohllabel
nicht verpflichtend, es wird daher mit bestehenden der Initiative
Tierwohl, Neuland oder Bioland konkurrieren und beim Verbraucher nur
zusätzliche Verwirrung sorgen. Viel sinnvoller wäre die
Verabschiedung eines verbindlichen Labels auf EU-Ebene. Zudem müssen
baurechtliche Beschränkungen für Betriebe aufgehoben werden, die
einen Umbau für mehr Tierwohl erleichtern würden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3376: Kostenlose Kinderbetreuung - gut für Familien (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 4. September 2019

Kostenlose Kinderbetreuung - gut für Familien in MV



Der Landtag hat der Novelle des Kindertagesförderungsgesetzes
zugestimmt.

Ein Kernpunkt ist die Abschaffung der Elternbeiträge für die
Betreuungskosten in Krippe, Kita, Hort und Tagespflege. Dazu erklärt
der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Die Kostenfreiheit von Kita, von Krippe, Tagespflege und Hort ist ein
Wunsch, den viele Menschen in unserem Land haben. Mit diesem Gesetz
wird dieser Wunsch Realität. Und das nicht nur wie in anderen Ländern
halbtags, sondern für den ganzen Tag der Kinderbetreuung.

In keinem Bundesland werden die Eltern so umfassend entlastet wie in
Mecklenburg-Vorpommern!

Das ist uns aus zwei Gründen wichtig:

1. Die Kindereinrichtungen in unserem Land sind Bildungseinrichtungen.
Wir Sozialdemokraten wollen, dass Bildung kostenfrei wird. Bei den
Betreuungseinrichtungen für unsere Kleinsten schaffen wir das jetzt.
Ich will aber nicht verschweigen, dass unter dem Stichwort Kostenfreie
Bildung noch weitere Herausforderungen auf uns warten. Stichwort:
Meisterausbildung.

2. Die Löhne in unserem Land sind im Durchschnitt niedriger, als in
anderen Ländern. Und das, obwohl die Menschen in unserem Land genauso
hart arbeiten, wie anderswo in Deutschland. Jetzt sorgen wir mit der
Beitragsfreiheit dafür, dass mehr Geld bei den Menschen ankommt:

Beispiel Familie in Anklam: Wenn zwei Kinder in die Einrichtung gehen,
ein Kind in die Kita und ein Kind in die Krippe, dann ist das zusammen
mit der seit Januar geltenden Geschwisterkindsregelung eine Entlastung
von 420 Euro im Monat. Das sind mehr als 5000 Euro im Jahr. Letztlich
ist die Kostenfreiheit in den Kinderbetreuungseinrichtungen unseres
Landes die größte Entlastung von Familien, die es in der Geschichte
unseres Landes gegeben hat. Ganz sicher kann das die Entscheidung für
Kinder erleichtern und vielleicht ist es auch ein Anreiz für junge
Familien, nach Mecklenburg-Vorpommern zu kommen, hier zu leben und zu
arbeiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5229: Schweitzer gratuliert Nancy Faeser (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.09.2019

Schweitzer gratuliert Nancy Faeser

Rheinland-pfälzische SPD-Fraktion freut sich auf Zusammenarbeit mit
neuer hessischer SPD-Fraktionsvorsitzenden



Zur Wahl von Nancy Faeser als neue Vorsitzende der hessischen
SPD-Landtagsfraktion erklärt Alexander Schweitzer, der
rheinland-pfälzische SPD-Fraktionsvorsitzende:

"Ganz herzlich gratulieren wir als rheinland-pfälzische SPD-Fraktion
Nancy Faeser zu ihrem neuen, herausgehobenen Amt. Nancy Faeser ist
eine einnehmende, überzeugungsstarke und erfahrene Politikerin. Als
sachlich höchst versierte Politikerin wird sie aufzeigen, wie kraftlos
die CDU-geführte hessische Landesregierung agiert und was Hessen
voranbringen könnte. Nancy Faeser wird es gelingen, auf der
Parlamentsbühne zu glänzen und gleichzeitig im Land nah bei den Leuten
und deren Alltagsthemen zu sein. Die Landeshauptstädte Mainz und
Wiesbaden liegen nachbarschaftlich auf den gegenüberliegenden Seiten
des Rheins: Ich freue mich auf eine enge, partnerschaftliche
Zusammenarbeit mit Nancy Faeser und unseren hessischen Kolleginnen und
Kollegen."

Schweitzer ergänzt: "Nach mehr als zehn Jahren Fraktionsvorsitz hat
Thorsten Schäfer-Gümbel für sich entschieden, eine neue
Herausforderung abseits der Politik zu suchen. Thorsten Schäfer-Gümbel
hat die hessische SPD-Fraktion nach schweren Jahren aufgerichtet und
in die Zukunft geführt. Er hat die Sozialdemokratie geprägt und viele
politische Initiativen gestartet. Ich danke ihm für seine kollegiale,
zuverlässige und stets verbindliche Art und die enge Zusammenarbeit."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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SAARLAND/2643: Roth - Unser arbeitsmarktpolitisches Engagement trägt Früchte (SPD)


SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes - Pressemitteilung vom 4. September 2019

Roth: "Unser arbeitsmarktpolitisches Engagement trägt Früchte!"



Thema des heutigen Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit, Energie und
Verkehr im saarländischen Landtag war die Umsetzung des
Passiv-Aktiv-Transfers in Verbindung mit der Nutzung neuer
Förderinstrumente des sozialen Arbeitsmarktes im Saarland. Für den
SPD-Landtagsabgeordneten und arbeitsmarktpolitischen Sprecher, Eugen
Roth, folgt aus dem Bericht der Landesregierung ein eindeutiges Fazit:

"Unser langjähriges arbeitsmarktpolitisches Engagement trägt Früchte.
Wir halten was wir versprochen haben und lassen die Menschen, die
bedauerlicherweise von Langzeitarbeitslosigkeit betroffen sind, nicht
im Stich, sondern geben ihnen die Chance, die sie verdienen. Dabei
sprechen die Zahlen für sich - die neuen Förderinstrumente verzeichnen
bis August 2019 insgesamt bereits 806 Teilnehmer. Das ist ein echter
und spürbarer Erfolg."

Für Roth ist klar: "In enger Zusammenarbeit mit Anke Rehlinger, Peter
Gillo und Charlotte Britz hat sich unser Einsatz für eine wirksamere
Arbeitsmarktpolitik gelohnt. Das neue Teilhabechancengesetz entfaltet
zusammen mit dem Förderinstrument ASaar eine überaus positive Wirkung
und erzielt eine gute Resonanz. Ergänzend durch den
Passiv-Aktiv-Transfer eröffnen sich weitere Handlungsspielräume. Für
uns lautet die Marschrichtung: Weiter so!"

 * 

Quelle:

SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes

Franz-Josef-Röder-Straße 7, 66119 Saarbrücken

Tel.: +49 681 5002222, Fax: +49 681 5002387

Internet: www.spd-fraktion-saar.de
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SAARLAND/2642: Wohnungsaufsichtsgesetz dringend notwendig, um unlauteren Vermietern Einhalt zu gebieten (SPD)


SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes - Pressemitteilung vom 3. September 2019

Anhörung hat gezeigt: Wohnungsaufsichtsgesetz im Saarland ist dringend notwendig, um unlauteren Vermietern von Schrottimmobilien Einhalt zu gebieten



Auf Initiative des sozialpolitischen Sprechers der
SPD-Landtagsfraktion Dr. Magnus Jung und auf Beschluss des
Sozialausschusses fand heute eine Anhörung zur Lebens-, Arbeits-, und
Wohnsituation von Ost-Europäern in Deutschland statt. Allein in
Saarbrücken wohnen 4500 Menschen aus Rumänien, Bulgarien und Ungarn,
ein Drittel davon in höchst problematischen Wohnverhältnissen.
Ähnliche Beispiele gibt es in Völklingen, Neunkirchen und weiteren
saarländischen Kommunen. Die SPD-Fraktion sieht sich im Anschluss am
die Anhörung in ihrer Forderung nach einem Wohnungsaufsichtsgesetz
bestätigt.

Jung: "Heute haben im Rahmen der Anhörung die kommunalen
Spitzenverbände und freien Wohlfahrtsorganisationen die eklatante
Wohn- und Lebenssituation von Menschen in heruntergekommen
Mietshäusern bestätigt. So gibt es alleine in der Landeshauptstadt
Saarbrücken mehr als 50 solcher Schrottimmobilien - also Wohnungen
ohne Strom, fließendes Wasser und Heizung - in denen die Bewohner
unter menschenunwürdigen Bedingungen wohnen müssen. Dieser Situation
muss durch den Landesgesetzgeber Einhalt geboten werden."

Jung dankte den anwesenden Wohlfahrtsverbänden und der Arbeitskammer
für die engagierte Arbeit mit den betroffenen Menschen, die von großer
Armut und Ausbeutung betroffen sind. Die Verhältnisse seien skandalös
und könnten nicht hingenommen werden. Nach Auskunft der kommunaler
Spitzenverbände fehle es aber bislang an der entsprechenden
Rechtsgrundlage um dieser unlauteren Vermietungspraxis Herr zu werden.

"Die Evaluation des Wohnungsaufsichtsgesetz in NRW hat eindrücklich
dessen positive Wirkung bestätigt. So konnten Kommunen in den meisten
Fällen auf Zwangsmaßnahmen verzichten, weil die Vermieter bereit
waren, Missstände zu beseitigen. Es geht also darum, den Kommunen die
nötige Rechtsgrundlage an die Hand zu geben, um menschenunwürdige
Wohnzustände zu verhindern. Die SPD-Landtagsfraktion sieht sich daher
in ihrer Forderung nach einem Wohnungsaufsichtsgesetz vollumfänglich
bestätigt." - so Jung abschließend.

 * 

Quelle:

SPD-Fraktion im Landtag des Saarlandes

Franz-Josef-Röder-Straße 7, 66119 Saarbrücken

Tel.: +49 681 5002222, Fax: +49 681 5002387
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AGRAR/283: Agrar- und Umweltpaket muss im Parlament nachgebessert werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. September 2019

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Agrar- und Umweltpaket muss im Parlament nachgebessert werden



Matthias Miersch, stellv. Fraktionsvorsitzender;

Rainer Spiering, agrarpolitischer Sprecher:

Die Bundesregierung hat ein Gesetzespaket zu wichtigen Agrar- und
Umweltfragen geschnürt. So soll unter anderem ein staatliches
Tierwohllabel nur auf freiwilliger Basis und nur für die
Schweinehaltung eingeführt werden. Zusätzliche rund 75 Millionen Euro
EU-Gelder sollen für eine nachhaltigere Landwirtschaft genutzt werden.
Für die SPD-Bundestagsfraktion reichen die Änderungen nicht aus, so
dass es im parlamentarischen Verfahren nachgebessert werden muss.

"An dem von Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner vorgelegten
Gesetzentwurf zur Einführung eines freiwilligen Tierwohllabels hat es
bereits in den letzten Monaten aus beiden Koalitionsfraktionen
deutliche Kritik gegeben. Der Gesetzentwurf wird in dieser Fassung
keine Mehrheit innerhalb der Koalitionsfraktionen bekommen. Für die
SPD-Bundestagsfraktion ist klar: Wir machen die ausschließlich auf
Freiwilligkeit basierende Hochglanzpolitik der Ministerin nicht mit.
Ohne eine Nutztierstrategie und eine Verpflichtung für alle Tierarten
wird es kein Label geben. Bisher liegt dem Kabinett nicht mal die
Verordnung zur Festlegung der Kriterien für die unterschiedlichen
Stufen des Labels vor. Diese Politik ohne substantielle Inhalte machen
wir nicht mit.

Der erhöhte Umschichtungssatz von sechs Prozent ist ein Erfolg für die
SPD und ihre Umweltministerin Svenja Schulze und ein wichtiger erster
Schritt, um die Landwirtinnen und Landwirte bei den anstehenden
Herausforderungen im Klima-, Umwelt- und Naturschutz nicht allein zu
lassen. Für eine nachhaltigere Landwirtschaft muss diese Umschichtung
mittelfristig, insbesondere im Rahmen der Europäischen Agrarförderung,
weiter erhöht werden. Dann könnten wir weg von der bedingungslosen
Flächenzahlung hin zu einer sozialeren und ökologischeren
Landwirtschaft. In einer Zeit, in der Sparer Negativzinsen zahlen
müssen, sollten wir nicht weiter Eigentum mit Steuergeldern verzinsen.
Vielmehr müssen nun Leistungen für das Allgemeinwohl, also für Klima,
Umwelt und Tierschutz, besser gewürdigt werden. Ohne dieses Geld sind
die im Koalitionsvertrag festgelegten Ziele, wie 20 Prozent
ökologischer Landbau, bessere Ställe oder die Förderung von regionalen
Wertschöpfungsketten, nicht zu erreichen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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FRAGEN/062: "Globalisiere Kämpfe, globalisiere Hoffnung auf Freiheit" (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 147, 1/19

"Globalisiere Kämpfe, globalisiere Hoffnung auf Freiheit"

Mit Empowerment, dem Konzept Frauenkooperativen und internationaler
Vernetzung für eine selbstbestimmte Agrarökonomie in Palästina

Interview mit Hiba Al-Jibeihi von Klaudia Rottenschlager



Die Beauftragte für internationale Vernetzungsarbeit in der Union
of Agricultural Work Committees von Palästina, Hiba Al-Jibeihi, im
Interview über Alternativen zur Abhängigkeit von internationalen
Hilfsgeldern


Klaudia Rottenschlager (KR): Was war der Hintergrund für
die Gründung der Union of Agricultural Work Committees in Palästina?

Hiba Al-Jibeihi (HAJ): Die Union of Agricultural Work
Committees (UAWC) ist einer der größten landwirtschaftlichen Verbände
in Palästina. Wir haben uns 1986 als Reaktion auf die sich zuspitzende
sozioökonomische Situation der palästinensischen Bauern und Bäuerinnen
gegründet. Dafür verantwortlich waren und sind Besatzungs- und
Siedlungspolitiken Israels, durch die Landkonfiszierungen und
Beschlagnahmung von Wasserressourcen im Westjordanland und im
Gazastreifen vorangetrieben werden. Dagegen setzen wir uns seit
unserer Gründung ein. Unsere Arbeit hat lokale und internationale
Aufmerksamkeit bekommen, da wir Projekte und Unterstützungsstrukturen
erarbeiten, die jährlich rund 30.000 Bauern und Bäuerinnen in
ländlichen oder durch den Konflikt schwer erreichbaren Gebieten
zugutekommen.

Derzeit arbeiten wir in zwölf Büros in Palästina. Wir fördern
Agrarentwicklungs- und Landbewirtschaftungsprojekte, bauen
Wasserversorgungssysteme und arbeiten mit dem Konzept der
Frauenkooperativen, um die Lebensbedingungen von vor allem in
ländlichen Gebieten lebenden Bäuer_innen zu verbessern. Rechtliche
Beratung, Notfallplanung und Krisenunterstützung gehören seit langem
zu unseren Aufgaben. Daran anschließend bauen wir lokale und
internationale Solidaritätsnetzwerke auf.


KR: Was sind die konkreten Auswirkungen der mittlerweile
mehr als 40 Jahre andauernden militärischen Besatzung des
Westjordanlandes, des Gazastreifens und Ost-Jerusalems für Bauern und
Bäuerinnen in Palästina?

HAJ: Landwirtschaft hat einen zentralen Stellenwert in der
palästinensischen Gesellschaft und ist durch die Besatzung, vor allem
durch die Einschränkung unserer Bewegungsfreiheit und den Zugriff auf
Ressourcen, massiv beeinträchtigt worden. Die Förderung von Land- und
Agrarwirtschaft ist einer der wichtigsten Schritte, um unsere
Ernährungssicherung und Selbstversorgung zu gewährleisten.

Nach dem Oslo-Abkommen 1993 wurde das Westjordanland in verschiedene
Verwaltungsregime aufgeteilt. Das setzte die Fragmentierung des
gesamten palästinensischen Gebiets fort. Zone C, die 62% ausmacht,
unterliegt zur Gänze israelischer Zivil- und Militärverwaltung. Das
Gebiet umfasst die größten Wasserressourcen und fruchtbares Agrarland,
das das Rückgrat unserer landwirtschaftlichen Entwicklung sein sollte.
Real ist dieses Gebiet jedoch Sinnbild für voranschreitenden - unter
internationalem Recht illegalem - Siedlungsausbau und Landnahme(1).

Der landwirtschaftliche Beitrag von Zone C zur palästinensischen
Wirtschaft hat sich in den letzten Jahrzehnten um mehr als die Hälfte
verringert. Diese Entwicklungen bedeuten die vollkommene Abhängigkeit
der palästinensischen Bevölkerung in Zone C von internationalen
Hilfsgeldern. Das neue Nationalstaatsgesetz Israels wird massive
Auswirkungen auf die palästinensische Kultur, Sprache, Identität und
Landnutzung mit sich bringen und verwehrt palästinensischen
Flüchtlingen einmal mehr das international anerkannte Recht auf
Rückkehr.


KR: Die UAWC unterstützt vor allem Bäuerinnen und
Frauenkooperativen im Westjordanland und im Gazastreifen. Was bedeutet
dabei Empowerment?

HAJ: Bäuerinnen, die in ländlichen Gebieten leben und oft wenig
Bildungschancen hatten, sind auf mehreren Ebenen von den politischen
und ökonomischen Auswirkungen des Konflikts betroffen. Die
Beeinträchtigung ihrer Bewegungsfreiheit durch die
Besatzungsstrukturen verschlechtert ihre Lage enorm. Sie sind fast zur
Gänze von Ehemännern und Brüdern abhängig, und die steigende
Arbeitslosenrate lässt sie keine weiteren Einkommensquellen in nahe
gelegenen Dörfern oder Städten finden.

Hier benötigt es langfristige Empowermentstrukturen, die ökonomische
und soziale Unterstützung ermöglichen. Frauenkooperativen sind ein
Weg, um unabhängiges Einkommen und die Würde dieser Bäuerinnen
aufrechtzuerhalten. Wir kritisieren Hilfsprojekte von internationalen
Organisationen, die Empowerment meist nur als Bewusstseinsbildung für
individuelle Rechte verstehen und materielle Nachhaltigkeit oft nicht
einmal ansprechen.

Empowerment bedeutet, sich Wissen und Fähigkeiten zu erarbeiten, die
danach auch umgesetzt werden können. Frauenkooperativen bedeuten nicht
nur Zugang zu nachhaltiger Vermarktung und dem Verkauf von eigenen
Produkten, sondern auch lokale und internationale politische
Vernetzung, um unsere Stimmen zu erheben.

Seit 2015 hat UAWC 45 Frauenkooperativen gegründet und damit 9.450
Frauen im Westjordanland und im Gazastreifen unterstützt. Alle sind
unter dem gemeinsamen Label "bas baladi" ("nur lokale Produkte")(2)
vereint, was die gemeinsame Vermarktung der Produkte ermöglicht. Auch
Frauen, die individuell produzieren, können sich uns unter diesem
Label anschließen. Wir verkaufen auf lokaler und internationaler
Ebene. Ein Erfolgsprojekt ist zum Beispiel eine Frauenkooperative, die
Suppe aus Palästina in die Niederlande verkauft.


KR: Welche Bedeutung haben internationale
Solidaritätsnetzwerke für Bauern und Bäuerinnen in Palästina?

HAJ: Die UAWC ist seit 2013 Mitglied bei der globalen Bewegung
von Kleinbauern und -bäuerinnen und Landarbeiter_innen La Via
Campesina. Seither sind wir als erstes Mitglied der arabischen Welt
dafür zuständig, Aufbauarbeit im Mittleren Osten und Nordafrika zu
leisten. Wir haben bereits Netzwerke mit Kolleg_innen aus Tunesien und
Marokko etabliert.

Wir setzen uns gegen Landnahme und Vertreibung der indigenen
Bevölkerung, Bauern und Bäuer_innen und Landarbeiter_innen ein und
versuchen, Widerstand gegen Besatzungsstrukturen und das
kapitalistische System zu leisten - nicht nur hier in Palästina,
sondern überall auf der Welt. Wir fordern die Souveränität von Bauern
und Bäuerinnen über ihr Land, über Nahrung, Wasserressourcen und
Saatgut. Unsere Solidaritätsnetzwerke helfen uns, die Geschichten und
Kämpfe, die wir miteinander teilen, weltweit hörbar zu machen und
voneinander zu lernen.

Wenn Bauern und Bäuerinnen in Kolumbien von Gewalt und Mord betroffen
sind, versuchen wir auch hier Aufmerksamkeit dafür zu erzeugen. Wenn
palästinensische Bauern und Bäuerinnen von Besetzungsstrukturen,
Siedler- und Militärgewalt betroffen sind, dann machen unsere
Kolleg_innen verschiedene Solidaritätsaktionen. Wir organisieren auch
gemeinsame Konferenzen, die unsere Strategien und Widerstandsformen
zusammenführen und unsere Stimmen lauter werden lassen. Unser Slogan
ist: "Globalisiere Kämpfe, globalisiere Hoffnung auf Freiheit."

Anmerkungen:

(1) www.un.org/press/en/2016/sc12657.doc.htm

(2) https://viacampesina.org/en/uawc-launches-bas-baladi-outlet-store/

WEBTIPPS:

La Via Campesina Palestine:


https://viacampesina.org/en/tag/palestine

Food Souvereignity and alternative development in Palestine:

www.mattersburgerkreis.at/site/de/publikationen/jep/alleausgabenartikel/article/388.html


ZUR INTERVIEWERIN:

Klaudia Rottenschlager ist Sozialwissenschaftlerin und
Doktorandin an der Universität Wien.

ZUR INTERVIEWTEN:

Hiba Al-Jiheihi ist Menschenrechtsaktivistin und arbeitet in
der internationalen Vernetzungsarbeit der UAWC in Palästina.
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VERBAND/2364: Tierwohllabel, Umschichtung von Agrargeldern, Insektenschutz (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 4. September 2019

BÖLW Kommentar zu den heutigen Kabinettsbeschlüssen

Tierwohllabel, Umschichtung von Agrargeldern, Insektenschutz



Berlin, 04.09.2019. Das Bundeskabinett hat heute Vorlagen zum
Tierwohllabel, zur Umschichtung von Agrargeldern und Insektenschutz
gebilligt. Der Vorstandsvorsitzende des Bund Ökologische Lebenswirtschaft
(BÖLW), Felix Prinz zu Löwenstein, kommentiert:

Tierwohllabel

"Ministerin Klöckner muss sicherstellen, dass ihr Label beim Kundinnen und
Kunden die Unterschiede bei der Tierhaltung transparent und klar sichtbar
macht. Gleichzeitig muss das Label das Ziel der Bundesregierung stützen,
den Ökologischen Landbau bis 2030 auf 20 % auszubauen. Beides ist nicht
gegeben. Bio ist der einzige Ansatz, dem es in der Breite gelungen ist, was
Klöckner mit dem Tierwohl-Label erreichen will: Menschen die Möglichkeit
geben, durch ihren Einkauf zu einer artgerechten Nutztierhaltung
beizutragen. Genau das setzt Bio erfolgreich um.

Ministerin Klöckner hat angekündigt, sie wolle während der deutschen
Ratspräsidentschaft im zweiten Halbjahr 2020 eine verpflichtende
europäische Haltungskennzeichnung für Fleisch auf den Weg bringen. Dieses
Vorhaben ist dann glaubwürdig, wenn ihr zunächst freiwillig für Deutschland
geplantes Label auf der erfolgreichen 0-1-2-3 Kennzeichnung von Eiern
aufbaut und Bio als eigenständige Stufe vorsieht. Die Eierkennzeichnung
haben Millionen Verbraucher in ganz Europa gelernt - das neue Label soll
aber völlig anders funktionieren!

Bio-Schweine haben dreimal mehr Platz als jene, die unter gesetzlichen
Mindestvorgaben gehalten werden. Sie haben 50 % mehr Platz als bei der
geplanten höchsten konventionellen Stufe. Sie werden mit Bio-Futter
gefüttert, das ohne chemisch-synthetische Pestizide und Kunstdünger
angebaut wird - was unter anderem der Artenvielfalt zugutekommt. Im
Bio-Betrieb gilt daher Tierwohl für die Nutztiere ebenso wie für Fasan,
Feldhamster oder Biene! Die Bio-Tierhaltung ist an die Fläche gekoppelt, so
dass unsere Gewässer geschützt werden. Und: Bio-Wurst kommt ohne künstliche
Farbstoffe und kritische Zutaten aus. Damit geht Bio weit über die
geplanten Vorgaben des Labels hinaus.

Die im Gesetz angelegte Dreistufigkeit des Labels sieht aktuell keine
eigene Stufe für Bio vor. Damit konterkariert das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) das 20 % Bio-Ziel im Koalitionsvertrag.
Das lässt sich nur ändern, wenn die höheren Leistungen der Bio-Tierhaltung
beim geplanten Label und bei der Informationskampagne deutlich werden. Nur
so können Kundinnen und Kunden die unterschiedlichen Leistungen der
Tierhaltungssysteme erkennen und Bio-Tierhalter haben eine faire Chance im
Wettbewerb.

Wir fordern die Ministerin auf, im Tierwohllabel Fleisch aus ökologischer
Erzeugung eine eigene Stufe zuzuordnen."

Umschichtung von Agrargeldern

"Die Bäuerinnen und Bauern in Deutschland zeigen Veränderungsbereitschaft,
mehr für die Umwelt zu tun. Sie fragen verstärkt Agrarumweltprogramme nach
und stellen massiv auf Bio um. Die dafür eingeplanten Mittel reichen in
etlichen Bundesländern nicht aus, um der Nachfrage gerecht zu werden. Daher
ist es richtig, wenn künftig mehr Mittel für diesen Bereich zur Verfügung
gestellt werden. Die EU erlaubt, bis zu 15 % von den Geldern, die pauschal
je Hektar Agrarfläche gezahlt werden, für freiwillige Umweltleistungen der
Bauern zu verwenden. Wenn nun diese Umschichtung von derzeit 4,5 % auf 6 %
erhöht wird, ist das ein erster Schritt in die richtige Richtung. Um
Landwirtinnen Planungssicherheit zu geben, muss aber bereits jetzt
festgelegt werden, dass in den nächsten Jahren der Satz weiter erhöht wird.
Das Maß dafür sind die Umstellungen, mit denen gerechnet wird, wenn die von
der Bundesregierung und von einzelnen Ländern politisch längst formulierten
Zielvorstellungen umgesetzt werden - also das Erreichen von 20 bis 30 %
Ökolandbaufläche bis 2030. Bei der Umschichtung muss sichergestellt werden,
dass die Mittel tatsächlich in der Landwirtschaft eingesetzt werden."

Insektenschutzprogramm

"Es ist gut, dass die Bundesregierung angesichts des dramatischen Insekten-
und Artensterbens in Deutschland jetzt endlich ein Aktionsprogramm startet.
Allerdings werden diese Bemühungen nur dann die gewünschte Wirkung
erzielen, wenn flächendeckend insektenschonend gewirtschaftet wird -
schließlich sind Insekten sehr mobil. Bisher liegt der Fokus der Maßnahmen
zu sehr auf Blüh- und Randstreifen außerhalb der bewirtschafteten Flächen.
Es ist folgerichtig, auch hier auf Ökologischen Landbau zu setzen. Denn
Öko-Betriebe stärken durch ihre Wirtschaftsweise die Artenvielfalt - und
das auf der gesamten Betriebsfläche. Wie durchgehend das weltweit in
Studien nachgewiesen wird, hat zuletzt das staatliche Thünen-Institut
aufgezeigt. Umso wichtiger ist es, dass die konkreten Regelungen Bio-Bauern
und -Bäuerinnen in ihrer Wirtschaftsweise unterstützen."

Hintergrund:

Umschichtung: In den vergangenen Jahren konnte eine Reihe von
Umweltmaßnahmen der Landwirtschaft nicht finanziert werden, da nicht
genügend Mittel verfügbar waren. Die starke Nachfrage konventioneller
Betriebe, die auf Bio umstellen wollen, hat zu einem Bio-Flächenwachstum
von 42 % in den vergangenen drei Jahren geführt. 8.000 Betriebe haben seit
2015 neu umgestellt. Auch hier wurden die Mittel in einzelnen Bundesländern
knapp, um die Umstellung fördern zu können. Während der zweijährigen
Umstellungszeit wirtschaften die Betriebe nach den Bio-Regeln, können ihre
Ernte aber nur konventionell vermarkten. Wenn die Bundesregierung ihr Ziel
von 20 % Ökolandbau bis zum Jahr 2030 umsetzten will, muss sie allein dafür
jedes Jahr 1 % mehr in die Umweltprogramme umschichten.

Insektenschutz: Auf Öko-Flächen finden Bienen Blüten: Bei einer
Zählung von offenen Blüten konnten auf Öko-Getreideäckern im Durchschnitt
277 geöffnete Blüten/m² gezählt werden, auf den konventionellen
Vergleichsflächen dagegen gerade einmal 0-3 Blüten/m². Es gibt also viel
mehr Pollen und Nektar auf dem Bio-Acker. Zusätzlich wird durch den
Verzicht auf chemisch-synthetische Pflanzenschutzmittel das Vorkommen von
Bienen, aber auch von Wildbienen, Hummeln und Schmetterlingen gefördert.
Auf Bio-Flächen sind sie drei bis sieben Mal häufiger und die
Gesellschaften sind artenreicher. 

Siehe: https://www.oeko-komp.de/wp-content/uploads/2018/02/mehrwert_natur.pdf


Weitere Infos:

- Wie Bio-Betriebe für Artenvielfalt sorgen:

https://www.boelw.de/themen/zahlen-fakten/landwirtschaft/artikel/naturschutz-oekolandbau/

- Die oben genannte Studie des Thünen-Instituts: 

https://www.thuenen.de/de/infothek/presse/aktuelle-pressemitteilungen/was-der-oekolandbau-fuer-umwelt-und-gesellschaft-leistet/

Mehr Infos auf den Themenbereichen der BÖLW-Webseite s.

https://www.boelw.de/themen/tier/haltung

https://www.boelw.de/themen/eu-agrarpolitik

https://www.boelw.de/service/bio-faq/klima-umwelt/

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon ++49 (0)30.28482-300, Fax ++49 (0)30 28482-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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VERBAND/2363: Agrarpaket ist Chance zum "Liefern" (AbL)


AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Pressemitteilung, Berlin / Hamm, 04.09.2019

Agrarpaket ist Chance zum "Liefern"

Jetzt muss der Bundestag die Dinge schnell beschließen



Die Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft (AbL) begrüßt, dass das
Bundeskabinett heute endlich die Gesetzentwürfe für ein
Tierwohlkennzeichen, für eine Umschichtung von EU-Direktzahlungen und für
Maßnahmen zum Insektenschutz an den Bundestag übergibt.

Der AbL-Vorsitzende Martin Schulz kommentiert: "Das staatliche
Tierwohl-Kennzeichnung für Fleisch und Milch muss jetzt schnell kommen und
mit aussagekräftigen Kriterien für Klarheit und Orientierung im Markt
sorgen. Es ist gut, dass immer mehr Unternehmen und Handelsunternehmen
besondere Tierwohl-Marken auflegen und damit eine qualitätsbezogene
Marktdifferenzierung vorantreiben. Aber die Verbraucher am Kühlregal
brauchen eine staatliche Einordnung, um das Tierwohl-Niveau vergleichen zu
können. Und wir Bauern brauchen diese Einordnung, damit wir zu
vergleichbaren Anforderungen bei den verschiedenen Abnehmern kommen, um
nicht von einem abhängig zu werden", so Schulz. "Klar ist aber auch, dass
eine Kennzeichnung allein nicht ausreicht, um in der Tierhaltung insgesamt
ein gesellschaftlich akzeptiertes Tierwohl-Niveau umzusetzen. Das kostet
Milliarden, für die bisher noch keine Finanzierung auf dem Tisch liegt",
mahnt Schulz.

Begrüßt wird von der AbL, dass die Bundesregierung nun auch für das Jahr
2020 eine Umschichtung von Direktzahlungen vorsieht. "Es ist richtig, dass
auch 2020 mindestens ein kleiner Teil der pauschalen Flächenzahlungen
genutzt wird, um damit zielgerichtete Fördermaßnahmen der Bundesländer für
Umwelt-, Klima- und Tierwohl-Leistungen der Bäuerinnen und Bauern zu
finanzieren. Dass das nur 6 % sein sollen, ist bescheiden. Denn die
Flächenbewirtschaftung und die Nutztierhaltung stehen unter einem hohen
Veränderungsdruck, bei dem sie mit einer zielgerichteten Förderung
unterstützt werden müssen. Das heute beschlossene Umschichten kann daher
nur ein erster Schritt sein. Die laufende Reform der EU-Agrarpolitik muss
ehrgeizig und zielorientiert angegangen werden, um in Zukunft mit allen
EU-Agrargeldern gesellschaftlich gewünschte Leistungen der Betriebe
differenziert zu honorieren", so Schulz.

Die AbL unterstützt das Vorhaben, die Glyphosat-Zulassung zu beenden,
fordert aber ein früheres generelles Ende der Zulassung. "Dazu sind
umfassendere Änderungen im Ackerbau notwendig. Es ist daher wichtig, dass
die Bundesregierung sich schnell auf eine entsprechend anspruchsvolle
Ackerbaustrategie einigt. Und die Beratungseinrichtungen der Länder müssen
den Glyphosat-Ausstieg mit einer intensiven Beratung der Betriebe über die
ackerbaulichen Alternativen aktiv begleiten", fordert der AbL-Vorsitzende
Schulz.

"Bäuerinnen und Bauern sind bereit, die Herausforderungen anzupacken. Aber
sie dürfen mit den notwendigen Veränderungen nicht alleine gelassen werden.
Sie brauchen wirtschaftlich tragfähige Perspektiven. Das ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe", so Schulz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. September 2019

AbL - Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft

Bahnhofstraße 31, 590067 Hamm

Telefon: 02381/49 22 20, Fax: 02381/49 22 21

E-Mail: info@abl-ev.de

Internet: www.abl-ev.de
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AUSSEN/616: Die Berliner Reparationsverweigerung (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 4. September 2019

german-foreign-policy.com

Die Berliner Reparationsverweigerung



BERLIN/WARSCHAU - Die polnische Regierung weist die Forderung Berlins
nach entschädigungsloser "Vergebung" für die deutschen
Menschheitsverbrechen in Polen zurück und besteht auf der Zahlung von
Reparationen. Es genüge nicht, einfach nur um Verzeihung zu bitten, sagte
der Warschauer Beauftragte für Reparationsforderungen am gestrigen
Dienstag: "Für die Schäden muss man Polen bezahlen." Der Bericht einer
polnischen Parlamentskommission, der den notwendigen Betrag auf 850
Milliarden Euro beziffert, soll in Kürze veröffentlicht werden. Seine
Publikation zum 1. September, dem Jahrestag des deutschen Einmarschs in
Polen, war mit Rücksicht auf zwei Auftritte des Bundespräsidenten in
Warschau und Wieluń verschoben worden. Frank-Walter Steinmeier hatte dort
erklärt, er "verneige" sich "vor den polnischen Opfern der deutschen
Gewaltherrschaft" und "bitte um Vergebung". Bereitschaft, der demonstrativ
zur Schau gestellten Zerknirschung materiellen Ausdruck in Form von
Entschädigungen zu verleihen, zeigte der Bundespräsident nicht. Berlin
begründet die Reparationsverweigerung mit juristischen Tricks.

Ein genozidaler Vernichtungskrieg

An das Ausmaß der Verwüstungen, die das Deutsche Reich nach seinem
Einmarsch in Polen am 1. September 1939 angerichtet hatte und auf das sich
Polens Reparationsforderungen beziehen, hat exemplarisch der Historiker
Stefan Garsztecki von der TU Chemnitz Ende vergangenen Jahres erinnert.
"Zwischen fünf und sechs Millionen polnische Bürger verloren ihr Leben,
darunter fast drei Millionen polnische Juden", konstatiert Garsztecki: "Bei
der Mehrheit handelte es sich um zivile Opfer (die überdies auch nach dem
Ende der Kriegshandlungen ums Leben kamen), erschossen durch
Einsatzgruppen, vergast in deutschen
Vernichtungslagern ... oder umgebracht infolge von Zwangsarbeit, Lagerhaft
oder damit verbundenen Entbehrungen." Dabei belegten "die Aktionen gegen
die polnische Elite wie zum Beispiel die Sonderaktion Krakau, gerichtet
gegen die Professoren der Krakauer Universitäten, oder die Rede Heinrich
Himmlers am 4. Oktober 1943 in Posen vor SS-Gruppenführern, in der er den
Völkern Osteuropas eine Sklavenrolle zuwies", ganz genauso "wie der
Generalplan Ost und die Aktion Reinhardt den genozidalen Charakter der
deutschen Besatzungspolitik ... auch gegenüber den ethnischen Polen".[1]
Hinzugekommen seien etwa "die völlige Vernichtung der polnischen
Hauptstadt ..., die Zerstörung der Infrastruktur ..., materieller
Kulturgüter von 1.000 Jahren, der Raub von polnischen Kulturgütern, die zum
Teil bis heute nicht zurückgegeben wurden": "All dies", erklärt Garsztecki,
"vernichtete unwiederbringlich polnische Kultur".

Der Trick mit dem Friedensvertrag

Die Bundesrepublik hat sich der Zahlung von Reparationen, die Polen fraglos
zustehen, bisher auf zweierlei Weise entzogen. Zum einen hat sie einen
formaljuristischen Kniff genutzt. So hat sie sich im Londoner
Schuldenabkommen vom 27. Februar 1953 bzw. im "Überleitungsvertrag" vom 23.
Oktober 1954 zusichern lassen: "Die Frage der Reparationen wird durch den
Friedensvertrag zwischen Deutschland und seinen ehemaligen Gegnern oder
vorher ... geregelt werden".[2] Eine Regelung vor dem Abschluss eines
Friedensvertrags hat Bonn stets abgelehnt. Zugleich umschrieb ein
bundesdeutscher Diplomat die Position des Auswärtigen Amts bereits 1969 mit
den Worten, es müsse "unser Interesse sein", das Nichtzustandekommen eines
Friedensvertrages "so lange wie möglich aufrechtzuerhalten, um diese
Forderungen unserer einstigen Gegner durch Zeitablauf einer Verwirkung oder
Verjährung zuzuführen".[3] Der damalige Reparationsexperte des Ministeriums
bekräftigte, man habe "kein Interesse daran ..., durch eine Diskussion über
einen Friedensvertrag zur Zeit ruhende Reparationsforderungen unserer
ehemaligen Kriegsgegner wieder zu wecken".[4] Tatsächlich wurde der
Zwei-plus-Vier-Vertrag im Jahr 1990 ausdrücklich nur "anstelle" eines
Friedensvertrages geschlossen; dadurch müsse "die Reparationsproblematik"
nicht "noch einmal aufgerollt werden", urteilte der damalige Kanzlerberater
Horst Teltschik.[5] Seitdem behauptet die Bundesregierung, die
Reparationsfrage sei überholt.

"Keine Verpflichtung mehr"

Zu dieser Argumentationstaktik, die Berlin gegenüber allen Staaten in
Anschlag bringt, die von Deutschland Reparationen einfordern - so auch
gegenüber Griechenland -, kommt im polnischen Fall eine spezifische zweite
Begründung hinzu. Sie bezieht sich darauf, dass Polen sich nach den
Berliner Unruhen vom 17. Juni 1953 aus bündnispolitischen Erwägungen der
Entscheidung der Sowjetunion anschloss, die Entnahme von Reparationen aus
der DDR zu beenden. In einer Erklärung der polnischen Regierung vom 23.
August 1953 hieß es dabei, "mit Rücksicht darauf", dass "die Verbesserung
der wirtschaftlichen Lage Deutschlands im Interesse seiner friedlichen
Entwicklung liegt", habe "die Regierung der Volksrepublik Polen den
Beschluß" gefasst, "mit Wirkung vom 1. Januar 1954 auf die Zahlung von
Reparationen an Polen zu verzichten". Diesen Reparationsverzicht habe
Polens stellvertretender Außenminister im Jahr 1970 während der
Verhandlungen zum Warschauer Vertrag "offiziell" bekräftigt, heißt es in
einem Rechtsgutachten der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen
Bundestags: "Seither hat die Bundesregierung die Ansicht vertreten, dass
keine juristische Verpflichtung zur Zahlung von Reparationen mehr
besteht".[6]

"Verantwortung" ohne Folgen

Ergänzend zur doppelten formaljuristischen Argumentation ist Berlin bemüht,
polnische Proteste gegen die trickreich legitimierte
Reparationsverweigerung mit sich zerknirscht gebenden, aber völlig
folgenlos bleibenden Stellungnahmen zu schwächen. Exemplarisch hat das bei
den diesjährigen Gedenkveranstaltungen zu Deutschlands Überfall auf Polen
am 1. September der Bundespräsident getan. "Wir werden nicht vergessen",
sagte Frank-Walter Steinmeier in Wieluń: "Wir wollen und wir werden uns
erinnern. Und wir nehmen die Verantwortung an". Er "verneige" sich "vor den
polnischen Opfern der deutschen Gewaltherrschaft", ergänzte Steinmeier:
"Und ich bitte um Vergebung." Er sei "zutiefst dankbar für diese
ausgestreckte Hand, für die Bereitschaft Polens, den Weg der Versöhnung
gemeinsam zu gehen".[7] Ähnlich äußerte der Bundespräsident sich am selben
Tag in der Hauptstadt Warschau. "Ich verneige mich in Trauer vor dem Leid
der Opfer", äußerte Steinmeier: "Ich bitte um Vergebung für Deutschlands
historische Schuld. Ich bekenne mich zu unserer bleibenden
Verantwortung."[8] Bereitschaft, aus der "bleibenden Verantwortung"
materielle Folgerungen zu ziehen, zeigte der Bundespräsident nicht.

"Für Schäden muss man bezahlen"

Dies ruft in Polen unverändert Unmut hervor. Bereits vor dem Jahrestag des
deutschen Überfalls konstatierte der polnische Präsident Andrzej Duda, der
Zweite Weltkrieg habe "in Polen gewaltige Schäden verursacht";
Schuldbekenntnisse dürften nicht abstrakt bleiben: Reparationen seien "eine
Frage von Verantwortung und Moral".[9] Dies hat am gestrigen Dienstag der
Beauftragte der polnischen Regierung für Reparationsforderungen, Arkadiusz
Mularczyk, ausdrücklich bekräftigt. Es genüge nicht, einfach nur um
Verzeihung zu bitten, äußerte Mularczyk gegenüber dem Sender TVP Info: "Für
die Schäden muss man Polen bezahlen. Und daran werden wir auch konsequent
erinnern."[10] Eine polnische Parlamentskommission beziffert die Summe, die
Deutschland Polen schuldet, auf rund 850 Milliarden Euro - ein gewaltiger
Betrag, der sich aus den unermesslichen Verwüstungen (so auch Steinmeier)
ergibt, die das Deutsche Reich ab dem 1. September 1939 im Nachbarland
anrichtete. Die polnische Regierung hatte den Kommissionsbericht zunächst
am 1. September veröffentlichen wollen; dies wurde nun aber mit Rücksicht
auf Steinmeiers Auftritte in Wieluń und Warschau verschoben. Es wird
jetzt, wie Polens Botschafter in Deutschland, Andrzej Przylebski, erklärt,
"einige Wochen später geschehen".[11]


Bitte beachten Sie auch die neue Video-Kolumne von
german-foreign-policy.com

https://www.youtube.com/watch?v=3-4IueJqSNE&list=PLTJHO_DZA590ij9FhcNCCwB9wXvVHkd1h

[1] Stefan Garsztecki: Deutsche Kriegsreparationen an Polen? Hintergründe
und Einschätzungen eines nicht nur innerpolnischen Streites. In:
Polen-Analysen Nr. 227, 27.11.2018. S. 2-7.

[2] S. dazu Reparationsabwehr aus der Trickkiste

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7959/

[3], [4] Karl Heinz Roth: Bis zum Sankt-Nimmerleinstag: Der Umgang der
bundesdeutschen Machtelite mit der Reparationsfrage. 

www.sozialkonflikt.de 03.04.2015.

[5] Vorlage des Ministerialdirektors Teltschik an Bundeskanzler Kohl:
"Berechtigung eventueller Reparationsforderungen von Siegern des 2.
Weltkriegs gegen ein vereintes Deutschland. Völkerrechtliche Bewertung".
In: Hans Jürgen Küsters, Daniel Hofmann: Deutsche Einheit. Sonderedition
aus den Akten des Bundeskanzleramtes 1989/90. München 1998. S. 955-956.

[6] Rechtsgutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen
Bundestages: Völkerrechtliche Grundlagen und Grenzen kriegsbedingter
Reparationen unter besonderer Berücksichtigung der deutsch-polnischen
Situation (28. August 2017). In: Polen-Analysen Nr. 227, 27.11.2018.
S. 14-20.

[7] 80. Jahrestag des Beginns des Zweiten Weltkriegs in Wieluń.
bundespraesident.de 01.09.2019.

[8] Gedenkfeier in Warschau zu 80 Jahren Kriegsbeginn. bundespraesident.de
01.09.2019.

[9] Polens Präsident bekräftigt Forderungen nach Reparationen.
tagesspiegel.de 30.08.2019.

[10] Polens Reparations-Beauftragter: Versöhnungsgesten reichen nicht aus.
n-tv.de 03.09.2019.

[11] Reparations-Forderungen belasten Beziehungen zu Warschau und Athen.
rp-online.de 01.09.2019.
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INTERVIEW/446: Kinderrechte - Umverteilungsinitiative gefragt ...    Ulrich Schneider im Gespräch (SB)


Gespräch am 29. August 2019 in Hamburg



Der Erziehungswissenschaftler Dr. Ulrich Schneider ist seit 1999
Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Wohlfahrtsverbands. Neben
seiner beruflichen Tätigkeit hat er eine Reihe von Büchern
geschrieben, zuletzt "Kampf um die Armut - von echten Nöten und
neoliberalen Mythen" (2015) und "Kein Wohlstand für alle!? Wie sich
Deutschland selber zerlegt und was wir dagegen tun können" (2017).

Am 29. August fand auf Einladung der Linksfraktion in der Hamburger
Bürgerschaft im DGB-Haus eine Veranstaltung zum Thema "Aktiv werden
gegen Kinderarmut!" statt [1]. Die Fraktionsvorsitzenden Sabine
Boeddinghaus und Cansu Özdemir diskutierten mit Ulrich Schneider sowie
weiteren Expertinnen und Experten über diesen Problemkomplex. Am Rande
der Veranstaltung beantwortete der Referent dem Schattenblick einige
Fragen.




[image: In der Diskussionsrunde - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Ulrich Schneider

Foto: © 2019 by Schattenblick





Schattenblick (SB): Warum ist Kinderarmut so ein brisantes Thema in
Deutschland und auch in Hamburg?

Ulrich Schneider (US): Es ist deshalb so ein brisantes Thema, weil
Kinderarmut überflüssig wäre. Wir sind das fünftreichste Land auf
dieser Welt, es gibt überhaupt keine Not, daß wir Kinderarmut zulassen
müßten, daß wir sie nicht bekämpfen könnten. Und deswegen ist
Kinderarmut immer in einem solch reichen Land auch Ausdruck
politischen Versagens.

SB: Wer hat da versagt? Kinderarmut ist ja seit langem bekannt, und
eigentlich müßten die Regierungsparteien über diese Problematik
umfassend im Bilde sein.

US: Ich denke, wir haben ja seit Jahren, sagen wir mal seit der Wende,
ein steigendes Armutsproblem in Deutschland, das jetzt 2018 erstmalig
wieder ein bißchen abgenommen hat. Aber insgesamt ist die Tendenz
steigend. Hamburg ist in gewisser Weise ein Sonderfall. Es ist das
Land mit der höchsten Wirtschaftskraft pro Kopf und dem zweithöchsten
durchschnittlichen Einkommen in Deutschland. In Hamburg gibt es zwar
insgesamt vergleichsweise wenig Armut, jedoch herrscht innerhalb der
Hansestadt eine deutliche Spaltung. Wenn man sich das anschaut, ist
hier das Durchschnittseinkommen deutlich höher als in Restdeutschland,
und deswegen ist das gesamte Lebenshaltungsniveau auch deutlich
teurer, vergleichbar etwa mit München oder Stuttgart. Aus diesem Grund
ist man hier als Kind auch schneller abgehängt. Legt man die
Armutsdefinition zugrunde, daß Kinder arm sind, wenn sie nicht
mithalten können, weil sie abgehängt sind von der Mitte, dann hat
Hamburg ein deutliches Problem mit Armut und vor allem mit
Kinderarmut.

SB: Deutschland ist ein reiches Land und dennoch wird die Spaltung
zwischen sehr reichen und sehr armen Menschen immer größer. Wie kommt
das und warum wird es seit Jahren immer wieder thematisiert, ohne daß
die Politik entscheidend gegensteuert?

US: Ein Grund ist sicherlich, daß wir seit Mitte der 90er Jahre einen
sich ausweitenden Niedriglohnsektor haben, der zwar in den letzten
Jahren etwas gebremst wurde und nicht mehr weiter anwächst, der aber
durch die Hartz-IV-Gesetzgebung erst richtig angeschoben worden ist,
weshalb heute über 20 Prozent der Erwerbstätigen im Niedriglohnsektor
arbeiten müssen. Das ist der eine Grund. Der andere Grund ist, wenn
wir speziell von Kinderarmut reden, daß die Leistung für arme Kinder
seit 2005 beschnitten wird. Mit Hartz IV wurden insbesondere
kinderreiche Familien gegenüber der Sozialhilfe benachteiligt, sie
haben weniger in der Tasche als vorher, das ist so. Und wenn man sich
die weitere Gesetzgebung anschaut wurde das sogenannte Erziehungsgeld
in Elterngeld umgewandelt. Damit hat man den Einkommenschwachen die
Leistung fast halbiert, um dann genau dieses eingesparte Geld
Einkommenstärkeren zukommen zu lassen. Dann wurden 2007 mit Hartz IV
die Freibeträge auf dieses Elterngeld auch noch abgeschafft. Das
heißt: Vor allem junge Mütter hatten schlagartig 300 Euro weniger im
Monat im Portemonnaie. So etwas merkt man. Mit anderen Worten: Es sind
einerseits die seit Jahren viel zu gering gestiegenen Löhne,
andererseits kommt aber auch ein hausgemachtes Problem hinzu, indem
wir seit der Jahrtausendwende eine Familienpolitik haben, die
insbesondere die sogenannte leistungsstarke Mittelschicht bedient und
bei den Menschen am unteren Rand deutlich einspart.

SB: Gibt es eine Lobby gegen Kinderarmut und wie ist diese in den
politischen Parteien verortet?

US: Natürlich gibt es eine Lobby gegen Kinderarmut. Wenn wir uns den
außerordentlich rührigen Kinderschutzbund anschauen, wenn wir uns
unseren Paritätischen anschauen, wenn wir den VdK Deutschland und den
Sozialverband Deutschland anschauen, kann man doch von einer
ausgeprägten Lobby sprechen. Und ich denke, sie wird auch immer
stärker und hat jetzt nach einer gewissen Durststrecke wieder erste
Erfolge. Wenn man sich ansieht, daß mittlerweile SPD, Linke und Grüne
für eine Kindergrundsicherung und ähnliche Forderungen eintreten, dann
ist das erst einmal Ausdruck erfolgreicher Lobbyarbeit.

SB: Die SPD hat gerade die Wiedereinführung der Vermögenssteuer ins
Gespräch gebracht. Ist das ein Versuchsballon oder ein ernsthafter
Versuch, eine sozialere Politik zu machen?

US: Wir dürfen nicht übersehen, daß die SPD bereits 2013 im Wahlkampf
die Vermögenssteuer gefordert hat, und ich habe das damals als sehr
ernsthaft empfunden. Das wurde dann von Gabriel wieder einkassiert,
höchstpersönlich sozusagen von der Parteispitze. Seitdem erlebe ich
zumindest in der SPD, daß weite Teile dieser Partei nach wie vor zu
einer Vermögenssteuer stehen. Sie wurde dann 2017 im Wahlkampf mit so
einem Ja-aber behandelt - im Prinzip richtig, aber da sind so viele
Prozesse anhängig auf EU-Ebene, und wir wollen das erst einmal
abwarten, das Ganze muß auch juristisch sicher sein. Inzwischen ist
bei der SPD ein Prozeß gelaufen, der dazu geführt hat, daß sie erneut
die Vermögenssteuer ins Gespräch bringt und wieder da steht, wo sie
schon 2013 stand. Ich kaufe ihr das ab.

SB: Wie ist die Linkspartei in dieser Frage aufgestellt? Sie hat ja
auf Bundesebene eine Initiative für Kindergrundsicherung gestartet und
ist auch hier in Hamburg sehr aktiv.

US: Es ist praktisch Standard bei der Linkspartei, für eine
Umverteilung im größeren Stil einzutreten, einmal aus Gründen der
Gerechtigkeit, zum anderen aber auch aus Gründen der Vernunft. Wir
haben in Deutschland ungeheure Defizite bei Investitionen in
Infrastruktur, bei Investitionen in Armutsbekämpfung. Und wir haben
unheimlich hohe Ausgaben in naher Zukunft zu bewältigen in der Pflege
und in anderen Bereichen. Da muß das Geld ja irgendwo herkommen. Wer
soll es bezahlten, wenn nicht die, die es haben? Von daher ist das
nicht nur eine Sache der Gerechtigkeit, sondern auch der Vernunft. Das
ist, wie gesagt, bei der Linkspartei schon lange Standard. Die SPD hat
sich jetzt wieder zur Vermögenssteuer bekannt und auch bei den Grünen
ist man solchen Konzepten ja nicht völlig abgeneigt. Auch hier sehe
ich große Gemeinsamkeiten.

SB: Unter jungen Leuten sind starke Umweltbewegungen geschaffen
worden, zuletzt hat sich die Bewegung Fridays for Future weithin einen
Namen gemacht. Das sind Themen, die derzeit in der Öffentlichkeit
breit diskutiert werden. Sehen Sie die Möglichkeit eines Übertrags,
daß diese Generation, die in solchen Fragen aktiv ist und auf die
Straße geht, sich auch mit der Armutsproblematik befaßt?

US: Um das wirklich fundiert beurteilen zu können, fehlt mir der
empirische Hintergrund. Ich nehme indessen Kinder wahr, weil ich
selber welche habe, und empfinde sie als sozial sehr sensibel. Ich
empfinde Kinder und junge Menschen ohnehin meist als sensibler als
erwachsene Menschen. Ich erlebe junge Menschen immer als wesentlich
idealistischer als Erwachsene, wesentlich optimistischer, wesentlich
selbstvertrauender als erwachsene und alte Menschen. Von daher muß man
auch ganz klar, was Armutsbekämpfung und gerechte Sozialpolitik
angeht, auf die Jugend setzen, auf wen sonst!

SB: Bestimmte Bewertungen der Gesellschaft, wie zum Beispiel zu sagen,
es handle sich um eine Klassengesellschaft, sind heutzutage nicht mehr
sehr populär. Könnte es dennoch Sinn machen, auf solche
Begrifflichkeiten zurückzugreifen?

US: Ich denke nicht, daß man im streng soziologischen Sinne wirklich
ganz sauber Klassen unterscheiden kann. Aber es gibt
Interessengegensätze, die man herausarbeiten und definieren muß, die
man nicht kleinreden darf. Natürlich gibt es Interessengegensätze
beispielsweise zwischen Mietern und profitorientierten Vermietern,
sprich großen Aktien- und Wohnungsgesellschaften. Natürlich gibt es
Interessengegensätze von Menschen, die für kleines Geld Leiharbeit
machen, und großen Aktiengesellschaften, die Leiharbeiter im großen
Stil vermieten. Diese Interessengegensätze sind da, und die darf man
nicht kleinreden. Dazu braucht man aber im Zweifelsfall nicht auf den
Klassenbegriff zu rekurieren.

SB: Es wird häufig von der Bildungsgesellschaft gesprochen und
postuliert, Wissen sei eine Art Kapital der deutschen Gesellschaft.
Zugleich werden sehr viele Kinder und junge Menschen abgehängt. Welche
Schlüsse ließen sich aus diesem Widerspruch ziehen?

US: Wir haben viele Jugendliche, die abgehängt sind. Aber fairerweise
muß man sagen, daß es früher sogar noch mehr waren. Die Anstrengungen,
die in Deutschland gemacht wurden, kann man nicht völlig kleinreden.
Aber wir sind natürlich noch weit davon entfernt, alle Kinder und
Jugendlichen mitzunehmen. Das werden wir erst dann erreichen, wenn die
Familie, was Bildungsfragen anbelangt, nicht mehr in der Pflicht ist,
sprich, wenn die Schule aus ist, ist mit Bildung Schluß, dann haben
die Familien mit Freizeit das Wort. Solange ein Großteil der
Bildungsaufgaben, Hausarbeiten et cetera, Vorbereitungen auf
Klassenarbeiten, auf die Familien abgeschoben wird, brechen natürlich
soziale Unterschiede hervor zwischen denen, die schlecht gebildet
sind, und denen, die besser gebildet sind, zwischen den Eltern, die zu
Hause Zeit haben, das mit ihren Kindern zu machen und sie auf viele
Weisen unterstützen zu können, und anderen, denen das nicht möglich
ist. Da sind die alleinerziehenden Mütter, die vielleicht im
Schichtdienst arbeiten und keine Zeit haben. Da sind noch die Eltern,
die gut Deutsch sprechen und andere, die das nicht können. Das heißt,
wir werden erst alle Kinder mitnehmen, wenn wir eine inklusive Schule
mit einem Ganztagsangebot haben, so daß Familien wirklich von dieser
Aufgabe entlastet sind.

SB: Herr Schneider, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnote:


[1] www.schattenblick.de/infopool/politik/report/prbe0348.html


Bericht und Interviews zur Diskussionsveranstaltung "Aktiv
werden gegen Kinderarmut!" im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → POLITIK → REPORT

BERICHT/348: Kinderrechte - ohne Abstufung und Unterschiede ... (SB)
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DISKUSSION/461: Unna - Reihe "Gerade passiert - in der VHS diskutiert" ab 12.9.2019


Stadt Unna

Politische Diskussionsrunde in der VHS



Kreisstadt Unna. Das Diskussionsforum "Gerade passiert - in der VHS
diskutiert" findet seit vielen Semestern Mittwochsmorgens statt.
Dieser Kurs ist sehr beliebt und in jedem Semester bereits durch
Voranmeldungen ausgebucht.

Die VHS bietet daher dieses Format ab Donnerstag, 12. September 2019,
nun auch donnerstags (10 - 11.30 Uhr) an. In dieser Diskussionsrunde
bietet sich für politisch Interessierte in zwangloser Form die
Gelegenheit, tagespolitische Geschehnisse zu diskutieren, Hintergründe
aufzuzeigen und Meinungen auszutauschen. Die Leitung der
Donnerstagsrunde übernimmt Andreas Kramer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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ARBEIT/2973: Leicht sinkende Arbeitszeit der Beschäftigten puffert nachlassende Konjunktur ab (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 03.09.2019

Leicht sinkende Arbeitszeit der Beschäftigten puffert nachlassende
Konjunktur ab



"Die Arbeitszeit der Beschäftigten sinkt etwas. So puffert sie die
Konjunkturwirkung auf den Arbeitsmarkt ab. Entsprechend nimmt die Zahl der
Erwerbstätigen mitten im Abschwung noch immer leicht zu", erklärte Enzo
Weber, Leiter des Forschungsbereichs "Prognosen und gesamtwirtschaftliche
Analysen" des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), am
Dienstag in Nürnberg.

Die Zahl der Erwerbstätigen stieg im zweiten Quartal 2019 um ein Prozent
gegenüber dem Vorjahr und lag somit bei knapp 45,2 Millionen. Insgesamt
arbeiteten die Erwerbstätigen in Deutschland im zweiten Quartal 2019 14,8
Milliarden Stunden. Das entspricht dem Wert im zweiten Quartal 2018.
Die Arbeitszeit pro Erwerbstätigem lag im zweiten Quartal 2019 bei 328,3
Stunden und sank damit um ein Prozent gegenüber dem Vorjahr. Hier wirkt
sich allerdings auch ein Kalendereffekt aus: Im zweiten Quartal 2019 stand
aufgrund der Lage der Feiertage ein Arbeitstag weniger zur Verfügung.
Gegenüber dem Vorquartal ist die Arbeitszeit pro Erwerbstätigem saison-
und kalenderbereinigt um 0,4 Prozent gesunken. Die durchschnittliche
vereinbarte Wochenarbeitszeit der Vollzeitbeschäftigten betrug 38,3 und
die der Teilzeitbeschäftigten 17,6 Stunden.

Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten stieg im zweiten Quartal gegenüber dem
Vorjahresquartal um 1,3 Prozent, die der Vollzeitbeschäftigten um 1,2
Prozent. Die Teilzeitquote lag mit 38,7 Prozent minimal über dem Stand des
Vorjahres (+0,04 Prozentpunkte).

Die Beschäftigten machten im zweiten Quartal 2019 im Durchschnitt 5,7
bezahlte Überstunden und 6,0 unbezahlte Überstunden. Das sind 0,4 bezahlte
Überstunden Stunden weniger und 0,1 unbezahlte Überstunden mehr als im
zweiten Quartal 2018.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/tab-az1902.pdf

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/AZ_Komponenten.xlsx

http://doku.iab.de/aktuell/2014/aktueller_bericht_1407.pdf

http://doku.iab.de/forschungsbericht/2019/fb0719.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 03.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KIRCHE/2230: Bischof Fürst zum Welttag der sozialen Kommunikationsmittel (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 04.09.2019

Bischof Fürst zum Welttag der sozialen Kommunikationsmittel

Zwischenmenschlichkeit nicht vergessen!



Am 8. September 2019 begeht die katholische Kirche in Deutschland den 53.
Welttag der sozialen Kommunikationsmittel. Wie in den vergangenen Jahren
hat Papst Franziskus dazu eine Botschaft veröffentlicht, die diesmal unter
dem Titel steht: "?Denn wir sind als Glieder miteinander verbunden? (Eph
4,25). Von den Social Network Communities zur menschlichen Gemeinschaft".
Zum Welttag der sozialen Kommunikationsmittel erklärt der Vorsitzende der
Publizistischen Kommission der Deutschen Bischofskonferenz, Bischof Dr.
Gebhard Fürst (Rottenburg-Stuttgart):

Medien brauchen Zwischenmenschlichkeit! Darauf macht uns Papst Franziskus
in seiner diesjährigen Botschaft zum Welttag der sozialen
Kommunikationsmittel aufmerksam, den die Kirche am kommenden Wochenende
begeht. Bei allem Informationsfluss, allen Fakten und leider manchen Fake
News, darf die Zwischenmenschlichkeit nicht vergessen werden. Für diese
Mahnung bin ich dem Papst dankbar, denn allzu oft wird dieser Aspekt im
Miteinander-Kommunizieren vergessen.

"Es muss anerkannt werden, dass die sozialen Netzwerke, obwohl sie
einerseits dazu dienen, uns mehr zu verbinden, uns zueinander zu bringen
und einander zu helfen, andererseits aber auch eine manipulative Nutzung
personenbezogener Daten ermöglichen, um politische oder wirtschaftliche
Vorteile zu erlangen", schreibt Papst Franziskus. Uns als Kirche kommt es
genau darauf an: Den Wert und den Nutzen der Medien positiv zu würdigen,
aber gleichzeitig Gefahren zu erkennen. Wir sind eingeladen, an diesem
Mediensonntag genau hinzuhören auf das, was uns an Kommunikation und
Netzwerken erreicht: Ist es zum Segen für uns und andere? Oder ist es eine
Gefahr, die rasch der Einseitigkeit unterliegt? Der Mediensonntag erinnert
daran, uns auf die Kunst der Unterscheidung einzulassen - in dem, was wir
in Netzwerken wahrnehmen, in dem, was über die Kirche in Netzwerken
geschrieben wird.

Papst Franziskus greift den Gedanken des Netzes bereits im Untertitel
seiner Botschaft auf: "Von den Social Network Communities zur menschlichen
Gemeinschaft". "Die Stärke einer Gemeinschaft hängt davon ab, wie kohäsiv
und solidarisch sie ist und davon, wie sehr in ihr ein Gefühl des
Vertrauens herrscht und wie sehr sie gemeinsame Ziele verfolgt", so der
Papst.

Darum geht es unseren kirchlichen Medien: Vertrauen aufbauen und gemeinsame
Ziele verfolgen. Wir sind dankbar - und das möchte ich am Mediensonntag
gerne betonen -, dass wir mit vielfältigen Medienengagements in den
Bistümern, Verbänden und auf Bundesebene Dialog und Zuhören ermöglichen, so
wie es der Papst fordert: "Die Gemeinschaft als Netz der Solidarität
erfordert gegenseitiges Zuhören und einen Dialog, der auf einem
verantwortungsvollen Umgang mit der Sprache basiert." Hier denke ich an die
Katholische Nachrichtenagentur, an das Internetportal katholisch.de, die
Angebote für die Pfarrbriefarbeit unter www.pfarrbriefservice.de und an
unsere Journalistenschule ifp (Institut zur Förderung publizistischen
Nachwuchses).

Der Mediensonntag und die Botschaft von Papst Franziskus erinnern uns
daran, dass wir - auch in den kirchlichen Medien - eine hohe Verantwortung
haben, den Gefahren des Netzes zu begegnen. Der Papst spricht von der
Gefahr der Selbstisolation und dem Phänomen "jugendlicher Sozialeremiten".
Als Kirche werden wir auch weiterhin dafür eintreten, dass es keine Risse
im Beziehungsgefüge der Gesellschaft gibt und dass wir die positive Nutzung
des Internets fördern.

Das betont auch Papst Franziskus, wenn er dazu auffordert, im Internet und
durch das Internet "den zwischenmenschlichen Charakter unseres Menschseins
zu bekräftigen". Das Netz, so der Papst, solle nicht als Falle genutzt
werden, "sondern der Freiheit und dem Schutz einer Gemeinschaft freier
Menschen" dienen.

Daran werden wir uns mit unseren Medien messen lassen. Kirchliche Medien
sind auch künftig in einer sich rasant verändernden digitalen Welt
unverzichtbar. Deshalb gilt mein Dank allen, die in den kirchlichen Medien
aktiv sind. Und genauso danke ich allen, die kirchliche Medien nutzen. Am
Mediensonntag vergewissern wir uns, dass dieses Engagement eine gute
Investition ist. Eine Investition für das Netzwerk der
Zwischenmenschlichkeit.


Hinweis:

Die Botschaft von Papst Franziskus zum 53. Welttag der sozialen
Kommunikationsmittel ist als pdf-Datei unter www.dbk.de auf der Themenseite
Welttag der sozialen Kommunikationsmittel (Mediensonntag) verfügbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 136 vom 4. September 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/07018: Die Bitte des Sissa ben Dahir (SB)


Sissa ben Dahir ist wohl der populärste der frei erfundenen Stifter
des Schachspiels, und um ihn rankt sich denn auch die Legende,
derzufolge er vom indischen König, der von diesem Spiel entzückt war,
aufgefordert wurde, als Lohn eine Bitte zu äußern. Und Sissa ben Dahir
bat "um so viel Waizen, als die Summe betrüge, wenn er auf das erste
der 64 Felder seines Schachbrettes ein Korn, auf das zweite zwei, auf
das dritte vier und so fort auf jedes nächste nur das Doppelte des
vorigen legte. Der König bewilligte dies, erstaunt ob der bescheidenen
Forderung. Bald aber kamen die Kornkämmerer und Schatzmeister mit der
Klage, der Reichtum ganz Indiens, ja der ganzen Welt, würde nicht
hinreichen, den Brahminen zu befriedigen." Ganz so viele Möglichkeiten
gibt es im heutigen Rätsel der Sphinx indes nicht. Aber zwei Fragen
stehen zur Beantwortung an. In der Diagrammstellung zog Weiß 1.Sg1-h3
und verlor; nun, Wanderer, er hätte auch bei 1.c3-c4 aufgeben müssen.






[image: SCHACH-SPHINX/07018: Die Bitte des Sissa ben Dahir (SB)]



Alburt - Dorfman

UdSSR 1977


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der schwarze d5-Bauer war zwar zweimal gedeckt, aber dennoch konnte
Weiß gefahrlos und genial 1.Sf4xd5!! spielen, denn 1...Kc6xd5 2.De3-
e4# ergab Matt und 1...Df7xd5 2.Lc2-e4 kostete die Dame. So blieb dem
Nachziehenden nichts anderes übrig, als zum Gegenangriff überzugehen.
Indes war seine Lage nach 1...Df7-h5 2.h2-h4 so verzweifelt, daß er
mit 2...Th8-g8? einen Riesenfehler machte und sogleich aufgab.



Erstveröffentlichung am 15. August 2006
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1197: Bielefeld - Wege zur Entspannung mit Yoga, 12 Termine ab 10.9.2019


Stadt Bielefeld

Wege zur Entspannung: VHS Yoga-Kurs 



Bielefeld (bi). Vom Sonnengruß bis zum herabschauenden Hund lernen
Fortgeschrittene und Anfänger beim Yoga-Kurs ab Dienstag, 10.
September, verschiedene Übungen. Trainerin Ellen Fabry zeigt
Entspannungs-, Atem- und Körperübungen aus dem Hatha-Yoga. Der Kurs
geht über zwölf Termine, jeweils dienstags von 18 bis 19.30 Uhr.

Anmeldungen zum Angebot in der VHS im Ravensberger Park unter Telefon
0521 51-3008 oder www.vhs-bielefeld.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. September 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/883: Karlsruhe - Monatsübersicht für den September 2019




_T_H_E_A_T_E_R__K_A_R_L_S_R_U_H_E_

Monatsübersicht für den September 2019

Samstag, 14. September 2019

11:00

THEATERFEST

IM GANZEN HAUS

EINTRITT FREI

19:00 -ca. 20:30

MEIN JAHR OHNE UDO JÜRGENS

Ein musikalischer Abend

VORAUFFÜHRUNG

28,00 - 10,50 Euro

KLEINES HAUS

19:30 - 22:00

SPIELZEIT-COCKTAIL

10,00 Euro | Live-Übertragung ins STUDIO

5,00 Euro & auf den HERMANN-LEVI-PLATZ

Eintritt frei, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:30 SPIELZEIT-COCKTAIL LIVE-ÜBERTRAGUNG

5,00 Euro

STUDIO

Sonntag, 15. September 2019

10:15 Einführung

11:00 - ca. 13:00

1. SINFONIEKONZERT

Werke von R. Schumann, C. Schumann &

Tschaikowski

48,00 - 13,50 Euro, Konzert-Abo So, 1 Pause

GROSSES HAUS

19:00 - ca. 20:30

MEIN JAHR OHNE UDO JÜRGENS

Ein musikalischer Abend

PREMIERE

anschließend Premierenfeier

34,00 - 11,00 Euro, So A11

KLEINES HAUS

Montag, 16. September 2019

19:15 Einführung

20:00 - ca. 22:00

1. SINFONIEKONZERT

Werke von R. Schumann, C. Schumann &

Tschaikowski

48,00 - 13,50 Euro, Konzert-Abo Mo, DGB-

Besucherring, 1 Pause

GROSSES HAUS

Dienstag, 17. September 2019

20:00 - 21:30

HOW TO DATE A FEMINIST

Komödie von Samantha Ellis

WIEDERAUFNAHME

16,00 Euro / erm. 8,00 Euro, KTG Studio

STUDIO

Mittwoch, 18. September 2019

19:30 -20:45

DIE ZUKUNFT IST WEIBLICH 6 - PROF. DR. NORA

SZECH (KIT)

Gesprächsreihe

STUDIO

EINTRITT FREI

Donnerstag, 19. September 2019

19:00 - ca. 20:15

DIE ÜBERRASCHEND SELTSAMEN ABENTEUER DES

ROBINSON CRUSOE von Sergej Gößner

ÖFFENTLICHE PROBE

8,00 Euro / erm. 4,00 Euro

INSEL

20:00 - ca. 21:45

SLAM POET PHILIPP HEROLD: KULTURENSOHN

Alles zu seiner Zeit | GASTSPIEL

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

STUDIO

Freitag, 20. September 2019

20:00 - 21:15

JACQUES BREL - ON N'OUBLIE RIEN

Inszenierte Chansons mit Natanael Lienhard

WIEDERAUFNAHME | ZUM LETZTEN MAL

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro

STUDIO

Samstag, 21. September 2019

16:00 - ca. 17:15

DIE ÜBERRASCHEND SELTSAMEN ABENTEUER DES

ROBINSON CRUSOE von Sergej Gößner

PREMIERE

anschließend Premierenfeier

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:00 Einführung

19:30 - ca. 21:15

IPHIGENIE

von Euripides & Johann Wolfgang Goethe

WIEDERAUFNAHME

34,00 - 11,00 Euro, Schauspiel-Abo

KLEINES HAUS

Sonntag, 22. September 2019

11:00 - ca. 13:30

STRUWWELPETER - SHOCKHEADED PETER

Musical von den Tiger Lillies, Julian Crouch &

Phelim Mcdermott

SONNTAG VOR DER PREMIERE

7,00 Euro

STUDIO

15:30 Einführung

16:00 - 20:00

HOFFMANNS ERZÄHLUNGEN

Fantastische Oper von Jacques Offenbach

WIEDERAUFNAHME

48,00 - 13,50 Euro, So F, KTG So, VB So,

2 Pausen

GROSSES HAUS

Dienstag, 24. September 2019

20:00 - 22:45

SZENEN EINER EHE

nach dem Film von Ingmar Bergman

WIEDERAUFNAHME

24,00 Euro / erm. 12,00 Euro, DGB-Besucherring,

1 Pause

STUDIO

RESTKARTEN/STEHPLÄTZE

Mittwoch, 25. September 2019

19:00 Einführung

19:30 - 21:15

DAS SCHLAUE FÜCHSLEIN Oper von Leos Janácek

WIEDERAUFNAHME

43,00 - 11,50 Euro, Mi B

GROSSES HAUS

19:30 Einführung

20:00 - 22:00

VIEL LÄRM UM NICHTS

Komödie von William Shakespeare

WIEDERAUFNAHME

32,00 - 10,50 Euro, Mi C39

KLEINES HAUS

Donnerstag, 26. September 2019

19:00

NINA UND PAUL

Klassenzimmerstück von Thilo Reffert

ÖFFENTLICHE PROBE

8,00 Euro / erm. 4,00 Euro

INSEL

19:30 - ca. 21:00

SCHLAGERVORTRAG: "LIEBER MAL WEINEN IM

GLÜCK ..."

Zur sozialen Rolle des Schlagers. Mit Joachim

Faber M.A., Leiter der Ev. Erwachsenenbildung

Karlsruhe

6,00 Euro

STUDIO

Freitag, 27. September 2019

19:00 - ca. 21:30

PASSION - SEHNSUCHT DER FRAUEN

von Ingmar Bergman

ÖFFENTLICHE PROBE

10,00 Euro

KLEINES HAUS

21:00 - ca. 22:45

1. NACHTKLÄNGE - MUSIK AUS DER DDR

18,00 Euro / erm. 9,00 Euro, 1 Pause

STUDIO

Samstag, 28. September 2019

14:00

NINA UND PAUL

Klassenzimmerstück von Thilo Reffert

VORAUFFÜHRUNG

10,00 Euro / erm. 5,00 Euro

INSEL

16:00

NINA UND PAUL

Klassenzimmerstück von Thilo Reffert

PREMIERE

anschließend Premierenfeier

14,00 Euro / erm. 8,00 Euro

INSEL

19:30 - ca. 22:00

STRUWWELPETER - SHOCKHEADED PETER

Musical von den Tiger Lillies, Julian Crouch &

Phelim Mcdermott

VORAUFFÜHRUNG

28,00 - 10,50 Euro

GROSSES HAUS

Sonntag, 29. September 2019

11:00 - 13:00

AUFTAKTTREFFEN DER VOLKSTHEATERCLUBS

STUDIO

EINTRITT FREI

11:00 - ca. 13:30

PASSION - SEHNSUCHT DER FRAUEN

von Ingmar Bergman

SONNTAG VOR DER PREMIERE

5,00 Euro

UNTERES FOYER

18:00 - ca. 20:30

STRUWWELPETER - SHOCKHEADED PETER

Musical von den Tiger Lillies, Julian Crouch &

Phelim Mcdermott

PREMIERE

anschließend Premierenfeier

43,00 - 11,50 Euro, 

Schauspielpremieren-Abonnement

GROSSES HAUS

 * 

Quelle:

Badisches Staatstheater Karlsruhe

Hermann-Levi-Platz 1, 76137 Karlsruhe

T.: 0721/933 333, Fax: 0721/3557 346

E-Mail: kartenservice@staatstheater.karlsruhe.de

Internet: http://www.staatstheater.karlsruhe.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SPIELPLAN/882: Lübeck - Monatsübersicht für den September 2019
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Monatsübersicht für den September 2019

06. September 2019 - Freitag

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Uraufführung

Game of Crowns 1

Intrige - Macht - Könige

von und nach William Shakespeare

Uraufführung

Schauspiel

07. September 2019 - Samstag 

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Tonio Kröger

Schauspiel

08. September 2019 - Sonntag 

11.00 Uhr | Musik- und Kongresshalle,

Konzertsaal | freier Verkauf

1. Sinfoniekonzert

Gustav Mahler, Sinfonie Nr. 2 c-Moll

»Auferstehungssinfonie«

Einführung eine Stunde vor Konzertbeginn

17.00 Uhr | Treffpunkt: Buddenbrookhaus

freier Verkauf | (Karten im Buddenbrookhaus)

Sonderveranstaltung

Stadtspaziergang auf den Spuren Tonio Krögers

09. September 2019 - Montag 

18.30 Uhr | Großes Haus | Eintritt frei

Kostprobe Die Räuber von Friedrich Schiller

Schauspiel

19.30 Uhr | Musik- und Kongresshalle,

Konzertsaal | freier Verkauf

1. Sinfoniekonzert

Gustav Mahler, Sinfonie Nr. 2 c-Moll

»Auferstehungssinfonie«

Einführung eine Stunde vor Konzertbeginn

13. September 2019 - Freitag 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Premiere Die Räuber von Friedrich Schiller

Schauspiel

14. September 2019 - Samstag 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

María de Buenos Aires

Tango-Operita von Astor Piazzolla (1921-1992)

Libretto von Horacio Ferrer (1933-2014)

(Uraufführung 1968)

Lübecker Erstaufführung

Musiktheater

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Theatertag (11,- Euro)

Game of Crowns 1

Intrige - Macht - Könige

von und nach William Shakespeare

Uraufführung

Einführung um 19.30 Uhr im Mittelrangfoyer

Schauspiel

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Wiederaufnahme

Bürgerbühne - Die Grenze in mir

Eine Bürgerbühnen-Produktion mit Lübecker

Bürger*innen

In Kooperation mit der Kulturakademie der

Vorwerker Diakonie

Schauspiel

15. September 2019 - Sonntag 

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Theatertag (11,- Euro)

Die Räuber von Friedrich Schiller

Schauspiel

18.30 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Bürgerbühne - Die Grenze in mir

Eine Bürgerbühnen-Produktion mit Lübecker

Bürger*innen

In Kooperation mit der Kulturakademie der

Vorwerker Diakonie

Schauspiel

16. September 2019 - Montag 

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Eintritt 20,- Euro (erm. 15,- Euro)

Gastspiel Axel Hacke liest und erzählt

Axel Hackes Lesungen sind Unikate: heiter,

philosophisch und brüllend lustig.

Gastspiel

19. September 2019 - Donnerstag 

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Wiederaufnahme Drei Schwestern

von Anton Tschechow

Deutsch von Elina Finkel

Schauspiel

21. September 2019 - Samstag 

19.30 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Premiere La Sylphide

Ballett von August Bournonville (1805-1879)

Musik von Herman Lövenskiold (1815-1870)

Eine Kooperation des Theater Lübeck mit dem

Ballett Kiel

(Uraufführung 1836)

Lübecker Erstaufführung

Musiktheater

22. September 2019 - Sonntag 

18.00 Uhr | Großes Haus | freier Verkauf

Die Räuber von Friedrich Schiller

Schauspiel

18.30 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Eintritt 18,- Euro (erm. 8,- Euro)

Sonderveranstaltung

»Geschichten aus dem Triolengitter«

Mary Bauermeister bei Klangrauschen:

Mary Bauermeister liest aus Ihrem Buch »Ich

hänge im Triolengitter - Mein Leben mit

Karlheinz Stockhausen« und erinnert sich an Ihr

Leben mit den führenden Köpfen der Avantgarde

im 20. Jahrhundert.

Gastspiel

18.30 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Sonderveranstaltung

Actor's Studio

Werther

Goethes Briefroman »Die Leiden des jungen

Werther« erzählt in Liedern - von Johann David

Talinski und Thomas Leboeg

Premiere

19.30 Uhr | Johanneum zu Lübeck, Aula | freier

Verkauf

1. Kammerkonzert

Werke von Bach, Vivaldi, Saint-Saens,

Prokofjew, Kurz, Mercury und Coldplay

25. September 2019 - Mittwoch 

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Premiere

Spielclub Das Camp von Andreas Galk

Spielclub 1: Eine Produktion mit Jugendlichen

Für Jugendliche ab 15 Jahren

Schauspiel

26. September 2019 - Donnerstag 

20.00 Uhr | Kammerspiele | freier Verkauf

Wiederaufnahme Istanbul

Ein Sezen Aksu-Liederabend von Selen Kara,

Torsten Kindermann und Akin E. Sipal

Schauspiel

20.00 Uhr | Junges Studio | freier Verkauf

Spielclub

Das Camp von Andreas Galk

Spielclub 1: Eine Produktion mit Jugendlichen

Für Jugendliche ab 15 Jahren

Schauspiel

 * 

Quelle:

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16

D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





POLITIK/865: Kommentar - Tierwohlkennzeichen im Kabinett (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 4. September 2019

Kommentar

Tierwohlkennzeichen im Kabinett



Die Pläne von Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner für ein
staatliches Tierwohlkennzeichen sind heute im Kabinett. Dazu kommentiert
Thomas Schröder, Präsident des Deutschen Tierschutzbundes:

"Wir sehen ein verpflichtendes Kennzeichen als den notwendigen Schritt.
Wenn die Verbindlichkeit rechtlich nicht machbar sein sollte, gehen wir zum
Einstieg auch ein freiwilliges Label mit - das haben wir immer
klargestellt. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass das Kennzeichen
durchdacht und mit dem Tierschutz vereinbar ist. Das, was Frau Klöckner
jetzt als freiwilliges Zeichen vorlegt, ist aus Tierschutzsicht jedoch
ungenügend. Die bisher bekannten Kriterien der 1. Stufe verdienen den
Beinamen "Tierwohl" nicht. Zudem bleiben entscheidende Rahmenbedingungen
immer noch völlig unklar, etwa die Förderpolitik für die
umstellungsbereiten Landwirte. Es wäre nicht zu akzeptieren, wenn Frau
Klöckner beabsichtigt, die Finanzierung allein dem Verbraucher aufzulasten,
weil sie selbst keine Fördermittel geben will. Das Kennzeichen soll mit den
Schweinen als Tierart starten - allerdings gibt es seitens des
Bundesministeriums überhaupt keine klare Zielplanung, wie die Haltung von
Schweinen in der Landwirtschaft zukünftig aussehen soll. Das
Tierwohlkennzeichen ist ein Instrument, keine Strategie, das muss endlich
begriffen werden. Nun mit dem Instrument "Tierwohlkennzeichen" zu beginnen,
bevor eine Strategie steht, ist in etwa so, als wenn ein Häuslebauer zuerst
das Dach setzt.

Die Bundesregierung muss zu allererst eine Nutztierstrategie auf den Weg
bringen, in die ein Tierwohlkennzeichnen, das ein wirkliches Mehr an
Tierschutz bringt, eingebettet ist. Zumal ohnehin klar ist, dass der von
Frau Klöckner genannte Termin, im Mai 2020 erste Produkte mit dem
Kennzeichen im Laden zu finden, nicht mehr haltbar ist. Zumindest nicht,
wenn eine vernünftige Zertifizierung vorausgesetzt ist.

Nach unseren Informationen hat die Bundesregierung das Gesetz an den
Koalitionsfraktionen vorbei ins Kabinett gebracht. Wir setzen daher jetzt
große Hoffnung auf die Bundestagsfraktionen von CDU/CSU und SPD. Die SPD,
aber auch große Kreise der Union haben in den letzten Wochen immer
klargestellt, dass es ein verbindliches Zeichen sein muss. Wir appellieren
dringend an die Koalitionsfraktionen, sich den Kabinettsdeal ohne
Verbindlichkeit und mit diesen aus Tierschutzsicht viel zu laschen
Kriterien und fehlenden Rahmenbedingungen nicht gefallen zu lassen. Die
Chancen dafür sind da, denn die Beratung der Kriterien beginnt jetzt."

 * 

Quelle:

Kommentar vom 4. September 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





POLITIK/293: Aktionsprogramm Insektenschutz beschlossen - "Wir können das Insektensterben stoppen" (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 4. September 2019

Schulze: "Wir können das Insektensterben stoppen"

Bundeskabinett beschließt umfangreiches Aktionsprogramm für den
Insektenschutz



Das Bundeskabinett hat heute auf Vorschlag von Bundesumweltministerin
Svenja Schulze das "Aktionsprogramm Insektenschutz" beschlossen. Es
handelt sich um das bisher umfangreichste Maßnahmenpaket der
Bundesregierung zum Schutz von Insekten und ihrer Artenvielfalt. Mit
konkreten Maßnahmen in neun Handlungsbereichen adressiert das Programm
alle wesentlichen Ursachen des Insektensterbens, unter anderem mit
deutlich strengeren Regeln zum Einsatz von Pestiziden. Der Bund stellt
künftig jährlich 100 Mio. Euro mehr für den Insektenschutz und die
Insektenforschung zur Verfügung.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Eine Welt ohne Insekten ist
nicht lebenswert, wir Menschen sind auf die Leistungen der Insekten
dringend angewiesen. Das Insektensterben ist dramatisch und es hat
viele Ursachen. Aber mit den richtigen Maßnahmen in vielen Bereichen
ist die Trendumkehr zu schaffen. Wir können das Insektensterben
stoppen. Mit dem Aktionsprogramm liegt nun ein Maßnahmenpaket vor, das
genau festlegt, was die Bundesregierung konkret unternehmen wird, um
den Abwärtstrend bei den Insekten und ihrer Artenvielfalt aufzuhalten.
Ich bin besonders froh, dass es uns gelungen ist, Insekten künftig
auch in der Agrarlandschaft besser zu schützen: Die Bundesregierung
verbietet den Glyphosateinsatz zum europarechtlich frühestmöglichen
Zeitpunkt im Jahr 2023 und wird den Einsatz schon vorher deutlich
einschränken. Mindestens genauso wichtig für die Insekten ist, dass
auch der Einsatz von allen anderen Pestiziden deutlich verringert
wird. Alles, was Insekten hilft, wollen wir fördern und alles, was
ihnen schadet, werden wir vermeiden."

Neben strengeren Regeln wird auch die Finanzierung des
Insektenschutzes stark verbessert: Der Bund wird pro Jahr 100 Mio.
Euro zusätzlich für die Förderung von Insektenschutzmaßnahmen
innerhalb und außerhalb der Agrarlandschaft sowie für
Insektenforschung bereitstellen. Dazu gehören Mittel in Höhe von 50
Mio. Euro pro Jahr für einen Sonderrahmenplan für den Insektenschutz
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und
des Küstenschutzes" (GAK). Dazu kommen 25 Mio. Euro Bundesmittel für
konkrete Insektenschutzprojekte auch außerhalb der Agrarlandschaft
sowie weitere 25 Mio. Euro pro Jahr für die Insektenforschung und den
Aufbau eines bundesweiten Insektenmonitorings.

Zudem werden Schutzgebiete gestärkt und für Insekten besonders
wichtige Lebensräume besser geschützt: der gesetzliche Schutz wird auf
die Biotope "Artenreiches Grünland" und "Streuobstwiesen" erweitert
und in einem Großteil der Schutzgebiete wird es ein vollständiges
Verbot geben für den Einsatz von Herbiziden und
biodiversitätsschädigenden Insektiziden. Auch wird bei der Anwendung
von Pflanzenschutzmitteln der Mindestabstand zu Gewässern auf 10 m
festgelegt, bzw. auf 5 m dort, wo die Abstandsfläche dauerhaft begrünt
ist.

Diese Regelungen werden noch in dieser Legislaturperiode durch ein
Insektenschutzgesetz und parallele Rechtsverordnungen verbindlich
vorgegeben, mit Änderungen im Naturschutzrecht, Pflanzenschutzrecht,
Düngerecht sowie im Wasserrecht.

Weitere Maßnahmen des Aktionsprogramms widmen sich dem Schutz und der
Wiederherstellung von Insektenlebensräumen vom Land bis zur Stadt; der
Eindämmung der Lichtverschmutzung, der Reduzierung von Nähr- und
Schadstoffeinträgen in Insektenlebensräume sowie der Unterstützung des
Engagements für Insekten in der gesamten Gesellschaft.

Mehr Informationen zum Aktionsprogramm Insektenschutz

finden sie hier:

www.bmu.de/insektenschutz

www.bmu.de/PU566

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 146/19, 04.09.2019

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)

Arbeitsgruppe Presse, Öffentlichkeitsarbeit, Neue Medien

Stresemannstraße 128-130, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 305-0, Fax: 030/18 305-2044

E-Mail: presse@bmu.bund.de

Internet: www.bmub.bund.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





PROTEST/159: Klimaschutz bei Europäischer Investitionsbank nicht ausbremsen (urgewald)


urgewald - Kampagne für den Regenwald - Berlin, 4. September 2019

Altmaier darf Klimaschutz bei Europäischer Investitionsbank nicht
ausbremsen

- Protest vor Bundeswirtschaftsministerium & vor deutscher
US-Botschaft

- NGOs fordern Einsatz für eine vollständig Fossil-freie EIB 

- EIB-Mitgliedsstaaten diskutieren Richtlinienentwurf nächste Woche



Heute haben die Gruppen urgewald und 350.org vor dem
Bundeswirtschaftsministerium protestiert, kurz nach Protesten der NGO
Oilchange International vor der deutschen Botschaft in Washington. Sie
forderten das Wirtschaftsministerium auf, die neue Energierichtlinie
der Europäischen Investitionsbank nicht abzuschwächen.

Die EIB ist die größte multilaterale Geldgeberin der Welt und steht an
zentraler Stelle beim klimaschonenden Umbau der Energiesysteme
Europas. Laut Entwurf für eine neue Energierichtlinie will sie ab 2021
keine fossilen Energievorhaben mehr finanzieren - Umwelschutzgruppen
kritisieren zwar Lücken für die Finanzierung von Atom- sowie so
genannter "Low Carbon Gas"-Projekte, sind ansonsten aber zufrieden.
Bislang steckt die EIB Milliarden in klimaschädliche Gas-Infrastruktur, 
etwa die Pipeline Southern Gas Corridor.

Derzeit erarbeiten die EIB-Mitgliedsländer ihre Stellungnahmen. Beim
Treffen des Verwaltungsrats Anfang kommender Woche könnte es bereits
zu einer Entscheidung kommen. Die Stimme Deutschlands als einem der
größten Teilhaber wird entscheidend sein. Während vom
Umweltministerium Zustimmung zu erwarten ist, hat sich
Wirtschaftsminister Altmaier immer wieder für eine weitere finanzielle
Unterstützung der Gasindustrie ausgesprochen.

Regine Richter, Energie-Campaignerin bei urgewald, sagt: "Die
Bundesregierung hat die einmalige Chance, die Energieversorgung der EU
mithilfe der EIB klimaschonend zu organisieren. Hier hat der
Klimakiller Gas keinen Platz mehr."

Kate Cahoon, Senior Germany Campaignerin bei 350.org, sagt: "Dass die
EIB aus Kohle und Gas aussteigen und stattdessen kleinere Projekte für
Erneuerbare und Energieeffizienz fördern will, könnte wirklich dazu
beitragen, dass Europa den richtigen Weg zur Bekämp-fung des
Klimawandels einschlägt. Es ist entscheidend, dass die Politik die
neue Kreditvergabepolitik unterstützt."

 * 
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MASSNAHMEN/304: An der Elbe entsteht neue Auenwildnis (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND): 

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem Bundesamt für Naturschutz vom 04.
September 2019

An der Elbe entsteht neue Auenwildnis

- Spatenstich: Auwald Hohe Garbe wird an die Elbe angebunden
- "Lebendige Auen für die Elbe" als Projekt der UN-Dekade Biologische
Vielfalt ausgezeichnet



Berlin/Lenzen/Wanzer. Mit einem feierlichen Spatenstich beginnt heute
die Wiederanbindung einer der wichtigsten Auwälder der Unteren
Mittelelbe - der Hohen Garbe - an die Elbe. Im Rahmen des Projektes
"Lebendige Auen für die Elbe" werden im Gebiet der Hohen Garbe in
Sachsen-Anhalt ein ehemaliger Deich an mehreren Stellen geöffnet und
alte Flutrinnen reaktiviert. So kann der Fluss den Wald wieder
regelmäßig überfluten und sich eine naturnahe Auenlandschaft
entwickeln. Das Vorhaben des auf Burg Lenzen ansässigen Auenzentrums
des Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) wird im
Bundesprogramm Biologische Vielfalt vom Bundesamt für Naturschutz
(BfN) gefördert.

Anlässlich des Spatenstichs überreicht BfN-Präsidentin Beate Jessel
die Auszeichnung als offizielles Projekt der UN-Dekade Biologische
Vielfalt. "Naturnahe Hartholzauen, wie wir sie hier in der Hohen Garbe
noch vorfinden, bedecken heute nur noch ein Prozent ihrer
ursprünglichen Fläche. Gleichzeitig erfüllen intakte Auen nicht nur
eine Vielzahl von Funktionen für Natur und Gesellschaft, sondern
gehören zu den artenreichsten Lebensräumen Mitteleuropas. Denn sie
bilden Refugien für seltene und bedrohte Arten wie Fischotter,
Seeadler oder Rotbauchunke", sagt Beate Jessel. Sie überreicht
Projektleiterin Meike Kleinwächter heute die Auszeichnung als
offizielles Projekt der UN-Dekade Biologische Vielfalt. "Vor allem die
vorbildliche Einbeziehung der örtlichen Bevölkerung und eine
Öffentlichkeitsarbeit mit bundesweiter Ausstrahlung sorgen dafür, dass
der Wert naturnaher Auen im gesellschaftlichen Bewusstsein besser
verankert und erlebbar gemacht wird. Das hat die Fach-Jury der
UN-Dekade nachhaltig beeindruckt", betont Jessel.

"Wir geben der Elbe in diesem Projekt rund 400 Hektar Auenlandschaft
zurück", sagt Hubert Weiger, Vorsitzender des BUND, vor Ort. "Gerade
angesichts der Klimakrise sind intakte Auen besonders wichtig. Sie
halten Wasser lange in der Landschaft zurück. Dadurch reduzieren sie
zum einen die Hochwassergefahr und verhindern zudem in
niederschlagsarmen Jahren das Austrocknen ganzer Landstriche. Auch
filtern und reinigen sie das Wasser, sichern so unsere
Trinkwasserversorgung und schützen die Meere vor einer noch stärkeren
Belastung durch Nähr- und Schadstoffe", so Weiger weiter. "Naturnahe
Auen sind also wertvolle Ökosysteme, die viele bedeutende Aufgaben für
die Gesellschaft übernehmen. Mit unserem Projekt 'Lebendigen Auen für
die Elbe' leisten wir hierzu einen wichtigen Beitrag."

Nach dem heutigen Spatenstich wird der alte Deich in den kommenden
Monaten nach und nach geschlitzt, so dass sich die Elbe schon bei
kleinen Hochwasser-Ereignissen im Gebiet verteilen kann. Dazu hebt das
BUND-Auenzentrum auch alte Flutrinnen aus, über die das Wasser
einströmen kann. Den Hochwasserschutz übernimmt seit den 1980er Jahren
ein damals errichteter, weiter landeinwärts gelegener Deich. Zudem
sorgen über 10.000 neu angepflanzte Bäume und Sträucher dafür, dass
sich der alte Auwald ausbreitet. Auch haben Amphibien und
Uferschwalben Tümpel beziehungsweise eine Steilwand, die dieses
Frühjahr neu angelegt wurden, sofort besiedelt - ein Beleg dafür, dass
diese Lebensräume bisher fehlten und dass bereits Erfolge für die
Artenvielfalt im Gebiet sichtbar sind.

Mehr Informationen

Projekt "Lebendige Auen für die Elbe":

Seit 2012 arbeitet das Projektteam des BUND-Auenzentrums unter anderem
daran, den alten Auwald in der Hohen Garbe zu revitalisieren. Es
werden Flächen im Rahmen eines laufenden Bodenordnungsverfahrens
erworben, damit sich der Auwald natürlich und ungestört entwickeln
kann und junger Auwald wird gepflanzt. Dies alles geschieht im engen
Dialog mit Anwohnerinnen und Anwohnern, Nutzerinnen und Nutzern der
Hohen Garbe. Zudem erarbeitet das Projekt Vorschläge, wie die Hohe
Garbe mit anderen naturnahen Auen in der Region besser vernetzt werden
kann, etwa mit der ersten großen Deichrückverlegung Deutschlands in
der Lenzener Elbtalaue, die ebenfalls das BUND-Auenzentrum umgesetzt
hat. Auch sind die umfassende Information der Öffentlichkeit über
Vielfalt und Nutzen intakter Auen und Angebote zum Erleben naturnaher
Auen wichtige Aufgaben des Projektes. Dazu entstand etwa das AuenReich
auf Burg Lenzen und die prämierte, zusammen mit Anwohnern erarbeitete
Auentour-App im Umfeld der Hohen Garbe.

"Lebendige Auen für die Elbe" wird im Rahmen des Bundesprogrammes
Biologische Vielfalt vom Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit
gefördert. Weitere Fördermittelgeber sind die Umweltstiftung Michael
Otto, die Allianz Umweltstiftung, die Stiftung Umwelt, Natur- und
Klimaschutz des Landes Sachsen-Anhalt, Lotto-Toto Sachsen-Anhalt sowie
die Deutsche Postcode Lotterie.

www.bund.net/elbauen

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Die Vereinten Nationen haben den Zeitraum von 2011 bis 2020 als UN-
Dekade Biologische Vielfalt ausgerufen, um dem weltweiten Rückgang der
Naturvielfalt entgegenzuwirken. Die UN-Dekade Biologische Vielfalt in
Deutschland lenkt mit der Auszeichnung vorbildlicher Projekte den
Blick auf den Wert der Naturvielfalt und die Chancen, die sie uns
bietet. Gleichzeitig zeigen diese Modellprojekte, wie konkrete
Maßnahmen zum Erhalt biologischer Vielfalt, ihrer nachhaltige Nutzung
oder der Vermittlung praktisch aussehen können. Über die Auszeichnung
von Projekten entscheidet eine unabhängige Fachjury, an der Vertretern
aus unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen beteiligt sind.

www.undekade-biologischevielfalt.de

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 04.09.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net



veröffentlicht im Schattenblick zum 5. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STELLUNGNAHME/566: Neues Insektenschutzprogramm wichtiger Schritt in richtige Richtung (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 4. September
2019

NABU: Neues Insektenschutzprogramm ist wichtiger Schritt in
>richtige Richtung

Miller: Maßnahmen schnell umsetzen, damit Programm zum Erfolg wird



Berlin - Der NABU begrüßt das Aktionsprogramm Insektenschutz der
Bundesregierung, das heute vom Kabinett beschlossen werden soll.
Erstmals gibt es damit in Deutschland ein spezielles Programm zum
Schutz einer Gruppe von Lebewesen.

"Die Bundesregierung hat die Systemrelevanz der Insekten erkannt. Die
Leistungen von Wildbienen und Co. als Bestäuber und im Nahrungsnetz
können wir gar nicht hoch genug einschätzen. Doch durch
Lebensraumverlust, hohen Pestizideinsatz und Überdüngung verschwinden
Insekten in rasantem Tempo. Ein bundesweites Aktionsprogramm zu ihrem
Schutz ist entscheidend - aber es darf kein Papiertiger werden. Ein
Erfolg wird es erst dann, wenn die Bundesregierung jetzt alle
Maßnahmen schnell und ohne Ausnahmen umsetzt", so 
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Positiv bewertet der NABU, dass die Bundesregierung ab sofort 100
Millionen Euro pro Jahr für den Insektenschutz bereitstellt.
Finanziert werden sollen damit Forschungsprojekte, die Erfassung der
Insektenbestände in Deutschland und Schutzmaßnahmen in Landwirtschaft,
Städten, Wäldern und an Gewässern. Neu ist, dass künftig auch
Lebensräume aufgrund ihrer Bedeutung für Insekten geschützt werden
können. Dazu zählen etwa Säume und Hecken als Übergänge zwischen
verschiedenen Zonen, wie Wald und Feld. Zudem soll es erstmals ein
Insektenschutzgesetz geben, das Regelungen zu Biotopen, Abständen zu
Gewässern, dem Einsatz von Herbiziden und Pestiziden sowie zur Düngung
bündeln soll.

Künftig werden auch in zahlreichen Schutzgebieten Herbizide und
Insektizide verboten sein, in denen ihr Einsatz bislang erlaubt war -
dies kann für bis zu 20 Prozent der deutschen Landesfläche gelten.
Auch bei seinen eigenen Institutionen möchte der Bund künftig auf
Insektengifte verzichten, etwa bei der Bundeswehr, an
Bundesfernstraßen und Bahngleisen. "Alle diese Maßnahmen müssen jetzt
ohne wenn und aber umgesetzt werden. Die dramatische Situation der
Insekten duldet keinen Aufschub", so Miller.

Der NABU begrüßt auch, dass im kommenden Jahr über 70 Millionen Euro
zusätzlich an EU-Agrargeldern in Naturschutzmaßnahmen der Bundesländer
umgeleitet werden können. Dies reicht nach Einschätzung des NABU
allerdings nicht aus: Bis zu 15 Prozent der pauschalen
Flächensubventionen können auf diese Weise umgewandelt werden,
Deutschland nutzt jetzt jedoch statt bislang 4,5 nur sechs Prozent -
und das zunächst auch nur für 2020. "Dieser Schritt war überfällig.
Hierzulande klafft eine riesige Finanzlücke von fast einer Milliarde
im Naturschutz, da ist diese Umschichtung viel zu gering. Der
entscheidende Hebel für das Überleben der Insekten liegt ohnehin in
Brüssel: Die Bundesregierung muss jetzt eine naturverträgliche
Agrarreform vorantreiben, die Standards und Anreize für insekten- und
klimaschonende Produktion setzt und die umweltschädlichen
Flächenprämien beendet", so Miller.



Forderungen des NABU zum Insektenschutz:

www.NABU.de/imperia/md/content/nabude/insekten/180302-aktionsprogramm_insekten_nabu-hintergrund.pdf

 * 
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STELLUNGNAHME/565: Aktionsprogramm Insektenschutz - Unkonkret, unambitioniert und unzureichend (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 4. September 2019

BUND kritisiert: Unkonkret, unambitioniert und unzureichend. 

Aktionsprogramm Insektenschutz wird Herausforderung nicht gerecht



Berlin. Das Insektensterben hat dramatische Ausmaße angenommen. Die
von der Bundesregierung im Koalitionsvertrag getroffene Vereinbarung,
ein Aktionsprogramm Insektenschutz zu verabschieden, hat lange auf
sich warten lassen. Mehr als ein Jahr haben die Ministerien über die
vom Bundesumweltministerium vorgelegten Maßnahmenvorschläge
verhandelt. Das Ergebnis ist enttäuschend.

"Unkonkret, unambitioniert und unzureichend ", kritisiert Olaf Bandt,
Geschäftsführer für Politik und Kommunikation beim Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND), den heutigen Kabinettsbeschluss zum
Insektenschutz. "Das nun vorgelegte Aktionsprogramm reicht nicht aus,
um eine Trendumkehr beim Insektenschutz einzuleiten und die weitere
Ausrottung zu verhindern. Trotz monatelanger Verhandlungen hat es die
Bundesregierung nicht geschafft, verbindliche Entscheidungen zu
treffen. Weder im Bereich der Agrarpolitik, beim zügigen
Glyphosat-Ausstieg oder bei der Einschränkung der Pestizidzulassung
hat die Regierung geliefert." Aus Sicht des BUND ist das gesamte
Programm bei der Ausgestaltung der Maßnahmen, der Zielsetzung und
Zeitvorgaben, wie beim finanziellen Rahmen zu unkonkret.

Positiv ist zu bewerten, dass sich die Bundesregierung grundsätzlich
zu mehr Strukturvielfalt und Insektenlebensräume in der
Agrarlandschaft bekennt. Doch auch hier verzichtet der Aktionsplan
darauf, konkrete Maßnahmen zu benennen oder zeitliche und finanzielle
Rahmensetzungen aufzuzeigen. "Konsequenter Artenschutz geht anders",
so Bandt weiter. Dass der im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe
Agrarstruktur und Küstenschutz zugesagte Sonderrahmenplan
Insektenschutz mit insgesamt 50 Millionen Euro ausgestattet werden
soll, sei da schon ein Fortschritt.

"Bei einigen Punkten konnte Umweltministerin Schulze
Landwirtschaftsministerin Klöckner Zugeständnisse abringen", erläutert
der BUND-Geschäftsführer. Ab 2021 sollen Herbizide und
biodiversitätsschädigende Insektizide in Schutzgebieten verboten und
verbindliche Mindestabstände zu Gewässern von fünf Metern bei
dauerhafter Begrünung oder zehn Meter ohne diese eingeführt werden.
"Ein Verbot von Pestiziden in Schutzgebieten war eine unserer
zentralen Forderungen. Wir sind erleichtert, dass dieser notwendige
Schritt zum Schutz der Insekten auch Dank der fast 190.000
Unterstützerinnen und Unterstützer unserer Kampagne nun umgesetzt
wird. Von den Regierungsfraktionen erwarten wir, diese Vereinbarungen
im anstehenden Gesetzgebungsverfahren nicht wieder abzuschwächen."

Bei dem Ackergift Glyphosat hat die Bundesregierung es verpasst, eine
Vorreiterrolle einzunehmen. Der Ausstieg ist erst für 2023, mit
Auslaufen der aktuellen EU-Zulassung, angekündigt. "Das ist viel zu
spät und ein Rückschlag für den Insektenschutz", kommentiert Bandt.
"Und das einzelne Anwendungen beispielsweise in Haus- und Kleingärten
bereits vorher verboten werden ist ein Teilerfolg, zeigt aber wieder
einmal, dass die Agrarindustrie geschont wird."

Weitere Informationen:

Ein Hintergrundpapier mit einer ersten Bewertung des

Insektenaktionsplans finden Sie unter:

www.bund.net/insektenaktionsplan

 * 
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TAGUNG/1843: "Klimawandel vor der Haustür - unsere Zukunft gemeinsam gestalten!", Berlin, 26.9.


Helmholtz-Verbund REKLIM - 16. August 2019

"Klimawandel vor der Haustür" - REKLIM -Konferenz



Anlässlich der internationalen wissenschaftlichen Konferenz "Our
Climate - Our Future: Regional Perspectives on a Global Challenge"
lädt der Helmholtz-Verbund Regionale Klimaänderungen (REKLIM) zu einer
öffentlichen Veranstaltung in Berlin ein. Im Mittelpunkt steht der
Dialog von Vertreterinnen und Vertretern aus Politik, Behörden,
Verbänden, Wirtschaft sowie interessierten Bürgerinnen und Bürgern.

Datum:

Donnerstag | 26. September 2019 | 09.00-15.30 Uhr

Ort:

Umweltforum | Pufendorfstraße 11 | 10249 Berlin

ANMELDUNG
Die Teilnahme an der Veranstaltung ist kostenlos.
Eine Anmeldung ist jedoch erforderlich unter:
reklim-conference-2019.de/public-engagement-day/anmeldung

KONTAKT

E-Mail: info@reklim.de

www.reklim-conference-2019.de

Klimawandel vor der Haustür - unsere Zukunft gemeinsam
gestalten

PROGRAMM

08.30 Uhr

Registrierung

09.00 Uhr

Begrüßung

- Dr. Michael Meister (Parlamentarischer Staatssekretär
bei der Bundesministerin für Bildung und Forschung)

- Prof. Dr. Antje Boetius (Forschungsbereichskoordinatorin
Erde und Umwelt der Helmholtz-Gemeinschaft; Direktorin
Alfred-Wegener-Institut Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung)

- Prof. Dr. Peter Braesicke (Karlsruher Institut für
Technologie; wissenschaftlicher Koordinator REKLIM)

09.40 Uhr

Klimawandel vor der Haustür

Witterungsextreme und Insekten:

Risiken und Risikomanagement in Brandenburgs Wäldern

Dr. Katrin Möller (Leiterin Fachbereich Waldschutz und

Wildökologie, Landesbetrieb Forst Brandenburg,

Landeskompetenzzentrum Forst Eberswalde, LFE)

Klimawandel und Waldbrandgefahr im Land Brandenburg

Frank Kliem (Vizepr�sident Landesfeuerwehrverband

Brandenburg)

Kaffeepause (30 Min.)

Dürre 2018 und ihre volkswirtschaftlichen Schäden



Dr. Andreas Marx (Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung

UFZ, REKLIM Topic-Sprecher, Leipzig)

Landwirtschaft im Klimawandel - Dürre und

Starkregen begegnen

Dr. Claas Nendel (Leibniz-Zentrum für

Agrarlandschaftsforschung (ZALF) e. V., Müncheberg)

Regenwassermanagement in Berlin unter den

Anforderungen des Klimawandels

Dr. Carin Sieker (Leiterin Strategie im Bereich

Abwasserentsorgung der Berliner Wasserbetriebe BWB)

12.00 Uhr

Gesprächsrunde mit den Vortragenden

12.30 Uhr

Mittagspause mit Imbiss

13.45 Uhr

Zukunft gemeinsam gestalten

Impulsvortrag | Veränderungen wahrnehmen - Zukünfte

gestalten: Der Klimawandel als soziale Herausforderung



Prof. Dr. Beate Ratter (Universität Hamburg und

Helmholtz-Zentrum Geesthacht; REKLIM Topic-Sprecherin)

Podiumsdiskussion | Was bedarf es, um die Zukunft

gemeinsam nachhaltig zu gestalten?

Raphael Fellmer (SIRPLUS - Social Impact Startup gegen

Lebensmittelverschwendung)

Prof. Dr. Maja Göpel (Generalsekretärin

Wissenschaftlicher Beirat der Bundesregierung Globale

Umweltveränderungen, WBGU)

Prof. Dr. Beate Ratter (Universit�t Hamburg und

Helmholtz-Zentrum Geesthacht; REKLIM Topic-Sprecherin)

Martin Schmied (Umweltbundesamt, Leiter Abteilung I 2

Verkehr, Lärm und räumliche Entwicklung)

Alexia Wolf (Fridays for Future Regionalgruppe Rostock)

ab 15.30 Uhr

Gelegenheit zu Gesprächen bei Kaffee und Kuchen



- AWI | Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und -Meeresforschung



	DLR | Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt

	FZJ | Forschungszentrum Jülich

	GEOMAR | Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

	GFZ | Helmholtz-Zentrum Potsdam - Deutsches GeoForschungsZentrum

	HMGU | Helmholtz-Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und Umwelt

	HZG | Helmholtz-Zentrum Geesthacht - Zentrum für Material- und Küstenforschung

	KIT | Karlsruher Institut für Technologie

	UFZ | Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung



 * 
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TAGUNG/1842: Für eine Olympiade in Tokyo, die die Gefahren von Fukushima nicht verschweigt - Dortmund, 14.-15.9.


Radiolympics

Tokyo 2020

2011: Super-Gau Fukushima

2020: Olympiade in Fukushima

Baseball- und Softball-Wettkämpfe werden in Fukushima ausgetragen


"Strahlende Spiele..."

Für eine Olympiade in Tokyo, die die Gefahren von Fukushima nicht
verschweigt



Konferenz vom 14. bis 15. September 2019

in der Auslandsgesellschaft.de e.V. in Dortmund

Veranstalter:

Deutsch-Japanische Gesellschaft Dortmund

in der Auslandsgesellschaft.de e.V.

In Kooperation mit

Heinrich Böll Stiftung NRW

(Weitere Unterstützer: u.a. Evangelisch-Lutherische Landeskirche
Braunschweig)



Vom 24. Juli bis zum 09. August 2020 werden in Japan die Olympischen
Spiele stattfinden. Wir befürworten diese Spiele im Geiste eines
fairen Sports, des Wettkampfes und als ein Fest der
Völkerverständigung. Japaner, egal ob sie in Japan oder im Ausland
leben, freuen sich auf diese Spiele in ihrem Land.

Die japanische Regierung möchte jedoch mit diesen Spielen ein Land
zeigen, in dem es die Katastrophe von Fukushima nicht gegeben hat.
Weder die Katastrophe von Fukushima vor neuneinhalb Jahren noch die
Folgen für die Umwelt und die Menschen sollen thematisiert werden. In
dem offiziellen Bild von Japan gibt es auch keine Umweltbewegung und
keine Protestbewegung. Im Gegenteil: Es soll eine Gesellschaft gezeigt
werden, die die Katastrophe von Fukushima überwunden hat. So sollen in
der Stadt Fukushima Baseball und Softball-Tourniere stattfinden.

Mit der Konferenz möchten wir jene zu Wort kommen lassen, die sich mit
der aktuellen Öffentlichkeitsstrategie der Regierung auseinandersetzen
und die die Folgen der Katastrophe für die geflohenen Menschen, ihre
Kinder und für die Umwelt aufzeigen können. Wir möchten auch zeigen,
mit welchen Fragen sich die Umweltbewegung in Japan heute
auseinandersetzt und welche Proteste es immer noch gibt.

Wir möchten auch fragen, ob zivilgesellschaftliche Initiativen in
Deutschland Aktionen planen, um "Sand im Getriebe" einer
Öffentlichkeitsstrategie zu sein, die alle Risiken und die Krise nach
Fukushima negiert. Können wir Kontakte zu Medienhäusern vor den
olympischen Spielen aufzunehmen, so dass während der olympischen
Spiele auch über Fukushima und seine Folgen berichtet werden kann? Zu
der Konferenz sind auch Partner eingeladen, die sich in anderen
europäischen Ländern mit den Folgen von Fukushima auseinandersetzen.

Wir, eine europaweit aktive Gruppe von Japanern und Deutschen, würden
uns freuen, Sie/Euch bei der Konferenz begrüßen zu können.

Rückfragen und Anmeldung:

Shinobu Katsuragi Sk06217081@yahoo.co.jp

Tagungsadresse:

Auslandsgesellschaft.de. e.V.

Steinstr. 48, 44147 Dortmund

(Nach jedem Vortrag ist anschließend eine Diskussion mit den
Teilnehmern eingeplant)

Tagungskosten: 
Kosten für das Programm (und im Programm enthaltene
Verpflegung) betragen 40 EUR. [20 EUR für Studierende und
Rentner*Innen].
(Tagesteilnahme und Teilnahme an einzelnen Programmpunkten nach
Rücksprache)

Übernachtungsmöglichkeit: 

Im Jugendgästehaus Adolph Kolping sind einige Betten
vorreserviert. Ü/Fr. ca. 60-80 EUR (inklusive Bettensteuer). Bei der
Anmeldung bitte klären, ob hier noch Plätze frei sind.



Programm Teil I, Samstag, den 14. September 2019

14.00 h
Begrüßung und Vorstellung des Programms/Kennenlernen

Teilnehmer berichten über ihre Initiativen und Aktionen und äußern
ihre Erwartungen an die Konferenz

Was passiert in Japan nach Fukushima?

- Ein interdisziplinärer Überblick

14.45 h 

"Fukushima: Alles unter Kontrolle.

Medienstrategie der Japanischen Regierung"

Eiichi Kido (Professor für Politik, Universität Osaka/Bochum)

15.30 h

Kaffee & Tee

16.00 h 

"Gesundheitliche Folgen der radioaktiven Strahlung in Fukushima
heute" 

Dr. Hagen Scherb (ehem. Helmholtz Zentrum München)

16.45 h 

"Die Situation der Kinder und ihrer Familien"

Yoko Schlütermann (Präsidentin der Deutsch-Jap. Gesellschaft Dortmund,
Initiatorin für "Hilfe für Japan")

17.30 h

"Die Situation der AKW Arbeiter in Fukushima"

Felix Jawinski (Japanologe, Universität Leipzig)

18.15 h

"Tokyo 2020: Olympia und die Argumente der Gegner"



Andreas Singler (Japanologe und freier Journalist)

19:00 h

Imbiss und Getränke

20.00 h 

"Was bedeutet die aktuelle Situation in Japan für Sportler und
Besucher"

Diskussionsrunde mit den Referenten / Teilnehmern

20:45 h

Informeller Austausch

Programm Teil II, Sonntag, den 15. September 2019:

Was planen zivilgesellschaftliche Initiativen

für das Jahr der Olympischen Spiele in Tokyo,

damit Fukushima nicht verschwiegen wird?

- Ein Überblick des Bürgerengagements in Deutschland / Europa und
Japan -

09:00 h 

"Über den Sinn der internationalen Vernetzung der Bürgerinitiative
im Jahr der Olympia in Tokyo."

Peter Junge-Wentrup (Geschäftsführer a.D. des Internationalen
Bildungsund Begegnungszentrum Dortmund)

09:15 h 

Deutsche Umweltpolitikerin mit ihrem Blick auf Japan.

Sylvia Kotting-Uhl MdB (Bündnis 90/Die Grünen, Vorsitzende des
Ausschusses für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit)

Eine Videobotschaft

09:30 h 

"Über die Aktionen in Tokyo und Fukushima im März 2020"

Martin Kastranek (Heinrich-Böll-Stiftung Schleswig-Holstein)

10:00 h 

IPPNW - Kampagne "Tokyo 2020 - The Radioactive Olympics"

Dr. Annette Bänsch-Richter-Hansen (IPPNW Deutschland)

10.30 h

Kaffee / Tee

11.00 h 

"Durchgeführte und geplante Aktionen zum Thema Tokyo/Fukushima
2020" 

Paul Koch (EuAW Braunschweig), Petra Alt (Sayonara Nukes Düsseldorf)
und Yoko Kawasaki (Yosomono-Network)

11.45 h

"Was können wir als europäische Bürger dazu beitragen,
damit Fukushima nicht verschwiegen wird?"

Diskussionsrunde und offenes Mikrophon mit Referenten/Teilnehmern

12:30 h 

TeilnehmerInnen fordern Schutz der BürgerInnen

Vorstellung/Abstimmung einer gemeinsamen Abschlusserklärung

13.15 h

Imbiss und Abschluss der Konferenz

 * 

Quelle:

Einladung zur Tagung: Für eine Olympiade in Tokyo,

die die Gefahren von Fukushima nicht verschweigt, August 2019

Veranstalter: Deutsch-Japanische Gesellschaft Dortmund
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ERSTAUFLAGE/1019: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3025 (SB)


Wim Vandemaan

Ich erinnere mich

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3025



Rudyn, 2. bis 22. Dezember 2045 NGZ; Vecuia, vor langer Zeit

Auf Rudyn steht Zemina Paaths Nashadaan unsichtbar in einem Park vor
der Zheobitt-Klinik in Neu-Terrania. In seinem Innern implantieren der
Chefarzt der BJO BREISKOLL Matho Thoveno und Pa-Shomen, der führende
Neuronalarchitekt des Ephelegonsystems, mit Hilfe des Paau das
Gehirnfragment des Thesans Eyx Xunath in Zeminas Gehirn. Ein äußerst
schwieriges Unterfangen, da sich in ihrem, wie sie es selbst nennt,
porösen Gehirn, winzige Neuronalkavernen befinden, die gefüllt werden
müssen. Als das Hirngewebe anfängt abzusterben, setzt Perry Rhodan
seinen Zellaktivator ein, um es zu revitalisieren. Dabei verliert er
selbst zwar kurz das Bewußtsein, doch die Operation gelingt.

Zemina Paath erinnert sich an einige Etappen in Eyx Xunaths Leben und
erzählt, was sich vor langer Zeit im Galaxien-Geviert der Vecuia
ereignet hat:

Das Galaxien-Geviert ist die Mächtigkeitsballung der Superintelligenz
VECU. Es besteht aus vier Sterneninseln. Ancaisin ist die Heimat der
Cairaner, Toytarila die der Ladhonen und Shu die der Shenpadri. Die
Thesanit, ein kleines Volk, das unter dem speziellen Schutz der VECU
steht, lebt in Tashgashith. Manchen Personen, die für VECU besonders
wichtig sind, verleiht sie relative Unsterblichkeit. Sie erhalten
Zugang zur Vitaltränke, einer Quelle reiner Vitalenergie.

Einen Kontakt zu VECU herzustellen, ist nur möglich, wenn die Thesanit
mit ihren mentalen Kräften und den Hyperkristallen ihrer Nashadaans,
die sie von VECU bekommen haben, eine Aureole erzeugen. Durch diese
Aureole können die Cairaner mit ihr sprechen.

VECU dient der Kosmokratin Mu Sargai. In ihrem Auftrag räumen sie und
ihre Hilfsvölker hinter verstorbenen Superintelligenzen auf und
beseitigen deren gefährliche technische Hinterlassenschaften. Die
Shenpadri haben den Auftrag, diese Hinterlassenschaften aufzuspüren
und zu bergen. Während die Ladhonen militärisch für Sicherheit sorgen,
indem sie mit ihren Raumschiffen als Keimzellen Ephemere Staaten
bilden, sind die Cairaner für die Vernichtung der gefährlichen Relikte
zuständig.

Den Thesanit kommt die Aufgabe zu, die Gefährlichkeit der
Hinterlassenschaft einer Superintelligenz einzuschätzen. In ihrem Volk
gibt es paranormal begabte Individuen, Lasha genannt. Eyx Xunath ist
ein solcher Thesan, der die Fähigkeit hat, mit Hilfe seines Paau im
Nashadaan auf den Temporalen Kanal zuzugreifen und in die Zukunft zu
sehen. Dieser Prozeß ist jedoch nicht ungefährlich. Wenn ein Lasha in
die Gegenwart zurückgefunden hat, bereitet ihm die Erinnerung an die
Zukunft oft unerträgliche Qualen. Es gibt sogar Fälle, bei denen
cairanische Wissenschaftler dem leidenden Lasha Hirnpartien entnehmen,
vor allem, wenn das Gesehene zu wertvoll ist, um vergessen zu werden.
Ein zweimaliges Betrachten derselben Zukunft ist nicht möglich.
Weshalb das so ist, wissen selbst die Thesanit nicht.

Eyx Xunath nimmt unter der Leitung des cairanischen Konsuls Numud
Stupandse an zahlreichen Kampagnen der VECU teil. Zum Beispiel in der
Galaxis Parnastare, der Mächtigkeitsballung der alten Superintelligenz
Quelle des Dunklen Sternensands, die im Sterben liegt. Die Vecuia muß
hinter ihr aufräumen. Obwohl die Operation planmäßig verläuft, ist
Numud Stupandse so beunruhigt, daß er Eyx Xunath bittet, in die
Zukunft zu schauen. Dieser sieht, daß in Parnastare ein besonders
gefährliches Waffensystem gefunden wird, das nicht auf Anhieb als
solches zu erkennen ist. Es gibt sich Positroniken gegenüber als
Gastprogramm aus, das sich zur Vereinfachung und Beschleunigung von
Verfahren anbietet. Irgendwann, wenn die Superintelligenz es will,
verwandelt es sich in eine destruktive Kraft, zerstört die
Betriebssysteme und die darauf basierenden Programme, kontaminiert
alle Daten, pervertiert sie, kopiert sie in Sekundenbruchteilen und
kopiert die Kopien, und bei jedem Kopiervorgang werden winzige Fehler
eingebaut, die sich summieren und explosionsartig verbreiten. Eyx
Xunath sieht auch, daß Stupandse ein Verräter ist, weil er diese Waffe
nicht vernichten, sondern für sich behalten wird.

Es ist ganz offensichtlich, daß diese Waffe in der Milchstraße zum
Einsatz gekommen ist und den Posizid sowie die Datensintflut
verursacht hat. Die Positroniken konnten sich nicht dagegen wehren,
weil diese Technologie alles überbot, was in der Milchstraße
datenverarbeitungstechnisch je verfügbar war.

Xunath fürchtet nun, wegen seines Wissens von Stupandse ermordet zu
werden. Doch der Cairaner vertraut ihm. Er lädt ihn sogar ins
Coomsystem ein, das sich in unmittelbarer Nähe des nicht in die Vecuia
integrierten Zweisamen Herzogtums der Aanweem befindet. Dort liegt
Allaicra, die Welt des ewigen Lebens. Stupandse erlaubt Xunath und
seinem Begleiter, dem Glasgast Oling, aus der Vitaltränke zu trinken.
Das macht die beiden relativ unsterblich und sie leben lange Zeit am
Rande einer verlassenen Eremitenstadt. Von Stupandse hört Eyx Xunath
nichts mehr, aber eines Tages erhält er Besuch von dem neuen Konsul
Attadh Machaimani. Dieser bittet den alten Lasha, bei der Erzeugung
einer Aureole mitzuwirken, damit die Cairaner mit der VECU sprechen
können, um mehr über die Hyperimpedanzerhöhung zu erfahren.

Xunath willigt ein und ist überrascht, als der Konsul ihm eine junge,
schwangere Thesan vorstellt. Normalerweise werden nur die erfahrensten
Thesanit mit dem Aufbau einer Aureole betraut. Erst später merkt er,
daß gerade die schwangere Challaize Paath etwas besonderes ist.
Normalerweise gehen bei der Erzeugung einer Aureole die Thesanit
nebeneinander durch eine ungestaltete Landschaft. Einer sieht den
anderen nur im Augenwinkel. Challaize Paath ist den anderen jedoch
immer einen Schritt voraus, so als wiese ihr Embryo den Weg.

In dieser von Zemina Paath, bei der es sich offenbar um Challaize
Paaths Tochter handelt, beschriebenen Landschaft, erkennt Gucky die
Gegend, durch die er sich bei einer Schmerzensteleportation kämpfen
muß.

In der von Challaize Paath und den anderen Thesanit erzeugten Aureole,
spricht die VECU von einem bevorstehenden Angriff, den sie nicht
abwehren kann und deshalb die Flucht ergreifen wird.

Zemina Paath muß eine Pause machen. Der Erinnerungsprozeß ist für sie
zu belastend. In einer von Reginald Bull einberufenen Besprechung
werden die Erkenntnisse diskutiert.

Offensichtlich ist es auch in der Vecuia wie überall sonst im
Universum im Jahre 1331 NGZ zur Hyperimpedanzerhöhung gekommen, durch
die die Mächtigkeitsballung von VECU in eine Krise geraten ist. Sind
die Cairaner, Ladhonen und Shenpadri nun im Auftrag der Kosmokratin Mu
Sargai in die Milchstraße gekommen, um die Technik der verschwundenen
Superintelligenz ES zu eliminieren? Oder geht es ihnen nur darum,
Vitalenergie abzuzapfen, weil sie keine Vitaltränke mehr haben?
Da die Milchstraße durch den Weltenbrand geschwächt war, stellte sie
ein leichtes Opfer dar. Doch Gucky vermutet, daß es noch etwas anderes
gibt, das diese drei Völker anzieht - einen Zugang zu etwas, das zu
verlieren die Milchstraße in eine Katastrophe führen wird.

Als Zemina Paath ihren Bericht fortsetzt, erfahren ihre Zuhörer, daß
Attadh Machaimani vermutet, die Vecuia sei unterwandert. Er beauftragt
Eyx Xunath, in die Zukunft zu schauen, um Gewißheit zu erlangen. Das
tut der Thesan auch, doch danach kann er sich nicht mehr an das
Gesehene erinnern.

Cairaner, Ladhonen, Shenpadri und die Thesanit bereiten sich auf die
Hyperimpedanz-Erhöhung vor. Cairaner und Ladhonen rüsten massiv auf
und optimieren die Hyperkristallgewinnung. In dieser Zeit erhält die
VECU einen neuen und sehr schwierigen Auftrag: Die
Hinterlassenschaften der Superintelligenz ETTAMA müssen beseitigt
werden. Doch die befinden sich in der Galaxis Rhe, 913 Millionen
Lichtjahre entfernt, für die Völker der Vecuia nach der Abwertung der
Hyperkristalle unerreichbar.

Die Kosmokratin Mu Sargai bietet eine Lösung. Sie gewährt den Einsatz
einer Bilokal-Sphäre, die von einer Sextadim-Hyperbel aus dem Fundus
einer zur Materiesenke gewordenen Superintelligenz erzeugt wird. Dabei
handelt es sich um einen 34 Kilometer durchmessenden Bereich der
Raumzeit, der aus dem Normaluniversum gestanzt wird und an zwei Orten
gleichzeitig existiert. Das heißt, Start- und Zielort sind identisch.

Da die Bilokal-Sphäre nach 181 Tagen erlöschen wird, müßte sich das
Räumkommando mächtig beeilen, wenn es nicht in Rhe stranden will. Eyx
Xunath rät deshalb, den Auftrag abzulehnen, doch da die VECU zur
Belohnung für die Übernahme des Auftrags die Sextadim-Hyperbel für
eigene Zwecke weiternutzen darf, ist Konsul Machaimani dafür, den
Auftrag anzunehmen. Xunath erkennt die Gier hinter Machaimanis
Ansinnen. Er ist überzeugt, daß der cairanische Konsul die Technologie
der Sextadim-Hyperbel rauben will.

Trotz übler Ahnungen ist Eyx Xunath bereit, die Reise in die ferne
Galaxis mitzumachen. Noch mehr beunruhigt es ihn, als Challaize Paath
berichtet, daß die VECU bei der Kontaktaufnahme in Flammen stand. Als
der Konsul die Superintelligenz fragte, wie es sein kann, daß sie da
ist, wo die Welt in Flammen steht, antwortete sie: "Ich bin das
Feuer." Xunath wertet diese Aussage als Hilferuf.

Im Halo von Rhe stößt der Einsatztrupp der Vecuia auf mehrere Planeten
im Kugelsternhaufen Balstavaan, deren Materie allmählich in Plutonium
umgewandelt wird. Hier ist offensichtlich eine Waffe im Einsatz. Die
in Rhe heimischen raumfahrenden Attazirrnern, die schon zwei ihrer
vier Welten verloren haben, nennen diese Transformationswaffe
Schwarzschlag. Zur Auffindung dieser verheerenden Waffe werden immer
mehr Lasha, cairanische und ladhonische Flottenverbände, sowie
Shenpadri-Spezialisten nach Rhe versetzt. Zu spät wird erkannt, daß
das ganze eine Falle ist. Während die cairanischen und ladhonischen
Flotten in Rhe gebunden sind, fällt die schutzlose Vecuia einem
Angriff der Phersunen zum Opfer. Der Einsatz in Rhe war nichts anderes
als ein gigantisches Ablenkungsmanöver. Die Phersunen errichten auf
all den von ihnen eroberten Welten Abyssale Triumphbögen. Eyx Xunath
und Oling überleben die Angriffe nur, weil Xunaths Nashadaan ihn nach
dem Austritt aus der Sphäre dazu drängt, durch den Temporalen Kanal zu
sehen. So sieht er den Untergang von VECU und der Vecuia. Doch alle
Warnungen kommen zu spät. Die Überlebenden müssen sich aus dem
Galaxien-Geviert zurückziehen.

Zemina Paath berichtet nur noch in Bruchstücken. Die Erinnerungen, die
aus ihrem Innern kommen, reißen ab. In einem letzten Fragment befindet
sich Eyx Xunath bei den Ayees, die ihn fragen, ob er ein Teaana sei.
Er bittet sie, ihr Gast sein zu dürfen. Zum Dank dafür könne er ihnen
die Zukunft vorhersagen. Die Ayees heißen ihn willkommen: "Sei unser
Gast. Und sei unser Wirt."

Xunaths Hirnfragment muß aus Zeminas Gehirn entfernt werden, denn es
stirbt ab. Die Mediker können nicht garantieren, daß der Rest noch
konserviert werden kann. Zemina Paath erholt sich sehr schnell von dem
Eingriff und ist nach kurzer Zeit wieder sie selbst.

Reginald Bull eröffnet Perry Rhodan und Atlan, daß sie von der
LFG-Regierung zu Liga-Kommissaren zur besonderen Verwendung ernannt
wurden. Atlan soll die militärpolitische Lage in der Milchstraße
erkunden, unter der besonderen Berücksichtigung der Situation in den
arkonidischen Baronien. Außerdem soll er sich um das sogenannte
Sternenrad der Cairaner kümmern, das bereits zweimal in den
Orion-Kriegen im 18. und 19. Jahrhundert NGZ eingesetzt wurde. Beide
Male in den Zeiten des Posizids, so daß keine verbürgten Informationen
darüber vorliegen. Angeblich handelt es sich dabei um eine Art mobiles
Sonnensystem.

Perry Rhodan wird mit der RAS TSCHUBAI am 7. Januar 2046 NGZ zu einer
Expedition ins Galaxien-Geviert starten. Weitere Besatzungsmitglieder
werden bereits geschult. Und es werden auch einige
Besatzungsmitglieder der THORA mitfliegen. Perry Rhodan hätte gerne
auch Zemina Paath dabeigehabt. Doch die weigert sich, mitzukommen. Die
Vecuia sei ein unheilvoller, verdorbener Ort. Das wisse sie nun, denn
sie erinnere sich.

4. September 2019
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BEGEGNUNG/1915: Kassel - Senioren-Tanznachmittag am 10. September 2019


Stadt Kassel

Tanznachmittag im Tanzzentrum Auepark



Zu einem Tanznachmittag mit Manni im Tanzzentrum Auepark,
Damaschkestraße 10, laden der Rot-Weiss-Klub Kassel und das städtische
Referat für Altenhilfe im Rahmen des Seniorenprogramms interessierte
Seniorinnen und Senioren ein. Die Veranstaltung findet statt am
Dienstag, 10. September, 15 Uhr. Die Tageskasse ist ab 14 Uhr
geöffnet. Der Eintritt für die zirka dreistündige Tanzveranstaltung
beträgt 2,50 Euro.

Informationen und weitere Termine unter der Telefonnummer 787-5024.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 2. September 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TOUR/7495: Mönchengladbach - Nachtwächter-Rundgang am 11. September 2019


Stadt Mönchengladbach

Nachtwächter-Rundgang am 11. September



Mit Hellebarde, Horn und Laterne geht es beim beliebten
Nachtwächter-Rundgang am Mittwoch, dem 11. September auf eine Reise in
längst vergangene Zeiten. Historische Plätze und Gebäude gehören
ebenso zu dieser spannenden Führung wie vielfältige "Döhnkes und
Vertäll" aus der Stadtgeschichte. Die Besucher erfahren, wer die drei
wichtigsten Personen des niederen Standes waren und mit welchen
Aufgaben Nachtwächter betraut waren, besuchen Orte, deren
ursprüngliche Bedeutung sie nicht erahnt hätten und hören Geschichten,
die sich darum ranken.

Der Nachtwächter-Rundgang startet um 19 Uhr, Treffpunkt ist der
Parkplatz am Geroweiher, Schild "Stadt-Touren". Karten sind zum Preis
von 8 Euro (Erwachsene) und 4 Euro (Kinder bis 14 Jahre) zzgl. einer
Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung erhältlich. Buchungen
beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82 09 80), beim Ticket- und
Infoservice der FIRST-Reisebüros (Tel.: 02161-93 09 20) sowie online
unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. September 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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